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EU-Kommission: Veröffentlichung eines Richtlinienvorschlags zur Bekämp-

fung von Briefkastenfirmen (ATAD 3) 

Die EU-Kommission hat am 22.12.2021 einen Richtlinienvorschlag zur Bekämp-

fung der missbräuchlichen Nutzung von sog. Briefkastenfirmen („shell entities“) 

für Steuerzwecke veröffentlicht. Gegenstand des Vorschlags sind in der EU an-

sässige Unternehmen, die keine substanzielle oder nur eine minimale Wirt-

schaftstätigkeit aufweisen. Für unter den Rechtsakt fallende Unternehmen ist ein 

grundsätzlich zweistufiger Substanztest vorgesehen. 

Auf der ersten Stufe des Substanztests erfolgt die Identifikation möglicher Brief-

kastenfirmen mittels drei kumulativer Kriterien:  

 Die Einnahmen des Unternehmens müssen in den vorangegangenen zwei 

Jahren zu mehr als 75 % aus „relevanten Einnahmen“ bestanden haben, also 

u.a. Zinsen, Lizenzeinnahmen und Dividenden, aber auch Einnahmen aus 

Dienstleistungen, die das Unternehmen an verbundene Unternehmen ausge-

lagert hat.  

 Voraussetzung ist zudem eine grenzüberschreitende Tätigkeit des Unterneh-

mens. Diese soll gegeben sein, wenn entweder die Buchwerte des im Ausland 

belegenen unbeweglichen und nicht betrieblichen Zwecken dienenden beweg-

lichen Vermögens (mit Ausnahme von Barmitten, Anteilen oder Wertpapieren) 

in den beiden vorangegangenen Jahren mehr als 60 % des Unternehmens-

vermögens ausgemacht haben oder, wenn die „relevanten Einnahmen“ des 

Unternehmens zu mindestens 60 % aus grenzüberschreitenden Transaktio-

nen erzielt oder darüber ausgezahlt werden. 

 Das Unternehmen muss darüber hinaus in den beiden vorangegangenen Jah-

ren die Verwaltung des Tagesgeschäfts und die Entscheidungsfindung hin-

sichtlich wichtiger Funktionen ausgelagert haben.  

Unternehmen, die alle drei Kriterien erfüllen, sollen aufgefordert werden, in ihren 

jährlichen Steuererklärungen zusätzliche Angaben zu machen. Ausnahmen sol-

len für börsennotierte Unternehmen und regulierte Finanzunternehmen, bestimm-

te Holdingunternehmen, die in demselben Mitgliedstaat steuerlich ansässig sind 

wie ihre Muttergesellschaft, sowie Unternehmen mit mindestens fünf eigenen 

Mitarbeitern bestehen. 

Auf dieser zweiten Stufe des Substanztests sind folgende Kernindikatoren nach-

zuweisen:  

 Das Unternehmen verfügt in seinem Ansässigkeitsstaat über eigene Räum-

lichkeiten (durch Eigentum oder exklusives Nutzungsrecht). 

 Das Unternehmen verfügt über mindestens ein Bankkonto bei einer Bank in 

der EU, welches aktiv genutzt wird. 

 Die Geschäftsführung oder die Mitarbeiter des Unternehmens erfüllen mindes-

tens eine in der Richtlinie genannte Voraussetzung. U.a. müssten die Ge-

schäftsführer selbst im Ansässigkeitsstaat des Unternehmens (oder in räumli-
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cher Nähe) ansässig sein, ausreichende Entscheidungsbefugnisse haben  

oder nicht zusätzlich bei einem verbundenen Unternehmen angestellt sein. 

Erfüllt ein Unternehmen mindestens einen der Kernindikatoren nicht, soll wider-

legbar vermutet werden, dass es sich um eine Briefkastenfirma handelt. Zur Wi-

derlegung der Vermutung sollen die Mitgliedstaaten den Unternehmen den 

Nachweis ermöglichen, dass wirtschaftliche Gründe und nicht die Erlangung ei-

nes Steuervorteils für die Einschaltung des Unternehmens ursächlich sind.  

Bei der Qualifikation als Briefkastenfirma ergeben sich folgende steuerliche Kon-

sequenzen:  

 Soweit DBA und EU-Richtlinien (bspw. die Mutter-Tochter- oder die Zins- und 

Lizenzrichtlinie) eine steuerliche Ansässigkeit in einem EU-Mitgliedstaat vo-

raussetzen, werden sie nicht angewendet. 

 Die Ansässigkeitsstaaten der Anteilseigner der Briefkastenfirma besteuern de-

ren Einkommen im Einklang mit ihrem nationalen Recht so, als hätten die An-

teilseigner dieses selbst erzielt. Im anderen Mitgliedstaat gezahlte Steuern 

können abgezogen werden. Soweit die Anteilseigner nicht in einem Mitglied-

staat ansässig sind, kommt im Mitgliedstaat der zahlenden Person (Quellen-

staat des Einkommens) ungeachtet von DBA oder Richtlinien dessen lokales 

Quellensteuerrecht auf die Zahlung zur Anwendung. 

 Der Staat, in dem sich das Vermögen der Briefkastenfirma befindet, besteuert 

dieses so, als würde es von den Anteilseignern direkt gehalten. 

 Die Mitgliedstaaten stellen Ansässigkeitsbescheinigungen nicht mehr oder nur 

noch mit einem Vermerk aus. Aus dem Vermerk soll hervorgehen, dass das 

Unternehmen keinen Anspruch auf die Vorteile unter einem DBA oder einer 

Richtlinie hat. 

Die durch die Richtlinie erhobenen Daten sollen Gegenstand des automatischen 

Informationsaustauschs zwischen den EU-Finanzbehörden werden, unabhängig 

davon, ob eine Klassifikation als Briefkastenfirma besteht oder nicht. Die Rege-

lungen des Richtlinienentwurf sollen bis zum 30.06.2023 in nationales Recht um-

gesetzt werden und ab dem 01.01.2024 anzuwenden sein.  

Da der präsentierte Richtlinienvorschlag lediglich auf Fälle innerhalb der EU ab-

stellt, hat die EU-Kommission im Zuge der Vorlage angekündigt, dass sie 2022 

eine weitere Initiative vorlegen werde, um schädliche Gestaltungen in Zusam-

menhang mit außereuropäischen Briefkastenfirmen zu adressieren. 

 

BMF: Gewährung von Zusatzleistungen und Zulässigkeit von Gehaltsum-

wandlungen – Allgemeine Anwendung des BFH-Urteils vom 01.08.2019 für 

Zeiträume bis 31.12.2019 

Bestimmte lohnsteuerliche Vergünstigungen können nur in Anspruch genommen 

werden, wenn die jeweilige Leistung zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Ar-

beitslohn gewährt wird. Das gilt u.a. für die Steuerbefreiung für Job Tickets (§ 3 
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Nr. 15 EStG), Kindergartenzuschüsse (§ 3 Nr. 33 EStG), Gesundheitsleistungen 

(§ 3 Nr. 34 EStG) und die Pauschalierung von Sachzuwendungen nach § 37b 

EStG.  

Der BFH hatte dazu im Urteil vom 01.08.2019 (VI R 32/18) entschieden, dass der 

ohnehin geschuldete Arbeitslohn derjenige Lohn ist, den der Arbeitgeber verwen-

dungsfrei und ohne eine bestimmte Zweckbindung (ohnehin) erbringt und dass 

zusätzlicher Arbeitslohn vorliegt, wenn dieser neben dem ohnehin geschuldeten 

Arbeitslohn verwendungs- bzw. zweckgebunden geleistet wird. Dabei kommt es 

nicht darauf an, ob der Mitarbeiter auf den zusätzlichen Arbeitslohn einen arbeits-

rechtlichen Anspruch hat. Das Zusätzlichkeitserfordernis ist auch dann erfüllt, 

wenn Arbeitgeber und Mitarbeiter den Arbeitslohn arbeitsrechtlich wirksam her-

absetzen und im Gegenzug die Gewährung von zusätzlichen Leistungen verein-

baren.  

Die Finanzverwaltung hatte das Urteil mit einem begleitenden BMF-Schreiben 

vom 05.02.2020 im BStBl. veröffentlicht und abweichend von dem Urteil und im 

Vorgriff auf eine gesetzliche Regelung die bisherige Verwaltungsauffassung klar-

gestellt, nach der das Zusätzlichkeitserfordernis nur dann erfüllt ist, wenn  

1. die Leistung nicht auf den Anspruch auf Arbeitslohn angerechnet, 

2. der Anspruch auf Arbeitslohn nicht zugunsten der Leistung herabgesetzt, 

3. die verwendungs- oder zweckgebundene Leistung nicht anstelle einer bereits 

vereinbarten künftigen Erhöhung des Arbeitslohns gewährt und 

4. bei Wegfall der Leistung der Arbeitslohn nicht erhöht wird.  

Dies gilt im Hinblick auf den Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Besteuerung un-

abhängig davon, ob der Arbeitslohn tarifgebunden ist. Wenn eine steuerliche Be-

günstigung ein Zusätzlichkeitserfordernis enthält, sollen nur echte Zusatzleistun-

gen des Arbeitgebers begünstigt sein. Mit Wirkung zum 01.01.2020 wurde dies in 

§ 8 Abs. 4 EStG gesetzlich geregelt. 

Nun hat die Finanzverwaltung mit BMF-Schreiben vom 05.01.2022 das Schrei-

ben vom 05.02.2020 aufgehoben und wendet das BFH-Urteil vom 01.08.2019 bis 

zum Inkrafttreten des § 8 Abs. 4 EStG, d.h. bis zum 31.12.2019 allgemein an. 

Damit ist das Zusätzlichkeitserfordernis auch erfüllt, wenn der verwendungsfreie 

Arbeitslohn zugunsten einer verwendungs- oder zweckgebundenen Leistungen 

des Arbeitgebers arbeitsrechtlich wirksam herabgesetzt wurde (Lohnformwech-

sel). Ansonsten liegt eine begünstigungsschädliche Anrechnung oder Verrech-

nung vor. Tarifgebundener verwendungsfreier Arbeitslohn kann aber wie bisher 

nicht zugunsten bestimmter anderer steuerbegünstigter verwendungs- oder 

zweckgebundener Leistungen herabgesetzt oder zugunsten dieser umgewandelt 

werden, da der tarifliche Arbeitslohn nach Wegfall der steuerbegünstigten Leis-

tungen wiederauflebt. 
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BFH: § 15 Abs. 2 Satz 3 UmwStG 2006 ist kein eigenständiger, von Satz 4 

losgelöster Ausschlussgrund 

Der BFH hat mit Urteil vom 11.08.2021 (I R 39/18) entschieden, dass § 15 Abs. 2 

Satz 3 UmwStG 2006 nur die Grundlage für die Vermutung des Satzes 4 bildet 

und damit kein eigenständiger Ausschlussgrund für eine Buchwertfortführung ist. 

Es handelt sich also um eine einheitliche Missbrauchsvermeidungsregelung be-

stehend aus den Sätzen 3 und 4. 

Im Streitfall spaltete eine GmbH 1 in 2008 ihre 100%ige Beteiligung an einer Ka-

pitalgesellschaft (GmbH 2) mit steuerlicher Wirkung zum 31.12.2007 auf ihre neu 

gegründete Schwesterkapitalgesellschaft (GmbH 3) gegen Gewährung von Ge-

sellschaftsrechten ab und beantragte Buchwertfortführung. Zeitnah mit diesem 

Vorgang wurde die Beteiligung an der übernehmenden GmbH 3 veräußert. Die 

20 %-Grenze des § 15 Abs. 2 Satz 4 UmwStG war nicht überschritten. 

Nach einer Außenprüfung war das Finanzamt zum Jahr 2007 (Streitjahr) der Auf-

fassung, dass durch die Abspaltung des Teilbetriebs GmbH 2 auf die GmbH 3 die 

Voraussetzungen für eine Veräußerung geschaffen worden seien. Daher greife 

§ 15 Abs. 2 Satz 3 UmwStG in der im Streitjahr geltenden Fassung (UmwStG 

2006), die sog. Nachspaltungsveräußerungssperre. Die beantragte Fortführung 

zu Buchwerten wurde versagt und stattdessen der gemeine Wert angesetzt. Der 

Übertragungsgewinn sei von der Klägerin als Rechtsnachfolgerin der übertragen-

den GmbH 1 im Streitjahr zu versteuern. 

Das FG Hamburg hatte in der Vorinstanz entschieden, dass auf Grund des ei-

genständigen Anwendungsbereichs der in § 15 Abs. 2 Satz 3 UmwStG normier-

ten Nachspaltungsveräußerungssperre eine steuerneutrale Spaltung unabhängig 

von den Voraussetzungen des § 15 Abs. 2 Satz 4 UmwStG (zu Beteiligungshöhe 

und Haltefristen) zu versagen sein könne. Zweck der Vorschrift  des § 15 Abs. 2 

Satz 3 UmwStG sei die Verhinderung einer missbräuchlichen Nutzung der Buch-

wertfortführung. Nach § 15 Abs. 2 Satz 3 UmwStG sei eine steuerneutrale Spal-

tung zu versagen, wenn mit ihr die Voraussetzungen einer Veräußerung geschaf-

fen werden. Nach Auffassung des FG Hamburg erfasse die Vorschrift insbeson-

dere solche Fallkonstellationen, in denen bereits im Zeitpunkt der Spaltung durch 

vertragliche Vereinbarung zwischen den späteren Vertragsparteien sichergestellt 

worden sei, dass die geplante Veräußerung abgewickelt werden solle. § 15 

Abs. 2 Satz 3 UmwStG beziehe sich auf die subjektive Absicht des Gesellschaf-

ters, durch die Spaltung eine Möglichkeit der Veräußerung der Gesellschaftsan-

teile herbeizuführen. Ob darüber hinaus die Voraussetzungen des § 15 Abs. 2 

Satz 4 UmwStG vorlagen, war nach Auffassung des FG Hamburg nicht zu prü-

fen, da § 15 Abs. 2 Satz 3 UmwStG keine abschließende Aufzählung der Fall-

konstellationen des Satzes 3 darstelle. 

Die Revision der Klägerin war begründet. Der BFH hob das Urteil der Vorinstanz 

auf und gab der Klage statt. Der BFH folgt damit der überwiegend vertretene Auf-

fassung, wonach § 15 Abs. 2 Satz 3 UmwStG 2006 nur die Grundlage für die 

Vermutung des Satzes 4 regelt und keinen eigenständigen Anwendungsbereich 

hat, es sich also um eine einheitliche Missbrauchsvermeidungsregelung beste-

hend aus den Sätzen 3 und 4 handelt. 
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BFH: Rückstellung bei Werkzeugfertigung/-nutzung 

Mit Urteil vom 02.07.2021 (XI R 21/19, NV) hatte der BFH zu entscheiden, ob ei-

ne Rückstellung für die Aufwendungen zur Wartung, Instandhaltung und Aufbe-

wahrung von Werkzeugen zu bilden ist.  

Im Streitfall entwickelte und produzierte ein Zulieferbetrieb (Klägerin) Teile für ei-

nen Industriezweig. Daneben fertigte sie auch die für die Produktion dieser Teile 

erforderlichen kundenspezifischen Spezialwerkzeuge und Vorrichtungen (Werk-

zeuge). Die hierzu abgeschlossenen Werkzeugverträge sahen u.a. vor, dass das 

Eigentum an den gefertigten Werkzeugen nach Fertigstellung und mit Bezahlung 

durch den Auftraggeber auf diesen übergeht und dass das Volumen der tatsäch-

liche produzierten Teile keinen Einfluss auf den für die Werkzeuge zu zahlenden 

Preis habe. Ferner wurde in den Werkzeugverträgen geregelt, dass die Werk-

zeuge von der Klägerin gegen Feuer, Diebstahl und Wasserschaden zum Wie-

derbeschaffungswert zu versichern seien und die Klägerin die Kosten der laufen-

den Wartung, Instandhaltung sowie der Reparatur der Werkzeuge zu tragen ha-

be. Für die Aufwendungen der Versicherungen, Wartungen etc. wurde kein ge-

sondertes Entgelt gezahlt.  

Die Klägerin bildete aufgrund der o.g. vertraglichen Pflichten eine Rückstellung 

für Werkzeugkosten. Nach einer Außenprüfung für die Streitjahre 2007 bis 2010 

erkannte das Finanzamt die gebildeten Rückstellungen nicht an. Rückstellungen 

für Aufwendungen, die in künftigen Wirtschaftsjahren als Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten eines Wirtschaftsguts zu aktivieren seien, dürften gemäß § 5 

Abs. 4b Satz 1 EStG nicht gebildet werden. Das Finanzgericht war hingegen der 

Auffassung, dass es sich um rückstellungsfähige Aufwendungen aufgrund eines 

Erfüllungsrückstands handele.  

Nunmehr hat der BFH das Urteil der Vorinstanz bestätigt. Das Finanzgericht ha-

be in revisionsrechtlich nicht zu beanstandender Weise angenommen, dass eine 

Rückstellung wegen Erfüllungsrückstands für die "Nachbetreuungsleistungen" an 

den gelieferten Werkzeugen zu bilden sei.  

Die zukünftig anfallenden Aufwendungen für die Versicherung der Werkzeuge, 

für die Lagerkosten, für Wartungs- und Pflegearbeiten und für die erfahrungsge-

mäß stets anfallenden und zu erwartenden verschleißbedingten Ausbesserungs-, 

Nachbesserungs- und Reparaturarbeiten seien vor dem Bilanzstichtag wirtschaft-

lich verursacht worden. Die der Vergangenheit zuzuordnende wirtschaftliche Ver-

ursachung ergebe sich aus dem Umstand, dass die Werkzeugverträge diese 

Verpflichtungen als Nebenpflicht mit dem Abschluss der Verträge über die Ver-

äußerung der Werkzeuge vorgesehen hätten und hiervon ausgehend die Auf-

wendungen für diese Verpflichtungen mit dem Verkaufserlös bereits abgegolten 

worden seien.  

Der Passivierung der Aufwendungen zur Nachbetreuung der Werkzeuge stehe 

auch nicht die Vorschrift des nach § 5 Abs. 4b Satz 1 EStG entgegen, wonach 

eine Rückstellungsbildung ausscheide, wenn die Aufwendungen in zukünftigen 

Wirtschaftsjahren als Anschaffungs- oder Herstellungskosten eines Wirtschafts-
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guts zu qualifizieren seien. Die Nachbetreuungsaufwendungen hätten bei der 

Kalkulation keine Auswirkung auf das Entgelt für die Produktion der Teile gehabt, 

weshalb es sich bei ihnen gerade nicht um Kostenbestandteile handele, welche 

in die Ermittlung der Herstellungskosten der Teile mit einzubeziehen seien. Viel-

mehr seien die Aufwendungen aus den zu erwartenden Wartungsverpflichtungen 

in die Kalkulation des Entgelts für die Leistungen aufgrund des Werkzeugvertrags 

einbezogen worden.  

 

BFH: Keine erweiterte Kürzung bei erstmaliger Grundstücksverwaltung im 

Laufe des Erhebungszeitraums 

Im Beschluss vom 27.10.2021 (III R 7/19, NV) hatte der BFH darüber zu ent-

scheiden, ob auch dann die sog. erweiterte Kürzung nach § 9 Nr. 1 Satz 2 Ge-

wStG in Anspruch genommen werden kann, wenn sich eine neu gegründete Ka-

pitalgesellschaft erst Monate nach ihrer Eintragung in das Handelsregister mit der 

Verwaltung eigenen Grundbesitzes befasst. 

Im Streitfall wurde die Klägerin, eine GmbH, im Jahr 2014 als Vorratsgesellschaft 

errichtet und im Handelsregister eingetragen. Gegenstand des Unternehmens 

war der Erwerb von Grundstücken sowie deren Verwaltung. Die Klägerin erwarb 

jedoch erst im weiteren Verlauf des Jahres 2014 mehrere Grundstücke; der 

Übergang von Nutzen und Lasten erfolgte noch im Jahr 2014.  

In ihrer Gewerbesteuererklärung des Streitjahres (2014) beantragte die Klägerin 

die erweiterte Kürzung des Gewerbeertrags nach § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG. Das 

Finanzamt berücksichtigte die Kürzung nicht, denn die Grundstücke hätten zu 

Beginn des Erhebungszeitraums noch nicht zum Betriebsvermögen der Gesell-

schaft gehört. Sowohl der Rechtsbehelf als auch die anschließend erhobene Kla-

ge beim Finanzgericht hatten keinen Erfolg.  

Der BFH kam nunmehr zu dem Schluss, dass das Finanzgericht im Ergebnis zu 

Recht entschieden habe, dass der Klägerin die erweiterte Kürzung nach § 9 Nr. 1 

Satz 2 GewStG zu versagen sei. Voraussetzung für die Gewährung der erweiter-

ten Kürzung nach § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG sei u.a., dass das Unternehmen 

"ausschließlich" eigenen Grundbesitz verwalte und nutze, abgesehen von den in 

§ 9 Nr. 1 Sätze 2 und 3 GewStG zugelassenen Ausnahmen. Die in Satz 2 der 

Vorschrift genannte Verwaltung eigenen Kapitalvermögens sei nur dann un-

schädlich, wenn sie neben der Verwaltung eigenen Grundbesitzes stattfinde. 

Wenn die Verwaltung eigenen Kapitalvermögens jedoch vor Beginn oder nach 

dem Ende einer begünstigten Grundstücksverwaltung die alleinige Tätigkeit ge-

bildet habe, sei dies schädlich. In zeitlicher Hinsicht habe dies zur Folge, dass 

der Unternehmer während des gesamten Erhebungszeitraums der gemäß § 9 

Nr. 1 Satz 2 GewStG begünstigten Tätigkeit nachgehen müsse. Dies leite sich 

aus dem Wesen der Gewerbesteuer als Jahressteuer ab.  

Die sachliche Gewerbesteuerpflicht der Klägerin und der (abgekürzte) Erhe-

bungszeitraum (§ 14 Satz 3 GewStG) begannen im Jahr 2014, an dem Tag der 

Eintragung in das Handelsregister. Danach galt die gesamte Tätigkeit der Kläge-

rin als Gewerbebetrieb (§ 2 Abs. 2 Satz 1 GewStG). Da sich die Klägerin am Tag 
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der Eintragung jedoch noch nicht mit der Verwaltung oder Nutzung von Grundbe-

sitz befasste, sondern eine solche Tätigkeit erst im Laufe dieses Erhebungszeit-

raums erstmals ausgeübt worden sei, scheide eine erweiterte Kürzung aus. 

 

BFH: Aussetzung der Vollziehung – Verfassungsrechtliche Zweifel hinsicht-

lich der Höhe von Säumniszuschlägen 

Mit Beschluss vom 26.05.2021 (VII B 13/21) hat der BFH erneut in einem AdV-

Verfahren aufgrund der dabei gebotenen summarischen Prüfung der Sach- und 

Rechtslage entschieden, dass gegen die Höhe der nach § 240 AO zu entrichten-

den Säumniszuschläge für Jahre ab 2012 jedenfalls insoweit erhebliche verfas-

sungsrechtliche Bedenken bestehen, als den Säumniszuschlägen nicht die Funk-

tion eines Druckmittels zukommt, sondern die Funktion einer Gegenleistung oder 

eines Ausgleichs für das Hinausschieben der Zahlung fälliger Steuern, mithin al-

so eine zinsähnliche Funktion. 

Streitgegenstand war die Aussetzung von in einem Abrechnungsbescheid aufge-

führten Säumniszuschlägen zur Umsatzsteuer für August 2018 für den Zeitraum 

vom 11.10.2018 bis zum 10.11.2018. Über den Einspruch des Antragstellers hat-

te das Finanzamt bislang nicht entschieden. Den AdV-Antrag lehnte es ab. Dem 

folgte auch das Finanzgericht. 

Der BFH verweist auf seine Beschlüsse zu verfassungsrechtlichen Zweifel gegen 

die Höhe der in § 233a AO und in § 238 Abs. 1 Satz 1 AO normierten Zinssätze 

ab dem Jahr 2012, die eine Aussetzung nach § 69 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. Abs. 2 

Satz 2 FGO geboten erscheinen lassen. Der beschließende Senat stellt nun zum 

wiederholten Mal fest, dass unter Berücksichtigung dieser Rechtsprechung auch 

Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der gesetzlich festgelegten Höhe der 

Säumniszuschläge nach § 240 Abs. 1 Satz 1 AO bestehen. Dies gelte jedenfalls 

insoweit, als Säumniszuschlägen nicht die Funktion eines Druckmittels zukomme, 

sondern die Funktion einer Gegenleistung oder eines Ausgleichs für das Hinaus-

schieben der Zahlung fälliger Steuern, mithin also eine zinsähnliche Funktion.  

Vor diesem Hintergrund war die Vollziehung des angefochtenen Abrechnungsbe-

scheids hinsichtlich der Säumniszuschläge zur Umsatzsteuer für August 2018 in 

der beantragten hälftigen Höhe (Zinsanteil in Höhe von 6 % p.a.) aufzuheben. 

Zur Einordnung der Entscheidung sei darauf hingewiesen, dass der erst jetzt ver-

öffentlichte BFH-Beschluss vom 26.05.2021 noch vor dem am 18.08.2021 veröf-

fentlichten BVerfG-Beschluss vom 08.07.2021 (1 BvR 2237/14, 1 BvR 2422/17) 

zur Verzinsung von Steuernachforderungen und Steuererstattungen erging. 

Zu der streitgegenständlichen Rechtsfrage, inwiefern für Säumniszuschläge die 

in den BFH-Beschlüssen bezeichneten erheblichen verfassungsrechtlichen Be-

denken gegen die Höhe des Zinssatzes von Nachzahlungszinsen aus § 238 

Abs. 1 AO greifen, ist beim BFH unter dem Aktenzeichen VII R 55/20 ein Revisi-

onsverfahren (Hauptsacheverfahren) anhängig. In vergleichbaren Fällen sollte al-

so zunächst ein Abrechnungsbescheid über die Säumniszuschläge beantragt 
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werden. Das nachfolgende Einspruchsverfahren ruht dann bei Hinweis auf das 

genannte, beim BFH anhängige Verfahren kraft Gesetzes. 

 

BFH: Keine Ablaufhemmung beim Bauleistenden in sog. Bauträgerfällen 

Mit seinem Urteil vom 27.07.2021 (V R 3/20) hat der BFH die Voraussetzungen 

für eine Nachforderung der vom Bauleistenden geschuldeten Umsatzsteuer in 

den sog. Bauträgerfällen hinsichtlich der Festsetzungsverjährung präzisiert. 

Bereits seit dem BFH-Urteil vom 22.08.2013 (V R 37/10, vgl. TAX WEEKLY # 

31/2017) steht fest, dass Bauträger innerhalb ihres Geschäftsmodells (Errichtung 

schlüsselfertiger Gebäude und Verschaffung des Eigentums sowohl an Gebäude 

als auch an Grund und Boden) keine Bauleistungen im umsatzsteuerlichen Sinn 

(§ 13b Abs. 2 Nr. 4 UStG) erbringen und folglich – entgegen der damaligen Auf-

fassung der Finanzverwaltung – auch nicht als Steuerschuldner die Umsatzsteu-

er für bezogene Bauleistungen an das Finanzamt abzuführen haben. Die Rück-

abwicklung dieser unzutreffenden Verpflichtungen, d.h. die Rückforderung der 

überzahlten Umsatzsteuer durch den Bauträger ist insoweit an keine besonderen 

Bedingungen geknüpft (vgl. TAX WEEKLY # 04/2019).  

Umstritten ist hingegen, bis zu welchem Zeitpunkt die Nacherhebung der ge-

schuldeten Umsatzsteuer beim Erbringer der Bauleistungen erfolgen kann, da 

dies ggf. am Eintritt der Festsetzungsverjährung scheitern könnte. Dabei ist ins-

besondere fraglich, welche Bedeutung in diesem Zusammenhang dem Rückzah-

lungsanspruch des Bauträgers bzgl. der zu Unrecht entrichteten Umsatzsteuer 

zukommt. Dieser Erstattungsanspruch könnte eine Ablaufhemmung gemäß § 171 

Abs. 14 AO für die Festsetzungsverjährung beim Erbringer der Bauleistungen 

bewirken.  

Zwar musste sich der BFH im aktuellen Urteilsfall nicht abschließend mit dieser 

Fragestellung befassen. Er stellt aber in seiner Urteilsbegründung dar, unter wel-

chen Voraussetzungen ein solcher Erstattungsanspruch für die Prüfung der Ab-

laufhemmung überhaupt von Relevanz sein könnte. So müsse der Erstattungs-

anspruch, um für die Anwendung von § 171 Abs. 14 AO überhaupt Bedeutung er-

langen zu können, bereits vor Ablauf der fraglichen Festsetzungsfrist entstanden 

sein.  

Der Bauträger schulde die Umsatzsteuer solange diese ihm gegenüber mittels 

Steuerbescheid festgesetzt ist – auch wenn diese materiell-rechtlich nicht ge-

schuldet wird. Erst durch den Erlass eines Änderungsbescheids, der diese Steu-

erschuld aufhebt, könne der Erstattungsanspruch entstehen, da erst durch diesen 

formellen Akt der Rechtsgrund für die Steuerschuld gem. § 37 Abs. 2 AO entfalle. 

Werde jedoch der Änderungsbescheid für den Bauträger erst nach Ablauf der 

Festsetzungsfrist auf Seiten des Bauleistenden erlassen, so komme der Erstat-

tungsanspruch erst nach Ablauf zur Entstehung und könne folglich auf den Ablauf 

der Festsetzungsverjährung keinen Einfluss haben.  

Bedauerlicher Weise musste sich der BFH aufgrund der verfahrensrechtlichen 

Umstände des Streitfalls nicht mit der Frage auseinandersetzen, ob für die An-
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wendung des § 171 Abs. 14 AO auch eine personelle Identität zwischen dem 

Steuersubjekt, dem der Erstattungsanspruch zusteht (hier: der Bauträger) und 

dem, gegen den sich der festzusetzende Steueranspruch richtet (hier: der Bau-

leistenden), erforderlich wäre oder ob insoweit bereits ein "sachlicher Zusam-

menhang" genügen würde. Die Frage nach der generellen Bedeutung des Erstat-

tungsanspruchs für die Beurteilung der Festsetzungsverjährung bleibt somit wei-

terhin offen. Dennoch wird durch das Urteil für die Praxis klarer, unter welchen 

Umständen eine Steuernachforderung zu Lasten des Bauleistenden gerade nicht 

mehr möglich ist. 
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Urteile und Schlussanträge des EuGH bis zum 23.12.2021 

Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort 

C‑394/20 21.12.2021 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Freier Kapitalverkehr – Art. 63 und 65 AEUV – Natio-
nale Regelung über die Erbschaftsteuer – Im Inland belegene Immobilien – Beschränkte 
Steuerpflicht – Unterschiedliche Behandlung von Gebietsansässigen und Gebietsfrem-
den – Anspruch auf einen Freibetrag auf die Bemessungsgrundlage – Anteilige Kürzung 
im Fall der beschränkten Steuerpflicht – Verbindlichkeiten aus Pflichtteilen – Kein Abzug 
im Fall der beschränkten Steuerpflicht 

 

Alle am 16.12.2021, 23.12.2021, 07.01.2022 und 13.01.2022 veröffentlichten Entscheidungen des 
BFH (V)  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

I R 39/18 11.08.2021 
§ 15 Abs. 2 Satz 3 UmwStG 2006 ist kein eigenständiger, von Satz 4 losgelöster 
Ausschlussgrund 

IX R 11/19 29.09.2021 Vermögensübertragung gegen Versorgungsleistung 

VIII R 2/19 28.09.2021 Zum Verbrauch der antragsgebundenen Steuervergünstigung des § 34 Abs. 3 EStG 

VI R 21/19 01.09.2021 
Zur Abgrenzung von Alt- und Neuzusagen bei Direktversicherungen zum Aufbau 
einer betrieblichen Altersversorgung 

II R 2/20 31.08.2021 Besteuerung eines beim Tod des Beschwerten fälligen Vermächtnisses 

III R 10/20 31.08.2021 Kindergeld: Unionsrechtliche Familienbetrachtung gilt auch im Verfahrensrecht 

I R 20/18 13.07.2021 
Vereinbarkeit der Verwaltungspraxis nach Abschn. I Nr. 4 ATE i.V.m. § 34c Abs. 5 
EStG mit dem Unionsrecht 

X R 3/20 16.06.2021 
Abweichung zwischen dem Vereinbarten und der tatsächlichen Durchführung bei 
Altenteilsverträgen 

X R 30/20 16.06.2021 Generationennachfolge-Verbund bei Nacherbschaft 

VIII R 7/20 19.10.2021 
Zuteilung von Aktien im Rahmen eines ausländischen "Spin-Off" vor Inkrafttreten 
des § 20 Abs. 4a Satz 7 EStG - ertragsteuerliche Folgen für den inländischen Pri-
vatanleger 

V R 13/19 26.08.2021 
Zur Abgrenzung von Schadensersatz und Entgelt bei Zahlungen nach Aufhebung 
eines Architektenvertrages 

IV R 34/18 16.09.2021 Kein strukturelles Vollzugsdefizit bei bargeldintensiven Betrieben im Jahr 2015 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=251512&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1001325
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210001/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110244/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110243/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110242/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110238/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110240/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110239/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110245/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110241/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110237/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110236/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110233/
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Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

V R 3/20 27.07.2021 Keine Ablaufhemmung beim Bauleistenden in sog. Bauträgerfällen 

X R 31/20 16.06.2021 
Vermögensübergabe gegen Versorgungsleistungen: Abgrenzung zwischen Leibren-
ten und dauernden Lasten bei teilweisem Ausschluss der Übernahme eines pflege-
bedingten Mehrbedarfs 

 

 

Alle am 16.12.2021, 23.12.2021, 07.01.2022 und 13.01.2022 veröffentlichten Entscheidungen des 
BFH (NV)  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

III R 7/19 27.10.2021 
Keine erweiterte Kürzung bei erstmaliger Grundstücksverwaltung im Laufe des 
Erhebungszeitraums 

VII R 4/20 24.08.2021 Herstellung von Kalk nach § 51 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a EnergieStG 

VII B 13/21 
(AdV) 

26.05.2021 
Aussetzung der Vollziehung: Verfassungsmäßigkeit der Höhe von Säumniszu-
schlägen 

II R 8/19 01.09.2021 Ausführungszeitpunkt der Schenkung von Gesellschaftsanteilen 

XI B 33/21 31.08.2021 Unternehmereigenschaft einer Hundezüchterin 

VII R 34/20 19.08.2021 Androhung von Zwangsgeld für den Fall der Nichtabgabe von Steuererklärungen 

VII R 35/20 19.08.2021 
Inhaltsgleich mit BFH-Beschluss vom 19.08.2021 VII R 34/20 - Androhung und 
Festsetzung von Zwangsgeld für den Fall der Nichtabgabe von Steuererklärun-
gen 

XI R 21/19 02.07.2021 Rückstellung bei Werkzeugfertigung/-nutzung 

I R 52/17 09.06.2021 Gestaltungsmissbrauch anlässlich eines Verkaufs einbringungsgeborener Anteile 

V R 27/20 27.07.2021 
Im Wesentlichen inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 27.07.2021 V R 3/20 - Keine 
Ablaufhemmung beim Bauleistenden nach § 171 Abs. 14 AO 

V R 10/21 (V 
R 58/17) 

22.06.2021 Änderungsbescheid während eines Vorabentscheidungsersuchens 

IX B 37/21 16.11.2021 
Fortbildung des Rechts; steuerrechtliche Anerkennung eines Mietvertrages zwi-
schen einer GbR und einem ihrer Gesellschafter 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110234/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110235/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150219/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150221/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150220/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150220/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150213/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150211/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150215/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150216/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150217/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150218/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150212/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150214/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150214/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150206/
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Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

VIII B 130/20 15.10.2021 Zur Zulässigkeit einer dritten Anschlussprüfung 

VI R 31/19 14.10.2021 Steuerfreiheit der sog. Theaterbetriebszulage gemäß § 3b EStG 

X S 15/21 22.09.2021 
Anhörungsrüge gegen die Grundsatzentscheidung des BFH zur Verfassungsmä-
ßigkeit der Rentenbesteuerung 

X S 22/21 21.09.2021 Behandlung von Anträgen auf Berichtigung des Tatbestands von BFH-Urteilen 

VI R 47/18 02.09.2021 
Rechtswidrigkeit eines Lohnsteuer-Haftungsbescheids bei Unterschreitung des 
Auswahlermessens 

V R 21/20 19.08.2021 
Zu "eng mit der Kinder- und Jugendbetreuung verbundenen Dienstleistungen" 
i.S. von Art. 132 Abs. 1 Buchst. h MwStSystRL 

IX R 11/20 09.07.2021 
Schadenersatzzahlungen eines Bergbauunternehmens für bergbaubedingte re-
parable Schäden an einer zum Privatvermögen gehörenden, vermieteten Immo-
bilie 

VII R 29/19 08.07.2021 Entnahme und Untersuchung einer Stichprobe aus einer Sendung Reis 

XI R 40/19 02.07.2021 Ausschluss der Steuerfreiheit innergemeinschaftlicher Lieferungen 

 

Alle bis zum 14.01.2022 veröffentlichten Erlasse  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort  

IV C 3 - S 
2221/19/10050 :002 

10.01.2022 
Einkommensteuerrechtliche Behandlung von Vorsorgeaufwendungen und 

Altersbezügen 

IV C 1 - S 1980-
1/19/10038 :005 

07.01.2022 
Basiszins zur Berechnung der Vorabpauschale gemäß § 18 Absatz 4 In-

vStG; Basiszins zum 3. Januar 2022 

IV C 5 - S 
2334/19/10017 :004 

05.01.2022 
Gewährung von Zusatzleistungen und Zulässigkeit von Gehaltsumwand-

lungen 

IV C 5 - S 
2341/21/10001 :004 

04.01.2022 Gesamtübersicht der Kaufkraftzuschläge 

III C 3 - S 
7329/19/10001 :003 

03.01.2022 Übersicht der Umsatzsteuer-Umrechnungskurse 2021 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150210/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150207/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150204/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150205/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150203/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150201/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150209/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150202/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150208/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2022-01-10-einkommensteuerrechtliche-behandlung-von-vorsorgeaufwendungen-und-altersbezuegen.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2022-01-10-einkommensteuerrechtliche-behandlung-von-vorsorgeaufwendungen-und-altersbezuegen.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Investmentsteuer/2022-01-07-basiszins-zum-3-januar-2022-zur-berechnung-der-vorabpauschale-gemaess-paragraf-18-absatz-4-InvStG.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Investmentsteuer/2022-01-07-basiszins-zum-3-januar-2022-zur-berechnung-der-vorabpauschale-gemaess-paragraf-18-absatz-4-InvStG.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Lohnsteuer/2022-01-05-gewaehrung-von-zusatzleistungen-und-zulaessigkeit-von-gehaltsumwandlungen.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Lohnsteuer/2022-01-05-gewaehrung-von-zusatzleistungen-und-zulaessigkeit-von-gehaltsumwandlungen.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Lohnsteuer/2022-01-04-kaufkraftzuschlaege-stand-01-01-2022.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Lohnsteuer/2022-01-04-kaufkraftzuschlaege-stand-01-01-2022.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Umrechnungskurse/2022-01-03-umsatzsteuer-umrechnungskurse-2021.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Umrechnungskurse/2022-01-03-umsatzsteuer-umrechnungskurse-2021.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort  

IV B 3 - S 1301-
FRA/19/10018 :001 

28.12.2021 

Zweifelsfragen bei der steuerlichen Behandlung der Einkünfte aus unselb-

ständiger Arbeit, insbesondere von Grenzgängern, Künstlern und Sportlern 

und aus öffentlichen Kassen nach den Artikeln 13, 13 b und 14 Doppelbe-

steuerungsabkommen (DBA)-Frankreich 

III C 3 - S 
7344/19/10002 :003 

23.12.2021 Muster der Umsatzsteuererklärung 2022 

III C 3 - S 
7344/19/10001 :003 

23.12.2021 Umsatzsteuer-Voranmeldungs- und -Vorauszahlungsverfahren 2022 

IV B 3 - S 1301-
NDL/20/10004 :001 

21.12.2021 Maßnahmen zur Bekämpfung der Covid-19 Pandemie 

IV B 3 - S 1301-
BEL/20/10002 :001 

21.12.2021 
Achte Verlängerung der Konsultationsvereinbarung zwischen Deutschland 

und Belgien 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Internationales_Steuerrecht/Staatenbezogene_Informationen/Laender_A_Z/Frankreich/2021-12-28-DBA-Frankreich-zweifelsfragen-bei-der-steuerlichen-behandlung-der-einkuenfte.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Internationales_Steuerrecht/Staatenbezogene_Informationen/Laender_A_Z/Frankreich/2021-12-28-DBA-Frankreich-zweifelsfragen-bei-der-steuerlichen-behandlung-der-einkuenfte.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2021-12-23-muster-USterklaerung-2022.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2021-12-23-muster-USterklaerung-2022.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2021-12-23-muster-der-vordrucke-im-umsatzsteuer-voranmeldungs-und-vorauszahlungsverfahren-fuer-das-kalenderjahr-2022.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2021-12-23-muster-der-vordrucke-im-umsatzsteuer-voranmeldungs-und-vorauszahlungsverfahren-fuer-das-kalenderjahr-2022.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Internationales_Steuerrecht/Staatenbezogene_Informationen/Laender_A_Z/Niederlande/2021-12-21-DBA-Niederlande-sechste-Verlaengerung-Konsultationsvereinbarung.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Internationales_Steuerrecht/Staatenbezogene_Informationen/Laender_A_Z/Niederlande/2021-12-21-DBA-Niederlande-sechste-Verlaengerung-Konsultationsvereinbarung.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Internationales_Steuerrecht/Staatenbezogene_Informationen/Laender_A_Z/Belgien/2021-12-21-Belgien-Abkommen-DBA-Verlaengerung-Konsultationsvereinbarung-Besteuerung-Grenzpendler.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Internationales_Steuerrecht/Staatenbezogene_Informationen/Laender_A_Z/Belgien/2021-12-21-Belgien-Abkommen-DBA-Verlaengerung-Konsultationsvereinbarung-Besteuerung-Grenzpendler.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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EXPLANATORY MEMORANDUM 


1. CONTEXT OF THE PROPOSAL 


• Reasons for and objectives of the proposal 


On 18 May 2021, the European Commission adopted a Communication on Business Taxation 


for the 21st century1 to promote a robust, efficient and fair business tax system in the 


European Union. It sets out both a long-term and short-term vision to support Europe's 


recovery from the COVID-19 pandemic and to ensure adequate public revenues over the 


coming years. It aims to create an equitable and stable business environment, which can boost 


sustainable and job-rich growth in the Union. This proposal is one of the short-term, targeted 


initiatives which were announced in the Communication as a means to improve the current 


tax system with a focus on ensuring fair and effective taxation.   


While important progress has been made in this area in the last years, especially with the 


adoption of the anti-tax avoidance directive (ATAD)2 and the expansion of scope of the 


directive on administrative cooperation (DAC)3, legal entities with no minimal substance and 


economic activity continue to pose a risk of being used for improper tax purposes, such as tax 


evasion and avoidance, as confirmed by recent massive media revelations4. While there can 


be valid reasons for the use of such entities, there is a need for further action to tackle 


situations where taxpayers evade their obligations under tax law or act against the actual 


purpose of tax law by misusing undertakings that do not perform any actual economic 


activity. The outcome of such situations is to lower the taxpayers’ overall tax liability. Such 


outcome leads to a shift of the tax burden at the expense of honest taxpayers and distorts 


business decisions in the internal market. Unless it is effectively tackled, this situation creates 


an environment of unfair tax competition and unfair tax burden distribution. This Directive 


applies to all undertakings that are considered tax resident and are eligible to receive a tax 


residency certificate in a Member State.  


Having the aim of combating tax avoidance and evasion practices, which directly affect the 


functioning of the internal market, this Directive lays down anti-tax avoidance and evasion 


rules in a specific area. It responds to a request from the European Parliament for EU action to 


counter the misuse of shell entities for tax purposes and, more generally, to the demand of 


several Member States, businesses and civil society for a stronger and more coherent EU 


approach against tax avoidance and evasion. 


• Consistency with existing policy provisions in the policy area 


This Directive is part of the central EU strategy on direct corporate taxation with a view to 


ensuring that everybody pays their fair share. The Commission has been consistent in the 


pursuit of policies to fight tax avoidance and tax evasion in the last decade.  


In particular, and by way of an example, in 2012, the Commission published a 


recommendation on Aggressive Tax Planning, recommending to Member States specific 


measures against double non-taxation and artificial arrangements for tax purposes. In 2016, 


the anti-tax avoidance directive (ATAD) was adopted to ensure coordinated implementation 


                                                 
1 COM(2021) 251 final 
2 Council Directive 2016/1164 of 12 July 2016 laying down rules against tax avoidance practices that 


directly affect the functioning of the internal market (OJ L 193, 19.7.2016, p. 1).  
3 Council Directive 2011/16/EU of 15 February 2011 on administrative cooperation in the field of 


taxation and repealing Directive 77/799/EEC (OJ L 64, 11.3.2011, p. 1). 
4 See, for example, the OpenLux investigation and, more recently, the Pandora Papers 
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in Member States of key measures against tax avoidance stemming from the international 


Base Erosion and Profit Shifting Project actions. In parallel, the directive on administrative 


cooperation (DAC) has, since its adoption in 2011, been revised and expanded on several 


occasions to allow a large-scale and timely exchange of tax related information across the EU, 


including on tax rulings and mandatory reporting of arrangements by tax intermediaries 


mandatory. From an international angle, the EU list of non-cooperative jurisdictions in tax 


matters has been launched since 2017, amongst others, to protect Member States’ tax bases 


from third countries’ harmful tax practices.  


Existing tax instruments at EU level do not contain, however, explicit provisions targeting 


shell entities, i.e. entities that do not perform any actual economic activity, even if they are 


presumably engaged with one, and that can be misused for tax avoidance or evasion purposes. 


The risk that such entities may pose for the Single Market and specifically for Member States’ 


tax bases has been highlighted by recent tax-related scandals. 


• Consistency with other Union policies (possible future initiatives of relevance to 


the policy area) 


This Directive follows up to the Commission’s Communication on Business Taxation for the 


21st century for a robust, efficient and fair business tax system in the EU and reflects one of 


the policy initiatives envisaged in such Communication. As such it complements a number of 


other policy initiatives promoted by the Commission in parallel, in the short- and long-term. 


These include a proposal for a Directive on ensuring a global minimum level of taxation for 


multinational groups in the Union. This Directive, which aims to discourage the use of shell 


entities established in the Union for tax purposes, has a broader scope than the Directive on a 


minimum level of taxation, as it encompasses all entities and legal arrangements resident for 


tax purposes in the Union, without any threshold based on revenues. On the other hand, the 


legal framework on the minimum level of taxation applies only to MNE groups and large-


scale domestic groups with combined revenues that exceed EUR 750 million. Such groups 


also fall within the ambit of this Directive. This is because the two initiatives have different 


purposes.  


The legal framework on the minimum level of taxation exclusively pertains to the rate, i.e. 


level of taxation. It does not touch upon potentially harmful features of the tax base. Neither 


does it involve examining whether an entity possesses sufficient substance to carry out the 


activity that it is supposed to. It is true that the implementation of the rules on the minimum 


level of taxation may gradually discourage the creation of shell entities to some extent. Yet, 


this is yet an unknown outcome which cannot be guaranteed at this stage.  


In addition, an exclusion from the scope of this Directive of the groups within the scope of the 


Directive on a minimum level of taxation would create unequal treatment against ‘shell’ 


entities belonging to smaller-sized groups that do not meet the threshold of EUR 750 million. 


It would namely be mostly large MNE groups that would receive a waiver from the 


transparency requirements and the tax consequences under this Directive.  


Additional announced initiatives involve proposals to require all EU entities to publish their 


effective tax rate on an annual basis and to tackle the tax bias in favour of debt financing by 


placing equity financing in the single market on an equal footing to debt. In addition, this 


Directive is consistent with, and complementary to, Union policies in relation to transparency 


of beneficial ownership information. 
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2. LEGAL BASIS, SUBSIDIARITY AND PROPORTIONALITY 


• Legal basis 


Direct tax legislation falls within the ambit of Article 115 of the Treaty on the Functioning of 


the EU (TFEU). The clause stipulates that legal measures of approximation under that article 


shall be vested the legal form of a Directive. 


• Subsidiarity (for non-exclusive competence)  


This proposal complies with the principle of subsidiarity. The nature of the subject requires a 


common initiative across the internal market. 


The rules of this Directive aim to tackle cross-border tax avoidance and evasion practices and 


provide a common framework to be implemented into Member States' national laws in a 


coordinated manner. Such aims cannot be achieved in a satisfactory manner through action 


undertaken by each Member State while acting on its own.  


The use of legal entities and arrangements without minimal substance for tax avoidance or tax 


evasion purposes is usually not limited to the territory of only one Member State. A key 


feature of relevant schemes is that they involve the tax systems of more than one Member 


State at a time. Several Member States could therefore be impacted by a scheme that would 


include the use of a shell entity located in another Member State.  


The review of Member States anti-tax avoidance and evasion rules indicates fragmentation. 


Some Member States have developed targeted rules or practices, including criteria on 


substance, to counter abuse by shell entities in the area of taxation. However, most Member 


States do not apply targeted rules, but may rely on general anti-abuse rules, which they tend to 


apply on a case-by-case basis. Even amongst the few Member States that have developed 


targeted rules at national level, the rules differ significantly, and reflect more national tax 


systems and priorities, rather than target the internal market dimension.  


The existing fragmentation could be replicated and possibly worsened, were Member States to 


take action individually. Such an approach would perpetuate the present inefficiencies and 


distortions in the interaction of distinct measures. If the objective is to adopt solutions that 


function for the internal market as a whole and improve its (internal and external) resilience 


against tax evasion and tax avoidance practices that affect or can affect equally all Member 


States, the appropriate way forward involves a coordinated initiative at the level of the EU. 


Furthermore, an EU initiative would add value, as compared to what a multitude of actions 


taken at national level can attain. Given that the envisaged rules have a cross-border 


dimension and that shell entities are commonly used to erode the tax base of a Member State 


different from that where the shell entity is located, it is imperative that any proposals balance 


divergent interests within the internal market and consider the full picture, to identify 


common objectives and solutions. This can only be achieved if legislation is designed 


centrally. Moreover, a common approach towards shell entities would ensure legal certainty 


and reduce compliance costs for businesses operating within the EU.  


Such an approach is therefore in accordance with the principle of subsidiarity, as set out in 


Article 5 of the Treaty on the European Union. 


• Proportionality 


The envisaged measures do not go beyond ensuring the minimum necessary level of 


protection for the internal market. The Directive does not therefore prescribe full 


harmonization but only a minimum protection for Member States' tax systems.  
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In particular, the Directive lays down a test to facilitate Member States to identify manifest 


cases of shell entities misused for tax purposes in a coordinated manner across the EU. 


National rules, including rules transposing EU law, shall continue to apply to identify shell 


entities not captured by this Directive. The application of these latter national rules should 


also be facilitated by virtue of the measures of this Directive, as Member States will have 


access to new information concerning shell entities. Furthermore, the Directive lays down 


consequences for shell entities taking into due account agreements and conventions in place 


between Member States and third countries for the elimination of double taxation of income, 


and where applicable, capital.  


Thus, the Directive ensures the essential degree of coordination within the Union for the 


purpose of materializing its aims. In this light, the proposal does not go beyond what is 


necessary to achieve its objectives and is therefore compliant with the principle of 


proportionality. 


• Choice of the instrument 


The proposal is for a Directive, which is the only available instrument under the legal base of 


Article 115 TFEU. 


3. RESULTS OF EX-POST EVALUATIONS, STAKEHOLDER 


CONSULTATIONS AND IMPACT ASSESSMENTS 


• Ex-post evaluations/fitness checks of existing legislation 


Existing anti-tax avoidance legislation does not include measures targeted to undertakings that 


do not have minimum substance for tax purposes. Therefore, evaluation is not relevant. 


• Stakeholder consultations 


On 4 June 2021, TAXUD launched a public consultation on a potential initiative to fight the 


use of shell entities and arrangement for tax purposes. It contained 32 questions aimed, inter 


alia, at delineating the problem and its drivers and identifying the appropriate form of EU 


action and the key features of shell entities being at risk to be misused for tax purposes. The 


consultation closed on 27 August 2021 with a total of 50 replies.  


All respondents acknowledge that in spite of the recent EU anti-tax avoidance measures the 


problem of tax avoidance and evasion persists, including through the misuse of shell entities. 


While some respondents welcome new targeted measures to tackle abuse in the tax area, 


others consider that they are potentially premature. 


Respondents point to the low capacity of Member States’ tax administrations and inadequate 


administrative cooperation as the main problem drivers.  


As regards the features common in shell entities that present a risk for being misused for tax 


purposes, there is broad agreement that absence of an own bank account is one of them and is 


indicative. There is also wide convergence that another common feature is where the 


directors, in their majority, do not reside in the country where the entity is located. However, 


there is no wide agreement on the pertinence of other factors, such as the number of 


employees.  


Furthermore, respondents agree that shell entities at risk to be misused are more likely to be 


identified amongst those engaged with the activity of holding and managing equity or 


intellectual property or with financing and leasing activity. While respondents consider that a 


shell entity prone to misuse can be set up in any legal form, they seem to find trusts to be at 
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slightly higher risk. Whether an entity is a small or medium enterprise (SME) does not arise 


as a relevant feature to be taken into account.   


Notably 33 respondents, in particular business and professional associations, provided 


extensive input which goes beyond the consultation questions. A significant part of these 


respondents, differently for the other respondents, has concerns that new EU legislation 


targeted to tax avoidance and evasion through the misuse of shell entities might not be timely, 


also in light of the international discussions towards global minimum effective taxation.  


Moreover, these respondents stress that defining what is a shell entity is challenging and that 


assessing lack of substance depends on the facts and circumstances of each specific entity. In 


this regard, they highlight that taxpayers should have an effective right to provide evidence of 


their specific circumstances. Usefully, these respondents have also provided specific 


examples of structures that could be considered not to have substance, i.e. to be shell, but are 


not put in place to obtain tax advantages but rather for valid commercial reasons.  


In addition to the public consultation, national experts in direct taxation have been consulted 


in a targeted manner. A meeting of Working Party IV on tax questions was held on 22 June 


2021 and bilateral consultations followed. Overall Member States expressed support for a new 


EU initiative targeting the misuse of shell entities to obtain tax advantages. Member States 


welcomed the definition of common rules on the misuse of shell entities together with a 


framework for administrative cooperation. Member States also argued for a broad scope of 


the new measures and stressed that SMEs should be equally covered. Amongst the available 


policy options, Member States expressed support for regulatory action. 


In forming its proposal, the Commission took into account the results of the consultation. In 


particular, amongst the various policy options, the Commission decided to proceed with a 


proposal for regulatory and binding action, i.e. a directive under art. 115 TFEU. Furthermore, 


the directive proposed distinguishes entities at risk to be shell and misused to obtain tax 


advantages by reference to a set of features common in such entities. Specific shell entities are 


however carved out upfront as they are commonly used for good commercial reasons. In 


designing the distinctive criteria that would single out entities at risk and in defining the cases 


that should be excluded because they do not present tax avoidance or evasion risks, the 


Commission relied on the input of the stakeholders. SMEs are not excluded from the proposal 


as there is wide agreement that they do present relevant risks. In recognition of the fact that 


substance is ultimately a matter of facts and circumstances the directive includes a mechanism 


allowing taxpayers to challenge the outcome of the test therein, including by evidencing the 


commercial, non-tax motives, underlying a certain structure. In the same vein, structures that 


are not put in place with the main purpose to obtain a tax advantage may avail of a 


mechanism to request an upfront exemption.  


As regards the question whether measures targeted to the misuse of shell entities for tax 


purposes would be timely or premature, the Commission holds that there is indeed a clear 


need for such measures. The need for such measures arises clearly in the aftermath of 


continuous scandals on the misuse of shell entities worldwide and specifically in the single 


market. The future application of the rules on global minimum effective taxation would not 


fully address the issue of shell companies as those rules would only apply to multinational 


companies that meet the EUR 750 million threshold, thus leaving all companies below this 


threshold out of the scope.  In the same vein, the Commission appreciates that the protection 


of Member States’ taxable bases is all the more important to ensure a sustainable economy 


under the exceptional circumstances imposed by the health crisis. 
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• Collection and use of expertise 


In identifying appropriate measures to tackle the misuse of shell entities for tax purposes, the 


Commission drew on an extensive study conducted by the International Bureau of Fiscal 


Documentation (IBFD). The study was submitted to the Commission in the context of the 


public consultation. It concludes that existing EU anti-avoidance measures do not suffice to 


tackle tax related issues surrounding shell companies and coordinated action promoting cross-


border consistency in the applicable tax treatment to shell arrangements is to be welcomed. It 


also observes that Member States’ rules targeting specifically shell arrangements are 


relatively uncommon. In addition, the Commission relied on a study on letterbox companies 


carried out by an external contractor and commissioned independently from this initiative.  


The Commission relied on the results of these studies in defining the specific features that 


should single out the entities at clear risk to be shell and be misused to obtain tax advantages. 


• Impact assessment 


An impact assessment was carried out to prepare this initiative. 


On 22 October 2021 the Regulatory Scrutiny Board (RSB) issued a positive opinion with 


reservations on the submitted impact assessment regarding the present proposal, including 


several suggestions for improvement.5 The Impact Assessment report (IA) was further revised 


along these lines, as explained below.   


The IA examines four policy options in addition to the baseline scenario, i.e. no action. 


Option 1 was the pursuit of soft law action by expanding the mandate of an existing peer 


review instrument, the Code of Conduct (Business Taxation). As an alternative, the IA 


examined the possibility for the Commission to adopt a recommendation to Member States. 


However, soft law instruments may be expected to be of limited effect in resolving the 


problem of the misuse of shell entities for tax purposes, this is a cross-border issue and 


requires a consistent approach across the EU, which cannot be ensured via soft law.  


Options 2, 3 and 4 are regulatory and prescribe a set of rules that should be put in place in all 


Member States. They differ on the extent to which coordination is sought. Option 2 envisaged 


coordination of the criteria and processes to identify shell entities as well as coordination on 


their treatment. Option 3 includes, in addition to Option 2, a mechanism for automatic 


exchange of information. Option 4 adds to Option 3 a prescription of sanctions against non-


compliant entities.  


The various Options have been compared against the following criteria: a) effectiveness in 


reducing the misuse of shell entities, b) tax gains for public finances, c) compliance costs for 


businesses, d) compliance costs for tax administrations, e) indirect effects on the single 


market, f) indirect effects on competition among firms, g) indirect effects on EU 


competitiveness, h) indirect effects – social impacts and i) coherence. The comparison 


revealed that Options 2, 3 and 4 can be expected to be, despite their costs, effective in meeting 


the objectives of this initiative. Amongst them, Option 4 appears to perform best. Specifically, 


it is expected to be the one ensuring the highest level of compliance by the entities in scope, 


while it is coherent with the current EU agenda on fighting tax avoidance and evasion and 


builds on existing systems for exchange of information.  


                                                 
5 [OP please insert the links to the summary sheet and the positive opinion of the RSB after their 


publication.] 
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Economic impacts 


The assessment of the economic impacts was subject to data limitations, because the initiative 


concerns a type of entity for which there is severe lack of data and no commonly acceptable 


definition. 


Benefits 


Nevertheless, the preferred option (Option 4) is expected to have a positive economic impact. 


As main direct benefit, it is expected that there will be an increase in the collection of tax 


revenues by reducing the misuse of shell entities in the EU. Even a small reduction of the 


current estimated tax loss (estimated at around EUR 20 billion in the EU) will represent 


significant additional public resources. Option 4 is the most effective as the outcome of 


identifying the existence of a shell entity is reinforced by implications: the exchange of 


information between Member States and a common sanctions regime at EU level. Some 


additional direct benefits could be obtained from the regulatory charges due to the sanctions. 


The initiative will also provide significant indirect benefits. Thanks to this action, valuable 


information will be collected to better understand the phenomenon of shell entities for tax 


purposes. It will also signal that the EU is committed to ending tax avoidance and evasion 


within its borders encouraging tax compliance.  


Costs 


The main costs related to the selected option are the increase in compliance costs for 


businesses and tax administrations. Tax compliance costs for business are expected to 


increase in a limited manner. Overall, costs should be relatively limited because the number 


of companies in scope of this initiative is expected to be low (less than 0.3% of all EU 


companies), and the additional data to be reported by those in scope should be easy to retrieve 


and relatively simple to provide. For tax administrations, costs are also expected to increase 


modestly. Tax administrations should expand their capabilities in order to administer the 


information that they will have access to, implement the systems supporting the exchange of 


information and enforce the proposed sanctions. This proposal aims, by design, to find a good 


balance between positive impacts and additional burden. There are risks in the capacity of 


Member States to deal with the new responsibilities, for example in the management of tax 


rulings.  


Main changes implemented 


The RSB issued a positive opinion with reservations on the IA. In particular, the RSB noted 


that IA is not clear on why tax avoidance and evasion should be addressed together and what 


distinguishes legitimate shell entities from those misused for tax purposes. The RSB also 


noted that the IA does not provide sufficient overview of possible alternative and/or 


complementary measures, beyond the introduction of EU legislation. Furthermore, the RSB 


noted that the IA should be enhanced as regards quantitative estimates, in particular 


compliance costs for businesses, and should better reflect the different stakeholder views in 


the main analysis. Annex I to the Impact Assessment explains how the RSB reservations were 


addressed. Several parts of the IA were revised and new parts were added in order to address 


the concerns raised by the RSB. First, a new section has been added in order to explain, also 


by way of examples, how shell entities can serve both tax avoidance and tax evasion practices 


in similar ways and why, therefore, there is room to address them together. In addition, the IA 


has been revised in order to clarify that the distinction between legitimate and non-legitimate 


shells is a matter of how they are used rather than one of construction. Second, the IA has 


been expanded in order to reflect in detail the various alternatives considered at an early stage 


to tackle the problematic use of shell entities in the tax area. In this respect, it has been 
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explained why the option of regulating trust and company service providers, as a standalone 


or complementary measure, has not been promoted. The reasons why the introduction of 


substance requirements has been considered the option fit for purpose have also been further 


analysed. Third, the IA has been revised to include further details on the estimated 


compliance costs for business and administrations, and in particular, details on the reasoning 


behind the estimations, additional arguments and new evidences. Moreover, several sections 


of the main part of the IA have been revised in order to include relevant stakeholder input, 


gathered through public and specific consultations procedures.  


4. BUDGETARY IMPLICATIONS 


See Legislative Financial Statement. 


5. OTHER ELEMENTS 


• Implementation plans and monitoring, evaluation and reporting arrangements 


This proposal, once adopted as a Directive, should be transposed into Member States’ 


national law by 30 June 2023 and come into effect as of 1 January 2024. For the purpose of 


monitoring and evaluation of the implementation of the Directive, Member States shall 


provide the Commission, on a yearly basis, with relevant information per tax year, including a 


list of statistical data. The relevant information is set out in Article 12 of the Directive.  


The Commission shall submit a report on the application of this Directive to the European 


Parliament and to the Council every five years, which should start counting after [1 January 


2024]. The results of this proposal will be included in the evaluation report to the European 


Parliament and to the Council that will be issued by [1 January 2029]. 


• Detailed explanation of the specific provisions of the proposal 


The Directive is broadly inclusive and aims to capture all undertakings that can be considered 


resident in a Member State for tax purposes, regardless of their legal form. In this vein, it also 


captures legal arrangements, such as partnerships, that are deemed residents for tax purposes 


in a Member State.    


The Directive targets a specific scheme used for tax avoidance or tax evasion purposes. The 


scheme targeted involves the setting up of undertakings within the EU which are presumably 


engaged with an economic activity but that, in reality, do not conduct any economic activities. 


Instead, the reason for which they are in place is to enable certain tax advantages to flow to 


their beneficial owner or to the group to which they belong, as a whole. For example, a 


financial holding undertaking may collect all payments from financial activities of 


undertakings in different EU Member States, taking advantage of the exemptions from 


withholding taxes under the Interest and Royalty Directive6 and then pass on this income to 


an associated enterprise in a low tax third country jurisdiction, exploiting favourable tax 


treaties or even domestic tax law of a specific Member State. In order to tackle this scheme, 


this Directive lays down a test that will help Member States to identify undertakings that are 


engaged in an economic activity, but which do not have minimal substance and are misused 


for the purpose of obtaining tax advantages. This test can be commonly referred to as a 


                                                 
6 Council Directive 2003/49/EC of 3 June 2003 on a common system of taxation applicable to interest 


and royalty payments made between associated companies of different Member States (OJ L 157, 


26.6.2003, p. 49).  
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“substance test”.  In addition, the Directive attaches tax consequences to the undertakings that 


do not have minimal substance (shells). It also envisages automatic exchange of information 


as well as potential request by one Member State to another for tax audits for a broader group 


of undertakings that are treated as being at risk (as they fulfil certain conditions) but are not 


necessarily deficient in substance for the purposes of this Directive. The definition of the 


appropriate tax treatment and the information exchange should discourage the targeted 


scheme by neutralising any tax advantages gained or that can be gained. 


In light of the above, the Directive is structured so as to essentially reflect the logical 


sequence of each step of the aforementioned substance test. There are 7 steps: undertakings 


that should report (due to being found to be ‘at risk’); reporting; possibility of gaining 


exemption from reporting for lack of tax motives; presumption of lack of minimal substance; 


possibility of rebuttal; tax consequences; exchange of information automatically via making 


data available on a Central Directory as well as potential request for the performance of a tax 


audit.  


Undertakings that should report  


The first step divides the various types of undertakings in those at risk for lacking substance 


and be misused for tax purposes vs. those at low risk. Risk cases are those that present 


simultaneously a number of features usually identified in undertakings that lack substance. 


These criteria are commonly referred to as ‘gateway’. Low-risk cases are those that present 


none or only some of these criteria, i.e. those that do not pass the gateways. 


The relevant criteria that set up the gateways aim to distinguish as at risk those undertakings 


that seemingly engage with cross-border activities which are geographically mobile and in 


addition rely on other undertakings for their own administration, in particular professional 


third party service providers or equivalents.  


Low-risk cases that do not cross the gateway are irrelevant for the purposes of the Directive. 


Resources can therefore focus on the most risky cases, i.e. those that present all relevant 


features and hence cross the gateway.  


For tax certainty, undertakings performing certain activities are carved out explicitly and are 


therefore considered from the outset as being of low-risk and irrelevant for the purposes of the 


Directive. These include undertakings that would either not cross the gateway or, if they did, 


they would be found irrelevant for the purposes of the Directive at a later step of the test. 


Undertakings that fall in the scope of any of the carve-outs do not need to consider whether or 


not they cross the gateway.  


Reporting 


Only the undertakings considered at risk at the first step proceed to the second step, which is 


the core of the substance test itself. Due to the fact that they are at risk, these undertakings are 


asked to report on their substance in their tax return.  


Reporting on substance means providing specific information, normally already arising from 


the undertaking’s tax return, in a way that facilitates the assessment of the activity performed 


by the undertaking. The focus is on specific circumstances that are normally present in an 


undertaking that performs substantial economic activity.  


Three elements are considered important: first, premises available for the exclusive use of the 


undertaking; second, at least one own and active bank account in the Union; and third at least 


one director resident close to the undertaking and dedicated to its activities or, alternatively, a 


sufficient number of the undertaking’s employees that are engaged with its core income 


generating activities being resident close to the undertaking. A director’s dedication to the 
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activities of the undertaking may be demonstrated in his qualifications, which should be such 


as to allow the director to have an active role in the decision-making processes, the formal 


powers that he/she is vested and the director’s actual participation in the day-to-day 


management of the undertaking. Where no director with the necessary qualifications is 


resident close to the undertaking, alternatively it would be expected that the undertaking has 


adequate nexus to the Member State of claimed tax residence if most of its employees that 


perform day-to-day functions are resident for tax purposes close to that Member State. 


Decision-making should also take place within the Member State of the undertaking. These 


specific elements have been selected drawing on the international standard on substantial 


economic activity for tax purposes.  


It must be kept in mind that these elements are set with regard to undertakings with cross-


border activities that are geographically mobile and which do not have own resources for their 


own administration. 


Furthermore, the reporting must be accompanied by satisfactory documentary evidence, 


which should be attached to the tax return as well, if not already included. The evidence 


required is aimed at allowing the tax administrations to verify directly the truth of the reported 


information as well as to form a general overview of the situation of the undertaking so as to 


consider whether to initiate a tax audit.   


Presumption of lack of minimal substance and tax abuse 


The third step of the test prescribes the appropriate assessment of the information that the 


undertaking reported in the second step in terms of substance. It sets out how the outcome of 


the reporting, i.e. the declaration of the undertaking that it has or does not have the relevant 


elements, should be qualified, at least at first sight.  


An undertaking that is a risk case, since it has crossed the gateway, and whose reporting also 


leads to the finding that it lacks at least one of the relevant elements on substance, should be 


presumed to be a ‘shell’ for the purposes of the Directive, i.e. lacking substance and being 


misused for tax purposes.  


An undertaking that is a risk case but whose reporting reveals that it has all  relevant elements 


of substance, should be presumed not to be a ‘shell’ for the purposes of the Directive. 


However, this presumption does not exclude that the tax administrations still find that such 


undertaking: 


 is a shell for the purposes of the Directive because the documentary evidence 


produced does not confirm the information reported; or 


 is a shell or lacks substantial economic activity under domestic rules other than this 


Directive, taking into account the documentary evidence produced and/or additional 


elements; or 


 is not the beneficial owner of any stream of income paid to it.  


Rebuttal 


The fourth step involves the right of the undertaking which is presumed to be shell and 


misused for tax purposes, for the purposes of the Directive, to prove otherwise, i.e. to prove 


that it has substance or in any case it is not misused for tax purposes. This opportunity is very 


important because the substance test is based on indicators and as such, may fail to capture the 


specific facts and circumstances of each individual case. Taxpayers will therefore have an 


effective right to make the claim that they are not a shell in the sense of the Directive.  
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To claim a rebuttal of a presumption of shell the taxpayers should produce concrete evidence 


of the activities they perform and how. The evidence produced is expected to include 


information on the commercial (i.e. non-tax) reasons for setting up and maintaining the 


undertaking which does not need own premises and/or bank account and/or dedicated 


management or employees. It is also expected to include information on the resources that 


such undertaking uses to actually perform its activity. It is also expected to include 


information allowing to verify the nexus between the undertaking and the Member State 


where it claims to be resident for tax purposes, i.e. to verify that the key decisions on the 


value generating activities of the undertaking are taken there. 


While the above information is essential and required to be produced by the rebutting 


undertaking, the undertaking is free to produce additional information to make its case. This 


information should then be assessed by the tax administration of the undertaking’s State of tax 


residence. Where the tax administration is satisfied that an undertaking rebuts the presumption 


that it is a shell for the purposes of the Directive, it should be able to certify the outcome of 


the rebuttal process for the relevant tax year. As the rebuttal process is likely to create a 


burden for both the undertaking and the tax administration while leading to the conclusion 


that there is minimum substance for tax purposes, it will be possible to extend the validity of 


the rebuttal for another 5 years (i.e. for a total maximum of 6 years), after the relevant tax 


year, provided that the legal and factual circumstances evidenced by the undertaking do not 


change. After this period, the undertaking will need to renew the process of rebuttal if it 


wishes to do so.   


Exemption for lack of tax motives 


An undertaking that might cross the gateway and/or does not fulfil the minimum substance 


could be used for genuine business activities without creating a tax benefit for itself, the group 


of companies of which it is part or for the ultimate beneficial owner. Such an undertaking 


should have an opportunity to evidence this, at any time, and to request an exemption from 


the obligations of this Directive.  


To claim such an exemption, the undertaking is expected to produce elements allowing to 


compare the tax liability of the structure or the group to which it is part with and without its 


interposition. This is similar to the exercise recommended to be undertaken in order to assess 


any type of aggressive tax planning schemes (Commission Recommendation of 6 December 


2012 on aggressive tax planning7.  


As is the case with the rebuttal of the presumption, the tax administration of the place of 


claimed tax residence of the undertaking may be considered best placed to assess the relevant 


evidence produced by the undertaking. Where the tax administration is satisfied that the 


interposition of a specific undertaking within the group does not impact on the tax liability of 


the group, it should be able to certify that the undertaking is not at risk of being found a 


‘shell’ under this Directive for a tax year. As the process for obtaining an exemption could 


create a burden for both the undertaking and the tax administration while leading to the 


conclusion that there is no tax avoidance or evasion purpose, it will be possible to extend the 


validity of the exemption for another 5 years (i.e. for a total maximum of 6 years), provided 


that the legal and factual circumstances evidenced by the undertaking do not change. After 


this period, the undertaking will need to repeat the process of requesting for an exemption if it 


wishes to continue being exempt and can substantiate that it remains entitled to. 


                                                 
7 OJ L 338, 12.12.2012, p. 41. 
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Consequences 


Once an undertaking is presumed to be a shell for the purposes of the Directive, and does not 


rebut such presumption, tax consequences should kick in. These consequences should be 


proportionate and aim at neutralising its tax impact, i.e. disallowing any tax advantages which 


have been obtained, or could be obtained, through the undertaking in accordance with 


agreements or conventions in force in the Member State of the undertaking or relevant EU 


directives, in particular Council Directives 2011/96/EU on the common system of taxation 


applicable in the case of parent companies and subsidiaries of different Member States and 


2003/49/EC on a common system of taxation applicable to interest and royalty payments 


made between associated companies of different Member States. These advantages would be 


in effect disallowed if the relevant agreements, conventions and EU directives were 


disregarded with regard to the undertaking that was found not to have minimum substance 


and did not prove the contrary. 


Given that to obtain these advantages, an undertaking normally needs to provide a certificate 


of residence for tax purposes, in order to accommodate for an efficient process, the Member 


State of tax residence of the shell will either not issue a tax residence certificate at all or will 


issue a certificate with a warning statement, i.e. including an explicit statement to prevent its 


use for the purposes of obtaining the above advantages. Not issuing a tax residence certificate 


or issuing a special certificate, including the warning described above, does not set aside the 


national rules of the Member State where the shell is tax resident with regard to any tax 


obligations linked to the shell. It will only serve as an administrative practice to inform the 


source country that it should not grant the benefits of its tax treaty with the Member State of 


the shell (or of applicable EU directives) to payments towards the shell.  


If tax advantages accorded to the undertaking are disallowed, it should be determined how 


income flows to and from the undertaking, as well as any assets owned by the undertaking, 


should actually be taxed. In particular, it should be determined which jurisdiction should have 


a right to tax such income flows and/ or assets. Such determination should not affect any tax 


that may apply at the level of the shell itself; the Member State of the shell would thus remain 


free to continue to consider the shell as resident for tax purposes in its territory and apply tax 


on the relevant income flows and / or assets as per its national law. 


The allocation of taxing rights should take into account all jurisdictions that may be affected 


by transactions involving the shell. Such jurisdictions, except for the Member State of the 


shell, are: 


(i) In the case of income flows: on the one hand, the source jurisdiction or jurisdiction 


where the payer of the income is located and on the other, the jurisdiction of final 


destination of the flow, i.e. the jurisdiction of the shareholder of the undertaking; 


(ii) In case of real estate assets: on the one hand, the source jurisdiction or jurisdiction 


where the assets are situated and on the other, the jurisdiction where the owner 


resides, i.e. the jurisdiction of the shareholder of the undertaking; 


(iii) In case of valuable movable assets, such as art collections, yachts etc.: the 


jurisdiction of the owner, i.e. of the shareholder of the undertaking. 


The allocation of taxing rights necessarily affects only Member States, which are bound by 


this Directive, i.e. it does not and cannot affect third countries. However, situations involving 


third countries are indeed likely to arise, e.g. where income from a third country flows to the 


shell or where the shareholder(s) of the shell are in a third country or where the shell owns 


assets situated in a third country. In these cases, agreements for the avoidance of double 


taxation between a Member State and a third country should be duly respected as regards 
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allocation of taxing rights. In absence of such agreements, the Member State involved will 


apply its national law.  


In detail, four scenarios can be envisaged: 


(1) Third country source jurisdiction of the payer –  EU shell jurisdiction – EU 


shareholder(s) jurisdiction 


In this case the source jurisdiction is not bound by the Directive, while the 


jurisdictions of the shell and of the shareholder fall in scope.  


o Third country source / payer: may apply domestic tax on the outbound payment 


or may decide to apply the treaty in effect with EU shareholder jurisdiction  


o EU shell: it will continue to be resident for tax purposes in the respective 


Member State and will have to fulfil relevant obligations as per national law, 


including by reporting the payment received; it may be able to provide evidence 


of the tax applied on the payment  


o EU shareholder(s): shall include the payment received by the shell undertaking in 


its taxable income, as per the national law and may be able to claim relief for any 


tax paid at source, in accordance with the applicable treaty with third country 


source jurisdiction. It will also take into account and deduct any tax paid by the 


shell. 


(2) EU source jurisdiction of the payer– EU shell jurisdiction – EU shareholder(s) 


jurisdiction 


In this case, all jurisdictions fall in the scope of the Directive and are therefore bound 


by it.  


o EU source / payer: it will not have a right to tax the payment but may apply 


domestic tax on the outbound payment to the extent it cannot identify whether the 


undertaking’s shareholder(s) are in the EU  


o EU shell: it will continue to be resident for tax purposes in the respective 


Member State and will have to fulfil relevant obligations as per national law, 


including by reporting the payment received; it may be able to provide evidence 


of the tax applied on the payment  


o EU shareholder(s): will include the payment received by the shell undertaking in 


its taxable income, as per the national law and may be able to claim relief for any 


tax paid at source, including by virtue of EU directives. It will also take into 


account and deduct any tax paid by the shell. 


(3) EU source jurisdiction of the payer – EU shell jurisdiction – third country 


shareholder(s) jurisdiction  


In this case only the source and the shell jurisdiction are bound by the Directive 


while the shareholder jurisdiction is not.  


o EU source / payer: will tax the outbound payment according to treaty in effect 


with the third country jurisdiction of the shareholder(s) or in the absence of such 


a treaty in accordance with its national law. 


o EU shell: will continue to be resident for tax purposes in a Member State and will 


have to fulfil relevant obligations as per national law, including by reporting the 


payment received; it may be able to provide evidence of the tax applied on the 


payment.  
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o Third country shareholder(s): while the third country jurisdiction of the 


shareholder(s) is not compelled to apply any consequences, it may be asked to 


apply a tax treaty in force with the source Member State in order to provide 


relief.  


(4) Third country source jurisdiction of the payer – EU shell jurisdiction – third country 


shareholder(s) jurisdiction  


o Third country source / payer: may apply domestic tax on the outbound payment 


or may decide to apply tax according to the tax treaty in effect with the third 


country jurisdiction of the shareholder(s) if it wishes to look through the EU shell 


entity as well. 


o EU shell: will continue to be resident for tax purposes in a Member State and 


fulfil relevant obligations as per national law, including by reporting the payment 


received; it may be able to provide evidence of the tax applied on the payment  


o Third country shareholder(s): while the third country shareholder jurisdiction is 


not compelled to apply any consequences, it may consider applying a treaty in 


force with the source jurisdiction in order to provide relief.  


Scenarios where shell undertakings are resident outside the EU fall outside the scope of the 


Directive.  


Exchange of information  


All Member States will have access to information on EU shells, at any time and without a 


need for recourse to request for information. To this effect, information will be exchanged 


among Member States from the first step, when an undertaking is classified as being at risk 


for the purposes of this Directive. Exchange will also apply where the tax administration of a 


Member State makes an assessment based on facts and circumstances of individual cases and 


decides to certify that a certain undertaking has rebutted the presumption of being shell or 


should be exempt from the obligations under the Directive. This will ensure that all Member 


States are in a position to become aware, in a timely manner, of the discretion exercised and 


the reasons behind each assessment. Member States will also be able to request the Member 


State of the undertaking to perform tax audits where they have grounds to suspect that the 


undertaking might be lacking minimal substance for the purposes of the Directive. 


To achieve that the information is available to all Member States that may have an interest to 


it in a timely manner, the information will be exchanged automatically through a central 


directory by deploying the existing mechanism of administrative cooperation in tax matters. 


Member States will exchange the information in all above scenarios without delay and in any 


case within 30 days from the time the administration has such information. This means within 


30 days from receiving tax returns or within 30 days from when the administration issues a 


decision to certify that an undertaking rebutted a presumption or should be exempt. Automatic 


exchange will also take place within 30 days from the conclusion of an audit to an 


undertaking at risk for the purposes of the Directive, if the outcome of such audit has an 


impact on the information already exchanged or that should have been exchanged for this 


undertaking.  The information to be exchanged is prescribed in Article 13 of this Directive. 


The principle is that such information should allow all Member States to receive the 


information reported by undertakings at risk for the purposes of  this Directive. In addition, 


where a Member State’s administration assesses a rebuttal of presumption or an exemption 


from the obligations of the Directive, the information exchanged should allow other Member 


States to understand the reasons for this assessment. Other Member States should always be 


able to request from another Member State a tax audit on any undertaking that passes the 
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gateway of this Directive, if they have doubts on whether or not it has the minimal substance 


required. The requested Member State should perform the tax audit within a reasonable 


timeframe and share the outcome with the requesting Member State. If there is a finding of 


‘shell’ entity, the exchange of information should be automatic in accordance with Article 13 


of this Directive. 


Penalties 


The proposed legislation leaves it to Member States to lay down penalties applicable against 


the violation of the reporting obligations provided by this Directive as transposed into the 


national legal order. The penalties shall be effective, proportionate and dissuasive. A 


minimum level of coordination should be achieved amongst Member States through the set of 


a minimum monetary penalty as per existing provisions in the financial sector. Penalties 


should include an administrative pecuniary sanction of at least 5% of the undertaking’s 


turnover. Such minimum amount should take into account the circumstances of the specific 


reporting entity. 
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2021/0434 (CNS) 


Proposal for a 


COUNCIL DIRECTIVE 


laying down rules to prevent the misuse of shell entities for tax purposes and amending 


Directive 2011/16/EU 


THE COUNCIL OF THE EUROPEAN UNION, 


Having regard to the Treaty on the Functioning of the European Union, and in particular 


Article 115 thereof, 


Having regard to the proposal from the European Commission, 


After transmission of the draft legislative act to the national parliaments, 


Having regard to the opinion of the European Parliament1,  


Having regard to the opinion of the European Economic and Social Committee2,  


Acting in accordance with a special legislative procedure, 


Whereas: 


(1) Ensuring fair and effective taxation in the internal market and tackling tax avoidance 


and evasion remain high political priorities in the Union. While recent years saw 


important progress in this area, especially with the adoption of Council Directive 


2016/11643 concerning anti-tax avoidance and the expansion of scope of Council 


Directive 2011/16/EU4 on administrative cooperation, further measures are necessary 


to tackle specifically identified practices of tax avoidance and evasion, which are not 


fully captured by the existing legal framework of the Union. In particular, 


multinational groups often create undertakings with no minimal substance, to lower 


their overall tax liability, including by shifting profits away from certain high-tax 


Member States in which they carry out economic activity and create value for their 


business. This proposal complements the progress achieved in corporate transparency 


through requirements concerning beneficial ownership information introduced by the 


anti-money laundering framework, which address situations where undertakings are 


created to conceal true ownership, whether of the undertakings themselves or of the 


assets they manage and own, such as real estate or property of high value.  


(2) It is acknowledged that undertakings with no minimal substance may be set up in a 


Member State with the main objective of obtaining a tax advantage, notably by 


eroding the tax base of another Member State. While some Member States have 


developed a legislative or administrative framework to protect their tax base from such 


schemes, the relevant rules often have a limited effect, as they only apply in the 


                                                 
1 OJ C , , p. .Not yet published in the Official Journal. 
2 OJ C , , p. .Not yet published in the Official Journal. 
3 Council Directive 2016/1164 of 12 July 2016 laying down rules against tax avoidance practices that 


directly affect the functioning of the internal market (OJ L 193, 19.7.2016, p. 1). 
4 Council Directive 2011/16/EU of 15 February 2011 on administrative cooperation in the field of 


taxation and repealing Directive 77/799/EEC (OJ L 64, 11.3.2011, p. 1). 
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territory of a single Member State and do not effectively capture situations that 


involve more than one Member State. Furthermore, the national rules that apply in this 


field significantly differ across the Union while some Member States have no rules at 


all, to tackle the misuse of undertakings with no or minimal substance for tax 


purposes.  


(3) It is necessary to lay down a common framework, in order to strengthen Member 


States’ resilience against practices of tax avoidance and evasion linked to the use of 


undertakings which do not perform an economic activity even if presumably they are 


engaged with economic activity and therefore do not have any or have only minimal 


substance for tax purposes. This is done in order to ensure that undertakings lacking 


minimal substance are not used as instruments of tax evasion or tax avoidance. As 


those undertakings may be established in one Member State but may be used with the 


effect of eroding the tax base of another Member State, it is critical to agree on a 


common set of rules for determining what should be considered as insufficient 


substance for tax purposes in the internal market as well as for delineating specific tax 


consequences linked to such insufficient substance. Where an undertaking has been 


found to have sufficient substance under this Directive, this should not prevent the 


Member States from continuing to operate anti-tax avoidance and evasion rules, 


provided that these are consistent with Union law.  


(4) To ensure a comprehensive approach, the rules should apply to all undertakings in the 


Union which are taxable in a Member State, regardless of their legal form and status, 


as long as they have their residence for tax purposes in a Member State and are 


eligible to obtain a certificate of tax residence in that Member State.  


(5) To ensure the proper functioning of the internal market, the proportionality and 


effectiveness of potential rules, it would be desirable to limit their scope to 


undertakings which are at risk of being found to lack minimal substance and used with 


the main objective of obtaining a tax advantage. It would therefore be important to 


establish a gateway criterion, in the form of a set of three cumulative, indicative 


conditions, in order to conclude which undertakings are sufficiently at risk as 


aforementioned to justify that they be subjected to reporting requirements. A first 


condition should enable the identification of undertakings presumably engaged mainly 


in geographically mobile economic activities, as the place where such activities are 


actually carried out is usually more challenging to identify. Such activities normally 


give rise to important passive income flows. Hence, undertakings, which income 


consists predominantly of passive income flows would meet this condition. It should 


also be taken into account that entities holding assets for private use, such as real 


estate, yachts, jets, artworks, or equity alone, may have no income for longer periods 


of time, but still enable significant tax benefits by way of owning those assets. As 


purely domestic situations would not pose a risk for the good functioning of the 


internal market and would be best addressed at domestic level, a second condition 


should focus on undertakings engaged in cross-border activities. Engagement in cross-


border activities should be established having regard, on the one hand, to the nature of 


the transactions of the undertaking, domestic or foreign, and on the other, to its 


property, given that entities that only hold assets for private, non-business, use may 


not engage in transactions for a considerable time. Additionally, a third condition 


should point out to those undertakings which have no or inadequate own resources to 


perform core management activities. In this regard, undertakings that do not have 


adequate own resources tend to engage third party providers of administration, 


management, correspondence and legal compliance services or enter into relevant 
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agreements with associated enterprises for the supply of such services in order to set 


up and maintain a legal and tax presence. Outsourcing of certain ancillary services 


only, such as bookkeeping services alone, while core activities remain with the 


undertaking, would not suffice in itself for an undertaking to meet this condition. 


While such service providers might be regulated for other, non-tax purposes, their 


obligations for such other purposes cannot always mitigate the risk that they enable the 


set up and maintenance of undertakings misused for tax avoidance and evasion 


practices.  


(6) It would be fair to exclude from the envisaged rules undertakings whose activities are 


subject to an adequate level of transparency and therefore do not present a risk of 


lacking substance for tax purposes. Companies having a transferable security admitted 


to trading or listed on a regulated market or multilateral trading facility as well as 


certain financial undertakings which are heavily regulated in the Union, directly or 


indirectly, and subject to increased transparency requirements and supervision, should 


equally be excluded from the scope of this Directive. Pure holding undertakings which 


are situated in the same jurisdiction as the operational subsidiary and their beneficial 


owner(s) are not likely to serve the objective of obtaining a tax advantage either. 


Similar is the case of sub-holding undertakings which are situated in the same 


jurisdiction as their shareholder or ultimate parent entity. On this basis, they should 


also be excluded. Undertakings that engage an adequate number of persons, full-time 


and exclusively, in order to carry out their activities should equally not be considered 


to lack minimal substance. While they are not reasonably expected to pass the gateway 


criterion, they should be excluded explicitly for purposes of legal certainty.  


(7) To distinguish amongst undertakings which are at  risk of being found to lack 


substance for tax purposes and ensure that the rules capture only undertakings that 


lack substance for tax purposes, undertakings should provide information on their 


resources in the Member State where they are resident for tax purposes. Such 


information is necessary to verify that the undertaking has resources and actually 


performs economic activity in the Member State of its tax residence and that there is 


sufficient nexus between the income or the assets of the undertaking and that Member 


State.  


(8) To facilitate implementation of this Directive, undertakings at risk of being found to 


lack substance and used with the main objective of obtaining a tax advantage should 


declare, in their annual tax return, that they possess a minimum level of resources such 


as people and premises in the Member State of tax residence and provide documentary 


evidence if that is the case. While it is recognised that different activities may require a 


different level or type of resources, a common minimum level of resources would be 


expected under all circumstances. This assessment should solely aim at identifying the 


substance of undertakings for tax purposes and does not question the role that “trust or 


company service providers”, as defined in Directive (EU) 2015/849 of the European 


Parliament and of the Council5, have in the identification of money laundering, its 


predicate offences and terrorist financing. Conversely, the absence of a minimum level 


of resources may be considered to indicate a lack of substance where an undertaking is 


                                                 
5 Directive (EU) 2015/849 of the European Parliament and of the Council of 20 May 2015 on the 


prevention of the use of the financial system for the purposes of money laundering or terrorist 


financing, amending Regulation (EU) No 648/2012 of the European Parliament and of the Council, and 


repealing Directive 2005/60/EC of the European Parliament and of the Council and Commission 


Directive 2006/70/EC (OJ L 141, 5.6.2015, p. 73). 
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already at risk of being found to lack substance for tax purposes. To ensure 


compatibility with relevant international standards, a common minimum level should 


draw on the existing Union and international standards on substantial economic 


activity in the context of preferential tax regimes or in the absence of corporate 


taxation6, as developed in the context of the Forum on Harmful Tax Practices. It is 


necessary to provide for submission of documentary evidence with the tax return in 


support of the declaration of the undertaking that it disposes a minimum of resources. 


It is also necessary in order to allow the administration to form a view based on the 


facts and circumstances of the undertaking and decide whether to initiate an audit 


procedure. 


(9) To ensure tax certainty, it is imperative to lay down common rules on the content of 


undertakings’ declarations. Undertakings that pass the gateway criterion and are 


consequently subject to reporting requirements should be presumed not to have 


sufficient substance for tax purposes if they also declare not to possess one or more of 


the elements that cumulatively constitute a minimum level of substance, or do not 


provide the required supporting evidence. Undertakings that declare to possess all the 


elements of the minimum level of substance and provide the required supporting 


documentation should instead be presumed to have minimal substance for tax 


purposes and should incur no further obligations and consequences under this 


Directive. This, however, should be without prejudice to any applicable law and the 


right of the administration to perform an audit, including on the basis of the supporting 


documentation, and possibly, arrive at a different conclusion. 


(10) It is recognised that whether an undertaking is actually performing economic activities 


for tax purposes or serves mainly tax avoidance or evasion purposes is ultimately a 


matter of facts and circumstances. This should be assessed on a case by case basis in 


respect of each specific undertaking. Therefore, undertakings presumed not to have 


minimal substance for tax purposes should be entitled to prove the contrary, including 


to prove that they do not serve primarily tax objectives, and rebut such presumption. 


After fulfilling their reporting obligations under this Directive, they should provide 


additional information to the administration of the Member State where they reside for 


tax purposes. While they may provide any additional information that they deem 


appropriate, it is essential to set common requirements of what may constitute 


appropriate additional evidence and should thus be required in all cases. Where the 


Member State, based on such additional evidence, considers that an undertaking has 


rebutted a presumption of lack of substance in a satisfactory manner, it should be able 


to issue a decision to certify that the undertaking has minimal substance for tax 


purposes in accordance with this Directive. Such decision may remain valid for the 


period during which factual and legal circumstances of the undertaking remain 


unchanged and up to 6 years from the time the decision is issued. This will allow to 


limit the resources allocated to cases that have been evidenced not to be a shell for the 


purposes of the Directive. 


(11) As the objective of this Directive is to prevent tax avoidance and evasion that are 


likely to flourish through actions by undertakings without minimal substance, and in 


order to ensure tax certainty and enhance the proper functioning of the internal market, 


                                                 
6 General Secretariat of the Council, 9637/18 FISC 241 ECOFIN 555, Code of Conduct (Business 


Taxation), Guidance on the interpretation of the third criterion; OECD/G20 Base Erosion and Profit 


Shifting Project, Countering Harmful Tax Practices More Effectively, Taking into Account 


Transparency and Substance, Action 5: Final Report 
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it is paramount to provide for a possibility of exemptions for undertakings which meet 


the gateway criterion but yet whose interposition has no actual advantageous impact 


on the overall tax position of the undertaking’s group or of the beneficial owner(s). 


For that reason, such undertakings should be entitled to request the administration of 


the Member State, where they reside for tax purposes, to issue a decision which 


exempts them from complying with the proposed rules altogether and upfront. Such 


exemption should also be limited in time, to allow the administration to verify on a 


regular basis that the factual and legal circumstances justifying the exemption decision 


remain valid. At the same time a potential extended duration of such decision will 


allow to limit the resources allocated to cases that should be exempt from the scope of 


the Directive. 


(12)  To ensure tax certainty and fair taxation in the internal market, it would be 


appropriate to explicitly lay down the rules that specify the treatment for tax purposes 


of income flowing to or from undertakings which have been found to lack minimum 


substance for tax purposes and have not provided evidence to the contrary or evidence 


that they do not serve the objective of obtaining a tax advantage. Such income should 


be taxable in the Member State where the undertaking’s shareholder(s) reside for tax 


purposes, as if it were paid directly to such shareholder(s). To prevent the risk of 


double taxation, tax paid on such income in the Member State of the undertaking, if 


any, should be taken into account and deducted from the tax payable at the Member 


State of the undertaking’s shareholder(s). If the undertaking’s shareholders do not 


reside for tax purposes in a Member State, such income should be taxable in the 


jurisdiction of residence for tax purposes of the payer, as if it were paid straight to the 


undertaking’s shareholder(s). Rules of equivalent effect should apply to situations 


where there are no income flows. In particular, this could occur in the case of holding 


immovable or other property of very high value for private purposes alone or of pure 


equity holdings. Considering that there is a risk that several undertakings without 


minimal substance are set up in a chain, it is also essential to exclude that the income 


is deemed taxable in the jurisdiction of a shareholder that is itself an undertaking 


without minimal substance. The allocation of taxing rights in accordance with 


agreements and conventions that provide for the elimination of double taxation of 


income, and where applicable, capital concluded between a Member State and a third 


country should not be affected by this Directive. 


(13) To ensure effectiveness of the proposed framework, it is necessary to establish 


appropriate tax consequences for undertakings that do not have minimal substance for 


tax purposes. Undertakings that have crossed the gateway criterion and are presumed 


to be lacking substance for tax purposes while, additionally, have not provided 


evidence to the contrary or evidence that they do not serve the objective of obtaining a 


tax advantage, should not be allowed to benefit from the provisions of agreements and 


conventions that provide for the elimination of double taxation of income, and where 


applicable, capital, to which the Member State of their tax residence is a party and 


from any other agreements, including provisions in international agreements for the 


promotion and protection of investments, with equivalent purpose or effect. Such 


undertakings should not be allowed to benefit from Council Directive 2011/96/EU7 


                                                 
7 Council Directive 2011/96/EU of 30 November 2011 on the common system of taxation applicable in 


the case of parent companies and subsidiaries of different Member States (OJ L 345, 29.12.2011, p. 8). 
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and Council Directive 2003/49/EC8. To this effect, those undertakings should not be 


entitled to a certificate of tax residence to the extent that this serves to obtain those 


benefits. The Member State where the undertaking is resident for tax purposes should 


therefore deny to issue a certificate of tax residence. Alternatively, that Member State 


should be able to issue such certificate while indicating, by means of a warning, that it 


should not be used by the undertaking to obtain tax benefits as above. This denial of a 


certificate of tax residence, or alternatively the issue of a special certificate of tax 


residence, should not set aside the national rules of the Member State of the 


undertaking with regard to the tax residence and relevant obligations linked thereto. It 


would rather serve to communicate to other Member States, and third countries, that 


no relief or refund should be granted with regard to transactions involving this 


undertaking based on any treaty with the Member State of the undertaking or Union 


directives, if applicable. 


(14) Considering that undertakings without minimal substance may be used for the purpose 


of obtaining a tax advantage to the detriment of a Member State other than the one of 


their residence for tax purposes, the relevant information should be shared with the 


competent authorities of other Member States. To ensure that all interested Member 


States have timely access to such information, the information should be exchanged 


automatically through the common communication network (‘CCN’) developed by the 


Union. In this context, information should be recorded in a secure central directory on 


administrative cooperation in the field of taxation available to all Member States. 


Member States should be required to implement a series of practical arrangements, 


including measures to standardise the communication of all requisite information 


through the creation of a standard form. This should also involve specifying the 


linguistic requirements for the envisaged exchange of information and upgrading the 


CCN accordingly. Where necessary, following the stage of mandatory automatic 


exchange of information under this Directive, a Member State should be able to rely 


on Article 5 of Council Directive 2011/16/EU as regards the exchange of information 


on request to obtain additional information on reporting undertakings from the 


Member State to which such undertakings would be liable to have reported this 


information. Considering that the sooner replies to requests for information are 


received, the more effective they are, it is appropriate to ensure that replies to requests 


for information are provided swiftly.  


(15) Directive 2011/16/EU should therefore be amended accordingly. 


(16) In order to improve effectiveness, Member States should lay down penalties against 


the violation of the national rules that transpose this Directive. Such penalties should 


be effective, proportionate and dissuasive. To ensure tax certainty and a minimum 


level of coordination across all Member States, it is necessary to fix a minimum 


monetary penalty, also taking into account the situation of each specific undertaking.  


The envisaged rules rely on self-assessment by the undertakings as regards whether or 


not they meet the gateway criteria. To achieve effectiveness of the provisions, 


incentivising adequate compliance across the Union, and taking into account that a 


shell undertaking in one Member State may be used to erode the tax base of another 


Member State, it is important that any Member State has the right to request another 


Member State to conduct tax audits of undertakings at risk for not fulfilling minimum 


                                                 
8 Council Directive 2003/49/EC of 3 June 2003 on a common system of taxation applicable to interest 


and royalty payments made between associated companies of different Member States (OJ L 157, 


26.6.2003, p. 49). 
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substance as defined in this Directive. Accordingly, to reinforce effectiveness, it is 


essential that the requested Member State has an obligation to carry out such audit and 


to share information on the outcome, even where there is no finding of ‘shell’ entity. 


(17) As the proper implementation and enforcement of the proposed rules in each Member 


State is critical for the protection of other Member States’ tax base, such 


implementation and enforcement should be monitored by the Commission. Member 


States should therefore communicate to the Commission on a regular basis, specific 


information, including statistics, on the implementation and enforcement in their 


territory of national measures adopted pursuant to this Directive.  


(18) In order to evaluate the effectiveness of the proposed new rules, the Commission 


should prepare an evaluation on the basis of the information provided by Member 


States and other available data. The Commission’s report should be published.  


(19) In order to ensure uniform conditions for the implementation of this Directive and 


Directive 2011/16/EU, in particular for the automatic exchange of information 


between tax authorities, implementing powers should be conferred on the Commission 


to adopt a standard form with a limited number of components, including the linguistic 


arrangements, the necessary practical arrangements for upgrading the central directory 


on administrative cooperation in the field of taxation. Those powers, as provided in the 


Directive 2011/16/EU, should be exercised in accordance with Regulation (EU) No 


182/2011 of the European Parliament and of the Council9.  


(20) The European Data Protection Supervisor was consulted in accordance with Article 42 


of Regulation (EU) 2018/1725 of the European Parliament and of the Council10.  


(21) Any processing of personal data carried out within the framework of Directive 


2011/16/EU should comply with Regulation (EU) 2016/679 of the European 


Parliament and of the Council11 and Regulation (EU) 2018/1725. Data processing is 


set out in Directive 2011/16/EU solely with the objective of serving a general public 


interest, namely the matters of taxation and the purposes of combating tax fraud, tax 


evasion and tax avoidance, safeguarding tax revenues and promoting fair taxation, 


which strengthen opportunities for social, political and economic inclusion in Member 


States. 


(22) Since the objective of this Directive cannot sufficiently be achieved by the Member 


States but can rather, by reason of the fact that such undertakings are normally 


established in one Member State but are used in a manner impacting the tax base of 


one or more other Member States, be better achieved at Union level, the Union may 


adopt measures, in accordance with the principle of subsidiarity as set out in Article 5 


of the Treaty on European Union. In accordance with the principle of proportionality 


                                                 
9 Regulation (EU) No 182/2011 of the European Parliament and of the Council of 16 February 2011 


laying down the rules and general principles concerning mechanisms for control by Member States of 


the Commission’s exercise of implementing powers (OJ L 55, 28.2.2011, p. 13) 
10 Regulation (EU) 2018/1725 of the European Parliament and of the Council of 23 October 2018 on the 


protection of natural persons with regard to the processing of personal data by the Union institutions, 


bodies, offices and agencies and on the free movement of such data, and repealing Regulation (EC) No 


45/2001 and Decision No 1247/2002/EC (OJ L 295, 21.11.2018, p. 39) 
11 Regulation (EU) 2016/679 of the European Parliament and of the Council of 27 April 2016 on the 


protection of natural persons with regard to the processing of personal data and on the free movement of 


such data, and repealing Directive 95/46/EC (General Data Protection Regulation) (OJ L 119, 4.5.2016, 


p. 1) 
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as set out in that Article, this Directive does not go beyond what is necessary in order 


to achieve that objective. 


HAS ADOPTED THIS DIRECTIVE: 


CHAPTER I  


GENERAL PROVISIONS 


Article 1 


Subject matter 


This Directive lays down indicators of minimum substance for undertakings in Member States 


and rules regarding the treatment for tax purposes of those undertakings that do not meet the 


indicators.  


Article 2 


Scope 


This Directive applies to all undertakings that are considered tax resident and are eligible to 


receive a tax residency certificate in a Member State.  


This Directive is without prejudice to other legal acts of the Union. 


Article 3 


Definitions 


For the purposes of this Directive the following definitions shall apply: 


(1) ‘undertaking’ means any entity engaged in an economic activity, regardless of its legal 


form, that is a tax resident in a Member State; 


(2) ‘tax year’ means a tax year, calendar year or any other appropriate period for tax 


purposes; 


(3) ‘revenues’ means the sum of the net turnover, other operating income, income from 


participating interests, including dividends received from affiliated undertakings, 


income from other investments and loans forming part of the fixed assets, other 


interest receivable and similar income as listed in Annexes V and VI to Directive 


2013/34/EU of the European Parliament and of the Council12; 


(4) ‘Member State of the undertaking’ means the Member State where the undertaking is 


resident for tax purposes; 


(5) ‘beneficial owner’ means beneficial owner as defined in Article 3, point (6), of 


Directive (EU) 2015/849 of the European Parliament and of the Council; 


(6) ‘undertaking’s shareholders’ means the individuals or entities directly holding shares, 


interest, stakes, participations, membership rights, entitlement to benefits or any 


equivalent rights or entitlements in the undertaking and in the case of indirect 


holdings, those individuals or entities holding interest in the undertaking through one 


                                                 
12 Directive 2013/34/EU of the European Parliament and of the Council of 26 June 2013 on the annual 


financial statements, consolidated financial statements and related reports of certain types of 


undertakings, amending Directive 2006/43/EC of the European Parliament and of the Council and 


repealing Council Directives 78/660/EEC and 83/349/EEC (OJ L 182, 29.6.2013, p. 19) 
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or a chain of undertakings none of which fulfils the indicators of minimum substance 


set out in Article 7(1) of this Directive.  


Article 4 


Relevant income 


For the purposes of Chapters II and III ‘relevant income’ shall mean income falling under any 


of the following categories:  


(a) interest or any other income generated from financial assets, including crypto assets, 


as defined in Article 3(1), point 2 of the proposal for a Regulation of the European 


Parliament and of the Council on Markets in Crypto-assets, and amending Directive 


(EU) 2019/193713; 


(b) royalties or any other income generated from intellectual or intangible property or 


tradable permits;  


(c) dividends and income from the disposal of shares;  


(d) income from financial leasing;  


(e) income from immovable property; 


(f) income from movable property, other than cash, shares or securities, held for private 


purposes and with a book value of more than one million euro. 


(g) income from insurance, banking and other financial activities;  


(h) income from services which the undertaking has outsourced to other associated 


enterprises. 


Article 5 


Associated enterprise 


1. For the purposes of Articles 4 and 7,‘associated enterprise’ shall mean a person who 


is related to another person in any of the following ways: 


(a) a person participates in the management of another person by being in a 


position to exercise a significant influence over the other person; 


(b) a person participates in the control of another person through a holding that 


exceeds 25 % of the voting rights; 


(c) a person participates in the capital of another person through a right of 


ownership that, directly or indirectly, exceeds 25 % of the capital; 


(d) a person is entitled to 25 % or more of the profits of another person. 


2. If more than one person participates in the management, control, capital or profits of 


the same person, as referred to in paragraph 1, all persons concerned shall be 


regarded as associated enterprises. 


If the same persons participate in the management, control, capital or profits of more 


than one person, as referred to in paragraph 1, all persons concerned shall be 


regarded as associated enterprises. 
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3. For the purposes of paragraphs 1 and 2, a person shall mean both legal and natural 


persons. A person who acts together with another person in respect of the voting 


rights or capital ownership of an entity shall be treated as holding a participation in 


all of the voting rights or capital ownership of that entity that are held by the other 


person. 


4. In indirect participations, the fulfilment of the criteria set out in point (c) of 


paragraph 1 shall be determined by multiplying the rates of holding through the 


successive tiers. A person holding more than 50 % of the voting rights shall be 


deemed to hold 100 %. 


An individual, his or her spouse and his or her lineal ascendants or descendants shall 


be treated as a single person. 


 


CHAPTER II 


IDENTIFICATION OF UNDERTAKINGS THAT DO NOT 


MEET INDICATORS OF MINIMUM SUBSTANCE FOR TAX 


PURPOSES 


Article 6 


The reporting undertakings 


1. Member States shall require that undertakings meeting the following criteria to report 


to the competent authorities of Member States in accordance with Article 7: 


(a) more than 75% of the revenues accruing to the undertaking in the preceding 


two tax years is relevant income; 


(b) the undertaking is engaged in cross-border activity on any of the following 


grounds: 


(i) more than 60% of the book value of the undertaking’s assets that fall 


within the scope of Article 4, points (e) and (f), was located outside the 


Member State of the undertaking in the preceding two tax years;  


(ii) at least 60% of the undertaking’s relevant income is earned or paid out 


via cross-border transactions; 


(c) in the preceding two tax years, the undertaking outsourced the administration 


of day-to-day operations and the decision-making on significant functions.  


An undertaking which holds assets that can generate income falling within the 


scope of Article 4, points (e) and (f), shall also be deemed to meet the criterion 


set out in point (a) of the first subparagraph, irrespective of whether income 


from these assets has accrued to the undertaking in the preceding two tax years, 


if the book value of these assets is more than 75% of the total book value of the 


undertaking’s assets. 


An undertaking which holds assets that can generate income falling within the 


scope of Article 4, point (c), shall also be deemed to meet the criterion set out 


in point (a) of the first subparagraph, irrespective of whether income from 


these assets has accrued to the undertaking in the preceding two tax years, if 


the book value of these assets is more than 75% of the total book value of the 


assets of the undertaking. 
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2. By derogation from paragraph 1, Member States shall ensure that the undertakings 


falling within any of the following categories are not subject to requirements of 


Article 7: 


(a) companies which have a transferable security admitted to trading or listed on a 


regulated market or multilateral trading facility as defined under Directive 


2014/65/EU of the European Parliament and of the Council14; 


(b) regulated financial undertakings; 


(c) undertakings that have the main activity of holding shares in operational 


businesses in the same Member State while their beneficial owners are also 


resident for tax purposes in the same Member State; 


(d) undertakings with holding activities that are resident for tax purposes in the 


same Member State as the undertaking’s shareholder(s) or the ultimate parent 


entity, as defined in Section I, point 7, of Annex III to Directive 2011/16/EU;  


(e) undertakings with at least five own full-time equivalent employees or members 


of staff exclusively carrying out the activities generating the relevant income;  


Point (b) of the first subparagraph shall apply to the following ‘regulated financial 


undertakings’:  


(a) a credit institution as defined in Article 4(1), point (1), of Regulation (EU) No 


575/2013 the European Parliament and of the Council15;  


(b) an investment firm as defined in Article 4(1), point (1), of Directive 


2014/65/EU the European Parliament and of the Council16;  


(c) an alternative investment fund manager (AIFM) as defined in Article 4(1), 


point (b), of Directive 2011/61/EU of the European Parliament and of the 


Council (2), including a manager of Euveca under Regulation (EU) No 


345/2013 of the European Parliament and of the Council17, a manager of Eusef 


under Regulation (EU) No 346/2013 of the European Parliament and of the 


Council18 and a manager of Eltif under Regulation (EU) 2015/760 of the 


European Parliament and of the Council19; 


                                                 
14 Directive 2014/65/EU of the European Parliament and of the Council of 15 May 2014 on markets in 


financial instruments and amending Directive 2002/92/EC and Directive 2011/61/EU (OJ L 173, 


12.6.2014, p. 349–496). 
15 Regulation (EU) No 575/2013 of the European Parliament and of the Council of 26 June 2013 on 


prudential requirements for credit institutions and investment firms and amending Regulation (EU) No 


648/2012 (OJ L 176, 27.6.2013, p. 1). 
16 Directive 2014/65/EU of the European Parliament and of the Council of 15 May 2014 on markets in 


financial instruments and amending Directive 2002/92/EC and Directive 2011/61/EU (OJ L 173, 


12.6.2014, p. 349). 
17 Regulation (EU) No 345/2013 of the European Parliament and of the Council of 17 April 2013 on 


European venture capital funds (OJ L 115, 25.4.2013, p. 1). 
18 Regulation (EU) No 346/2013 of the European Parliament and of the Council of 17 April 2013 on 


European social entrepreneurship funds (OJ L 115, 25.4.2013, p. 18). 
19 Regulation (EU) 2015/760 of the European Parliament and of the Council of 29 April 2015 on 


European long-term investment funds (OJ L 123, 19.5.2015, p. 98). 







EN 27  EN 


(d) an undertaking for collective investment in transferable securities (UCITS) 


management company as defined Article 2(1), point (b), of Directive 


2009/65/EC of the European Parliament and of the Council20;  


(e) an insurance undertaking as defined in Article 13, point (1), of Directive 


2009/138/EC of the European Parliament and of the Council21;  


(f) a reinsurance undertaking as defined in Article 13, point (4), of Directive 


2009/138/EC;  


(g) an institution for occupational retirement provision as defined in Article 1, 


point (6) of Directive 2016/2341 of the European Parliament and of the 


Council22;  


(h) pension institutions operating pension schemes which are considered to be 


social security schemes covered by Regulation (EC) No 883/2004 of the 


European Parliament and of the Council23 and Regulation (EC) No 987/2009 of 


the European Parliament and of the Council24 as well as any legal entity set up 


for the purpose of investment of such schemes;  


(i) an alternative investment fund (AIF) managed by an AIFM as defined in 


Article 4(1), point (b), of Directive 2011/61/EU or an AIF supervised under the 


applicable national law;  


(j) UCITS in the meaning of Article 1(2) of Directive 2009/65/EC;  


(k) a central counterparty as defined in Article 2, point (1), of Regulation (EU) No 


648/2012 of the European Parliament and of the Council25;  


(l) a central securities depository as defined in Article 2(1), point (1), of 


Regulation (EU) No 909/2014 of the European Parliament and of the 


Council26; 


(m) an insurance or reinsurance special purpose vehicle authorised in accordance 


with Article 211 of Directive 2009/138/EC; 


                                                 
20 Directive 2009/65/EC of the European Parliament and of the Council of 13 July 2009 on the 


coordination of laws, regulations and administrative provisions relating to undertakings for collective 


investment in transferable securities (UCITS) (OJ L 302, 17.11.2009, p. 32). 
21 Directive 2009/138/EC of the European Parliament and of the Council of 25 November 2009 on the 


taking-up and pursuit of the business of Insurance and Reinsurance (Solvency II) (OJ L 335, 


17.12.2009, p. 1). 
22 Directive (EU) 2016/2341 of the European Parliament and of the Council of 14 December 2016 on the 


activities and supervision of institutions for occupational retirement provision (IORPs) (OJ L 354, 


23.12.2016, p. 37). 
23 Regulation (EC) No 883/2004 of the European Parliament and of the Council of 29 April 2004 on the 


coordination of social security systems (OJ L 166, 30.4.2004, p. 1). 
24 Regulation (EC) No 987/2009 of the European Parliament and of the Council of 16 September 2009 


laying down the procedure for implementing Regulation (EC) No 883/2004 on the coordination of 


social security systems (OJ L 284, 30.10.2009, p. 1). 
25 Regulation (EU) No 648/2012 of the European Parliament and of the Council of 4 July 2012 on OTC 


derivatives, central counterparties and trade repositories (OJ L 201, 27.7.2012, p. 1). 
26 Regulation (EU) No 909/2014 of the European Parliament and of the Council of 23 July 2014 on 


improving securities settlement in the European Union and on central securities depositories and 


amending Directives 98/26/EC and 2014/65/EU and Regulation (EU) No 236/2012 (OJ L 257, 


28.8.2014, p. 1). 
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(n)  ‘securitisation special purpose entity’ as defined in Article 2, point (2), of 


Regulation (EU) No 2017/2402 of the European Parliament and of the 


Council27;  


(o) an insurance holding company as defined in Article 212(1), point (f), of 


Directive 2009/138/EC or a mixed financial holding company as defined in 


Article 212(1), point (h), of Directive 2009/138/EC, which is part of an 


insurance group that is subject to supervision at the level of the group pursuant 


to Article 213 of that Directive and which is not exempted from group 


supervision pursuant to Article 214(2) of Directive 2009/138/EC; 


(p) a payment institution as defined in point (d) of Article 1(1) of Directive (EU) 


2015/2366 of the European Parliament and of the Council28;  


(q) an electronic money institution as defined in point (1) of Article 2 of Directive 


2009/110/EC of the European Parliament and of the Council29; 


(r) a crowdfunding service provider as defined in point (e) Article 2(1) of 


Regulation (EU) 2020/1503 of the European Parliament and of the Council30; 


(s) a crypto-asset service provider as defined in Article 3(1), point (8), of [the 


proposal for a Regulation of the European Parliament and of the Council on 


Markets in Crypto-assets, and amending Directive (EU) 2019/193731] where 


performing one or more crypto-asset services as defined in Article 3(1), point 


(9), of [the proposal for a Regulation of the European Parliament and of the 


Council on Markets in Crypto-assets, and amending Directive (EU) 


2019/1937]. 


Article 7 


Indicators of minimum substance for tax purposes 


1. Member States shall require that undertakings meeting the criteria laid down in 


Article 6(1) declare in their annual tax return, for each tax year, whether they meet 


the following indicators of minimum substance: 


(a) the undertaking has own premises in the Member State, or premises for its 


exclusive use;  


(b) the undertaking has at least one own and active bank account in the Union;  


                                                 
27 Regulation (EU) 2017/2402 of the European Parliament and of the Council of 12 December 2017 laying 


down a general framework for securitisation and creating a specific framework for simple, transparent 


and standardised securitisation, and amending Directives 2009/65/EC, 2009/138/EC and 2011/61/EU 


and Regulations (EC) No 1060/2009 and (EU) No 648/2012 (OJ L 347, 28.12.2017, p. 35). 
28 Directive (EU) 2015/2366 of the European Parliament and of the Council of 25 November 2015 on 


payment services in the internal market, amending Directives 2002/65/EC, 2009/110/EC and 


2013/36/EU and Regulation (EU) No 1093/2010, and repealing Directive 2007/64/EC (OJ L 337, 


23.12.2015, p. 35) 
29 Directive 2009/110/EC of the European Parliament and of the Council of 16 September 2009 on the 


taking up, pursuit and prudential supervision of the business of electronic money institutions amending 


Directives 2005/60/EC and 2006/48/EC and repealing Directive 2000/46/EC (OJ L 267, 10.10.2009, p. 


7) 
30 Regulation (EU) 2020/1503 of the European Parliament and of the Council of 7 October 2020 on 


European crowdfunding service providers for business, and amending Regulation (EU) 2017/1129 and 


Directive (EU) 2019/1937 (OJ L 347, 20.10.2020, p. 1) 
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(c) one of the following indicators:  


(i) One or more directors of the undertaking: 


(1) are resident for tax purposes in the Member State of the undertaking, or 


at no greater distance from that Member State insofar as such distance is 


compatible with the proper performance of their duties;  


(2) are qualified and authorised to take decisions in relation to the activities 


that generate relevant income for the undertaking or in relation to the 


undertaking’s assets; 


(3) actively and independently use the authorisation referred to in point (2) 


on a regular basis; 


(4) are not employees of an enterprise that is not an associated enterprise and 


do not perform the function of director or equivalent of other enterprises 


that are not associated enterprises; 


(ii) the majority of the full-time equivalent employees of the undertaking are 


resident for tax purposes in the Member State of the undertaking, or at no 


greater distance from that Member States insofar as such distance is 


compatible with the proper performance of their duties, and such 


employees are qualified to carry out the activities that generate relevant 


income for the undertaking. 


2. Undertakings referred to in paragraph 1 shall accompany their tax return declaration 


with documentary evidence. The documentary evidence  shall include the following 


information:  


(a) address and type of premises; 


(b) amount of gross revenue and type thereof; 


(c) amount of business expenses and type thereof; 


(d) type of business activities performed to generate the relevant income; 


(e) the number of directors, their qualifications, authorisations and place of 


residence for tax purposes or the number of full-time equivalent employees 


performing the business activities that generate the relevant income and their 


qualifications, their place of residence for tax purposes; 


(f) outsourced business activities; 


(g) bank account number, any mandates granted to access the bank account and to 


use or issue payment instructions and evidence of the account’s activity. 


Article 8 


Presumption of minimum substance for tax purposes  


1. An undertaking that declares to meet all the indicators of minimum substance set out 


in Article 7(1) and provides the satisfactory supporting documentary evidence in 


accordance with Article 7(2) shall be presumed to have minimum substance for the 


tax year.  


2. An undertaking that declares not to meet one or more of the indicators set out in 


Article 7(1) or does not provide satisfactory supporting documentary evidence in 
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accordance with Article 7(2) shall be presumed not to have minimum substance for 


the tax year.  


Article 9 


Rebuttal of the presumption 


1. Member States shall take the appropriate measures to allow undertakings that are 


presumed not to have minimum substance under Article 8(2) to rebut this 


presumption by providing any additional supporting evidence of the business 


activities which they perform to generate relevant income.  


2. For the purposes of paragraph 1, undertakings shall provide the following  additional 


evidence: 


(a) a document allowing to ascertain the commercial rationale behind the 


establishment of the undertaking;  


(b) information about the employee profiles, including the level of their 


experience, their decision-making power in the overall organisation, role and 


position in the organisation chart, the type of their employment contract, their 


qualifications and duration of employment; 


(c) concrete evidence that decision-making concerning the activity generating the 


relevant income is taking place in the Member State of the undertaking.  


3. A Member State shall treat an undertaking as having rebutted the presumption if the 


evidence that the undertaking has provided under paragraph 2 proves that the 


undertaking has performed and continuously had control over, and borne the risks of, 


the business activities that generated the relevant income or, in the absence of 


income, the undertaking’s assets.  


4. After the end of the tax year for which the undertaking rebutted the presumption 


successfully, inaccordance with paragraph 3, a Member State may consider for a 


period of five years that the undertaking has rebutted the presumption on the 


condition that the factual and legal circumstances of the undertaking remain 


unchanged during this period. 


Article 10 


Exemption 


1. A Member State shall take the appropriate measures to allow an undertaking that 


meets the criteria laid down in Article 6(1) to request an exemption from its 


obligations under this Directive if the existence of the undertaking does not reduce 


the tax liability of its beneficial owner(s) or of the group, as a whole, of which the 


undertaking is a member.  


2. A Member State may grant that exemption for one tax year if the undertaking 


provides sufficient and objective evidence that its interposition does not lead to a tax 


benefit for its beneficial owner(s) or the group as a whole, as the case may be. That 


evidence shall include information about the structure of the group and its activities. 


That evidence shall allow to compare the amount of overall tax due by the beneficial 


owner(s) or the group as a whole, as the case may be, having regard to the 


interposition of the undertaking, with the amount that would be due under the same 


circumstances in the absence of the undertaking.  
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3. After the end of the tax year for which an exemption was granted in accordance with 


paragraph 2, a Member State may extend the validity of the exemption for five years 


on the condition that the factual and legal circumstances of the undertaking, 


including of the beneficial owner(s) and the group, as the case may be, remain 


unchanged in the relevant period. 


 


CHAPTER III 


TAX TREATMENT OF UNDERTAKINGS THAT DO NOT 


HAVE MINIMUM SUBSTANCE FOR TAX PURPOSES 


Article 11 


Tax consequences of not having minimum substance for tax purposes in Member States 


other than the Member State of the undertaking 


1. Member States other than the Member State of the undertaking shall disregard any 


agreements and conventions that provide for the elimination of double taxation of 


income, and where applicable, capital, in force with the Member State of the 


undertaking as well as Articles 4, 5 and 6 of Directive 2011/96/EU and Article 1 of 


Directive 2003/49/EC, to the extent that those Directives apply due to the 


undertaking being deemed to be resident for tax purposes in a Member State, where 


the following conditions are met: 


(a) an undertaking is presumed not to have minimum substance; 


(b) an undertaking does not rebut the presumption referred to in point (a) for a tax 


year.  


2. The Member State of the undertaking’s shareholder(s) shall tax the relevant income 


of the undertaking in accordance with its national law as if it had directly accrued to 


the undertaking’s shareholder(s) and deduct any tax paid on such income at the 


Member State of the undertaking, where the following conditions are met: 


(a) the relevant income accrues to an undertaking that is presumed not to have 


minimum substance; 


(b) the undertaking does not rebut the presumption referred to in point (a); 


(c) both the undertaking’s shareholders and the payer are resident for tax purposes 


in a Member State. 


The first subparagraph shall apply notwithstanding any agreement or convention that 


provides for the elimination of double taxation of income, and where applicable, 


capital, in force with another Member State. 


Where the payer is not resident for tax purposes in a Member State, the Member 


State of the undertaking’s shareholder(s) shall tax the relevant income accruing to the 


undertaking in accordance with its national law as if it had directly accrued to the 


undertaking’s shareholder(s), without prejudice to any agreement or convention that 


provides for the elimination of double taxation of income, and where applicable, 


capital, in force between the Member State of the undertaking’s shareholders and the 


third country jurisdiction of the payer;  


Where the undertaking’s shareholder(s) is not resident for tax purposes in a Member 


State, the Member State of the payer of this income shall apply withholding tax in 
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accordance with its national law, without prejudice to any agreement or convention 


that provides for the elimination of double taxation of income, and where applicable, 


capital, in force with the third country jurisdiction of the undertaking’s 


shareholder(s).  


3. Where property referred to in Article 4 is owned by an undertaking that is presumed 


not to have minimum substance and does not rebut this presumption: 


(a) the Member State where property referred to in Article 4, point (e) is situated 


shall tax such property according to its national law, as if such property was 


owned directly by the undertaking’s shareholder(s), without prejudice to any 


agreement or convention that provides for the elimination of double taxation of 


income, and where applicable, capital, in force with the jurisdiction of the 


undertaking’s shareholder(s);  


(b) the Member State of the undertaking’s shareholder(s) shall tax such property in 


accordance with its national law as if the undertaking’s shareholder(s) owned it 


directly, without prejudice to any agreement or convention that provides for the 


elimination of double taxation of income, and where applicable, capital, in 


force with the jurisdiction where the property is situated.  


Article 12 


Tax consequences of not having minimum substance for tax purposes in the Member State 


of the undertaking 


Where an undertaking does not have minimum substance for tax purposes in the Member 


State where it is resident for tax purposes, that Member State shall take any of the following 


decisions:  


(a) deny a request for a certificate of tax residence to the undertaking for use outside the 


jurisdiction of this Member State;  


(b) grant a certificate of tax residence which prescribes that the undertaking is not 


entitled to the benefits of agreements and conventions that provide for the 


elimination of double taxation of income, and where applicable, capital, and of 


international agreements with a similar purpose or effect and of Articles 4, 5 and 6 of 


Directive 2011/96/EU and Article 1 of Directive 2003/49/EC. 


 


CHAPTER IV 


EXCHANGE OF INFORMATION 


Article 13 


Amendments to Directive 2011/16/EU 


Directive 2011/16/EU is amended as follows: 


(1) in Article 3, point 9 is amended as follows: 


(a) point (a) is replaced by the following: 


“(a) for the purposes of Article 8(1) and Articles 8a to 8ad, the systematic 


communication of predefined information to another Member State, 


without prior request, at pre-established regular intervals; for the 
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purposes of Article 8(1), reference to available information relates to 


information in the tax files of the Member State communicating the 


information, which is retrievable in accordance with the procedures for 


gathering and processing information in that Member State;” 


(b) point (c) is replaced by the following: 


“(c) for the purposes of provisions of this Directive other than Article 8(1) and 


(3a) and Articles 8a to 8ad, the systematic communication of predefined 


information provided in points (a) and (b) of this point.” 


(2) In Section II of Chapter II, the following Article 8ad is added:  


“Article 8ad 


Scope and conditions of mandatory automatic exchange of information on undertakings 


required to report on indicators of minimum substance  


1. The competent authority of a Member State, which receives information from an 


undertaking established in its territory in accordance with Article 7 of Council 


Directive [OP] (insert full title and OJ reference)* shall, by means of automatic 


exchange, and within 30 days from receipt of that information, communicate such 


information to the competent authorities of all other Member States in accordance 


with paragraph 4 and applicable practical arrangements adopted pursuant to Article 


21. 


2. The competent authority of a Member State, which certifies that an undertaking has 


rebutted the presumption in accordance with Article 9 of Directive [OP] or that an 


undertaking is exempt in accordance with Article 10 of that Directive shall, by means 


of automatic exchange, and within 30 days from such certification, communicate 


such information to the competent authorities of all other Member States, in 


accordance with applicable practical arrangements adopted pursuant to Article 21. 


3. The competent authority of a Member State, which concludes including by way of an 


audit, under the national law of such Member State, that an undertaking does not 


meet the indicators of minimum substance laid down in Article 7 of Directive [OP] 


shall, by means of automatic exchange, and within 30 days from the date when the 


outcome of the audit becomes definitive, communicate such information to the 


competent authorities of all other Member States, in accordance with applicable 


practical arrangements adopted pursuant to Article 21. 


4. The information to be communicated by a competent authority of a Member State 


pursuant to paragraph 1 regarding each undertaking shall include the following: 


(a) the tax identification number (TIN) of the undertaking required to report 


pursuant to Article 6 of Directive [OP]; 


(b) the VAT number, where available, of the undertaking required to report 


pursuant to Article 6 of Directive [OP]; 


(c) the identification of the undertaking’s shareholders and the beneficial owner(s) 


of the undertaking, as defined in Article 3, points 5 and 6; 


(d) the identification of the other Member States, if any, likely to be concerned by 


the reporting of the undertaking;  


(e) the identification of any person in the other Member States likely to be affected 


by the reporting of the undertaking;  
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(f) the declaration provided by the undertaking, in accordance with Article 7(1);  


(g) summary of the evidence provided by the undertaking in accordance with 


Article 7(2). 


5. Without prejudice to paragraph 4, the information to be communicated by a 


competent authority of a Member State pursuant to paragraph 2 shall also include the 


following: 


(h) the certification by the competent authority of the Member State that the 


undertaking has rebutted the presumption under Article 9 of Directive [OP] or 


that the undertaking is exempt from reporting in accordance with Article 10 of 


that Directive;  


(i) a summary of the additional evidence considered relevant by the competent 


authority to issuing the certification that the presumption has been rebutted 


under Article 9 of Directive [OP] or that the undertaking is exempt from 


reporting under Article 10 of that Directive.   


6. Without prejudice to paragraph 4, the information to be communicated by a 


competent authority of a Member State pursuant to paragraph 3 shall also include the 


audit report where such report is issued by the competent authority.  


7. To facilitate the exchange of information referred to in paragraphs 4, 5 and 6, the 


Commission shall, by means of implementing acts, adopt the practical arrangements 


necessary for the implementation of paragraphs 1 to 6 of this Article, including 


measures to standardise the communication of the information set out in paragraphs 


4, 5 and 6 of this Article. Those implementing acts shall be adopted in accordance 


with the examination procedure referred to in Article 26(2). 


8. For the purposes of paragraphs 1 to 5 of this Article, ‘undertaking’ shall mean 


undertaking as defined in Article 3, point (1) of Directive [OP]. 


9. Information processed shall be retained for 5 years and in any case no longer than 


necessary to achieve the purposes of this Directive. 


10. Competent authorities of each Member State shall be considered to be data 


controllers and the Commission shall be considered to be data processor.  


11. Member States in the event of an unauthorised disclosure of information referred to 


in points (a) – (f) of paragraph 4 may decide to suspend, as a mitigating measure, the 


exchanges of information under this Directive with the Member State where the 


unauthorised disclosure occurred.” 


(3) in Article 20, paragraph 5 is replaced by the following: 


“5. The Commission shall, by means of implementing acts, adopt standard forms, 


including the linguistic arrangements, in the following cases: 


(a) for the automatic exchange of information on advance cross-border 


rulings and advance pricing arrangements pursuant to Article 8a before 1 


January 2017;  


(b) for the automatic exchange of information on reportable cross-border 


arrangements pursuant to Article 8ab before 30 June 2019; 


(c) for the automatic exchange of information on undertakings required to 


report on indicators of minimum substance pursuant to Article 8ad before 


1 January 2024. 
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Those implementing acts shall be adopted in accordance with the examination 


procedure referred to in Article 26(2). 


Those standard forms shall not exceed the components for the exchange of 


information listed in Article 8a(6), Article 8ab(14) and Article 8ad(4), (5) and 


(6), and such other related fields which are linked to these components which 


are necessary to achieve the objectives of Articles 8a, 8ab and 8ac, 


respectively.  


The linguistic arrangements referred to in the first subparagraph shall not 


preclude Member States from communicating the information referred to in 


Articles 8a, 8ab and 8ad in any of the official languages of the Union. 


However, those linguistic arrangements may provide that the key elements of 


such information shall also be sent in another official language of the Union.”; 


(4) in Article 21, paragraph 5 is replaced by the following: 


“5. The Commission shall by 31 December 2017 develop and provide with 


technical and logistical support a secure Member State central directory on 


administrative cooperation in the field of taxation where information to be 


communicated in the framework of Article 8a(1) and (2) shall be recorded in 


order to satisfy the automatic exchange provided for in those paragraphs.  


The Commission shall by 31 December 2019 develop and provide with 


technical and logistical support a secure Member State central directory on 


administrative cooperation in the field of taxation where information to be 


communicated in the framework of Article 8ab(13), (14) and (16) shall be 


recorded in order to satisfy the automatic exchange provided for in those 


paragraphs.  


The Commission shall by 30 June 2024 develop and provide with technical and 


logistical support a secure Member State central directory on administrative 


cooperation in the field of taxation where information to be communicated in 


the framework of Article 8ad(1), (2) and (3) shall be recorded in order to 


satisfy the automatic exchange provided for in those paragraphs.  


The competent authorities of all Member States shall have access to the 


information recorded in that directory. The Commission shall also have access 


to the information recorded in that directory, however within the limitations set 


out in Articles 8a(8) and 8ab(17). The Commission shall, by means of 


implementing acts, adopt the necessary practical arrangements for the 


implementation of the first, second and third subparagraph of this paragraph. 


Those implementing acts shall be adopted in accordance with the examination 


procedure referred to in Article 26(2). 


Until that secure central directory is operational, the automatic exchange 


provided for in Article 8a(1) and (2), Article 8ab(13), (14) and (16) and Article 


8ad(1), (2) and (3) shall be carried out in accordance with paragraph 1 of this 


Article and the applicable practical arrangements.”. 
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CHAPTER V 


ENFORCEMENT 


Article 14 


Penalties 


Member States shall lay down the rules on penalties applicable to infringements of national 


provisions adopted pursuant to this Directive, and shall take all measures necessary to ensure 


that they are implemented. The penalties provided for shall be effective, proportionate and 


dissuasive.  


Member States shall ensure that those penalties include an administrative pecuniary sanction 


of at least 5% of the undertaking’s turnover in the relevant tax year, if the undertaking that is 


required to report pursuant to Article 6 does not comply with such requirement for a tax year 


within the prescribed deadline or makes a false declaration in the tax return under Article 7. 


Article 15 


Request for tax audits 


Where the competent authority of one Member State has reason to believe that an undertaking 


which is resident for tax purposes in another Member State has not met its obligations under 


this Directive, the former Member State may request the competent authority of the latter to 


conduct a tax audit of the undertaking.  


The competent authority of the requested Member State shall initiate it within one month 


from the date of receipt of the request and conduct the tax audit, in accordance with the rules 


governing tax audits in the requested Member State. 


The competent authority which conducted the tax audit shall provide feedback on the outcome 


of such audit to the competent authority of the requesting Member State as soon as possible 


and no later than one month after the outcome of the tax audit is known. 


Article 16 


Monitoring 


1. Member States shall communicate the following information to the Commission for 


each tax year:  


(a) number of undertakings that meet the conditions laid down in Article 6(1); 


(b) number of undertakings that reported pursuant to Article 7; 


(c) penalties imposed pursuant to Article 14 for non-compliance with the 


requirements of this Directive; 


(d) number of undertakings presumed not have minimum substance in accordance 


with Article 8 and number of undertakings that rebutted such presumption in 


accordance with Article 9; 


(e) number of undertakings exempt from the requirements under this Directive in 


accordance with Article 10; 


(f) number of audits to undertakings that meet the conditions laid down in Article 


6(1),  







EN 37  EN 


(g) number of cases where an undertaking presumed to have minimum substance 


was found not to have substantial activity, in particular following an audit; 


(h) number of requests for exchange of information submitted and number of 


requests received; 


(i) number of requests for tax audits submitted and number of requests received. 


Member States shall communicate to the Commission any other information 


necessary for monitoring and evaluating the implementation of this Directive upon 


request by the Commission. 


2. Member States shall communicate the information listed in paragraph 1 on a bi-


annual basis by 31 December of the tax year following the end of the bi-annual 


period.  


Article 17 


Reports  


1. By 31 December 2028, the Commission shall present a report to the European 


Parliament and the Council on the implementation of this Directive. 


2. When drawing up the report, the Commission shall take into account the information 


communicated by the Member States pursuant to Article 15.  


3. The Commission shall publish the report on its website.  


 


CHAPTER VI 


FINAL PROVISIONS 


Article 18 


Transposition 


1. Member States shall adopt and publish, by [30 June 2023] at the latest, the laws, 


regulations and administrative provisions necessary to comply with this Directive. 


They shall forthwith communicate to the Commission the text of those provisions. 


They shall apply those provisions from [1 January 2024]. 


When Member States adopt those provisions, they shall contain a reference to this 


Directive or be accompanied by such a reference on the occasion of their official 


publication. Member States shall determine how such reference is to be made. 


1. Member States shall communicate to the Commission the text of the main provisions 


of national law which they adopt in the field covered by this Directive. 


Article 19 


Entry into force 


This Directive shall enter into force on the twentieth day following that of its publication in 


the Official Journal of the European Union.  
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Article 20 


Addressees 


This Directive is addressed to the Member States. 


 


Done at Brussels, 


 For the Council 


 The President 
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LEGISLATIVE FINANCIAL STATEMENT 


1. FRAMEWORK OF THE PROPOSAL/INITIATIVE  


1.1. Title of the proposal/initiative 


UNSHELL  


1.2. Policy area(s) concerned  


Tax policy.  


1.3. The proposal/initiative relates to:  


X  a new action  


 a new action following a pilot project/preparatory action1  


 the extension of an existing action  


 a merger or redirection of one or more actions towards another/a new action  


1.4. Objective(s) 


1.4.1. General objective(s) 


The Proposal seeks to reduce tax revenue loss related to tax avoidance and tax 


evasion due to the use of shell entities in the EU. Furthermore, the Proposal will 


allow Member States to accurately describe and quantify the extent of shell entity tax 


abuse in the EU. Ultimately, the Proposal should further discourage the creation of 


shell entities in the EU.  


1.4.2. Specific objective(s) 


Specific objectives  


1) Identification of shell entities in the EU at risk of tax abuse through the use of 


objective substance criteria. Once a shell entity has been identified as risk of tax 


abuse, the Proposal will set out clear, pre-determined, common tax consequences 


throughout the EU in order to prevent tax losses; 


2) Competent Authorities of Members States should have information available 


to be able to identify shell entities in resident/established in other Member States so 


that they can prevent cross-border tax abuse, for example, by denying tax treaty 


benefits on withholding taxes; 


3) The Proposal aims to discourage the use of TCSP’s from creating shell entities 


in the EU in the first place. The substance criteria identified in 1) above are designed 


to combat the very services that TCSP’s offer, like setting up postal addresses, that 


TCSP’s provide to shell entities.   


1.4.3. Expected result(s) and impact  


Entities targeted will have to report to tax administrations whether or not they fulfil 


minimum substance indicators. There will be tax consequences for entities not 


fulfilling those indicators. 


                                                 
1 As referred to in Article 58(2)(a) or (b) of the Financial Regulation. 
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1.4.4.  Indicators of performance 


Specify the indicators for monitoring progress and achievements. 


Objectives Indicators Measurement tools/data sources 


The use of common 


substance criteria to 


identify shell entities 


to prevent tax 


revenue loss due to 


tax evasion and tax 


avoidance. 


Additional tax 


revenues secured 


thanks to the 


initiative preventing 


shell entities from 


obtaining a tax 


benefit at national or 


cross-border level. 


 


Yearly assessment of automatic exchange 


of information (source: Member States’ tax 


administrations) 


Providing 


information to 


Member States to 


identify shell entities 


used for tax abuse 


purposes.   


Number of shell 


exchanges made 


and compliance 


activities of 


Member States. 


 


Data to be submitted on an annual basis by 


Member States to the Commission for 


monitoring purposes (source: Member 


States’ tax administrations)  


Deterrent effect on 


TCSP’s creating 


shell entities in the 


EU.   


Qualitative 


assessment by 


Member States of the 


impact of the 


initiative on 


deterring TCSP’s 


from offering 


services to set up 


shell entities. 


Yearly assessment of automatic exchange 


of information (source: Member States’ tax 


administrations) 


1.5. Grounds for the proposal/initiative  


1.5.1. Requirement(s) to be met in the short or long term including a detailed timeline for 


roll-out of the implementation of the initiative 


Legal entities and arrangements which are required to report under the Proposal will 


self-assess using the substance crtieria to determine whether they are at risk of tax 


abuse. Information on entities and arrangements which are required to self-assess in a 


Member States will be automatically with the Competent Authorities of other 


Member States. In this context, the Competent Authorities will be required to submit 


the disclosed information to a Central Directory which all Member States will have 


access to. The Commission will be given limited access to the Directory in order to 


ensure that it can be sufficently informed to monitor the functioning of the Directive. 


The Proposal will use the practical arrangements currently under the Directive 


2011/16/EU on Administrative Cooperation in Direct Taxation (the 'DAC').  


In terms of timing from setting up other Central Directories for tax exchanges 


purpose, like DAC3 and DAC6, Member States and the Commission would require 


at least 18 months after the adoption of the Proposal to be able to put the systems in 


place to allow the exchange of information to occur between Member States. 


Implementation with a start up period is expected from January, 2024.  







EN 41  EN 


1.5.2. Added value of Union involvement (it may result from different factors, e.g. 


coordination gains, legal certainty, greater effectiveness or complementarities). For 


the purposes of this point 'added value of Union involvement' is the value resulting 


from Union intervention which is additional to the value that would have been 


otherwise created by Member States alone. 


The Proposal does not seek to replace existing national and international rules to 


combat shell entity tax abuse in the EU. Instead, the Proposal aims to reinfroce and 


eomplement existing measures by provding objective substance criteria to prevent 


tax abuse in a cross-border context. Having unifrom rules would ensure consistency 


of substance requirements for tax purposes in the EU as well as on the 


countermeasures to be applied including tax consequences and sanctions for non-


compliance.  


For group companies across the EU there would be economies of scale as only one 


set of substance rules would need to be applied. This would then ensure a level 


playing field and fair competition for businesses in the EU.  


1.5.3. Lessons learned from similar experiences in the past 


The initiative is a new mechanism. The preferred option in the Impact Assessment 


draws on the approach the EU follows in assessing  substance in relevant third 


countries as part of the process leading to the establishment and update of the EU list 


of non-cooperative jurisdictions for tax purposes. It aims at replicating some of the 


features of this process.  


1.5.4. Compatibility with the Multiannual Financial Framework and possible synergies 


with other appropriate instruments 


In the Commission Communication on Business Taxation in the 21st Century, the 


Commission committed to table a legislative proposal setting out union rules to 


neutralise the misuse of shell entities for tax purposes by the end of 2021. The 


Proposal will use the procedures, arrangements and IT tools already established or 


under development under the DAC. 


1.5.5. Assessment of the different available financing options, including scope for 


redeployment 


Implementation costs for the initiative will be financed by the EU budget concerning 


only the central components for the system of automatic exchange of information. 


Otherwise, it will be for Member States to implement the measures envisaged.  
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1.6. Duration and financial impact of the proposal/initiative 


 limited duration  


–  in effect from [DD/MM]YYYY to [DD/MM]YYYY  


–  Financial impact from YYYY to YYYY for commitment appropriations and 


from YYYY to YYYY for payment appropriations.  


X unlimited duration 


– Implementation with a start-up period from YYYY to YYYY, 


– followed by full-scale operation. 


1.7. Management mode(s) planned2  


X Direct management by the Commission 


– X by its departments, including by its staff in the Union delegations;  


–  by the executive agencies  


 Shared management with the Member States  


 Indirect management by entrusting budget implementation tasks to: 


–  third countries or the bodies they have designated; 


–  international organisations and their agencies (to be specified); 


–  the EIB and the European Investment Fund; 


–  bodies referred to in Articles 70 and 71 of the Financial Regulation; 


–  public law bodies; 


–  bodies governed by private law with a public service mission to the extent that 


they are provided with adequate financial guarantees; 


–  bodies governed by the private law of a Member State that are entrusted with 


the implementation of a public-private partnership and that are provided with 


adequate financial guarantees; 


–  persons entrusted with the implementation of specific actions in the CFSP 


pursuant to Title V of the TEU, and identified in the relevant basic act. 


Comments  


This proposal builds on the existing framework and systems for the automatic exchange of 


information using a Central Directory for advance cross-border rulings (‘DAC3’) and 


reportable cross-border tax arrangements (‘DAC6’) which were developed pursuant to Article 


21 of Directive 2011/16/EU in the context of these previous amendments to the DAC. The 


Commission, in conjunction with Member States, shall develop standardised forms and 


formats for information exchange through implementing measures. As regards the CCN 


network which will permit the exchange of information between Member States, the 


Commission is responsible for the development of such a network and Member States will 


                                                 
2 Details of management modes and references to the Financial Regulation may be found on the 


BudgWeb site: 


https://myintracomm.ec.europa.eu/budgweb/EN/man/budgmanag/Pages/budgmanag.aspx  



https://myintracomm.ec.europa.eu/budgweb/EN/man/budgmanag/Pages/budgmanag.aspx
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undertake to create the appropriate domestic infrastructure that will enable the exchange of 


information via the CCN network. 


2. MANAGEMENT MEASURES  


2.1. Monitoring and reporting rules  


The Commission will ensure that arrangements are in place to monitor and evaluate 


the functioning of the intervention and evaluate it against the main policy objectives. 


Given that “Unshell” involves a modification to the DAC, monitoring and evaluation 


could be carried out in alignment with the other elements of administrative 


cooperation. 


Member States will submit data on an annual basis to the Commission for the 


information outlined in the above Table on indicators of performance which will be 


used to monitor compliance with the Proposal.  


As monitoring data is available, the Commission will review the scope of the 


intervention to examine the possibility of extending it to cover additional sectors 


and/or revising some its features.   


An evaluation will take place five years after the implementation of the Proposal 


which will allow the Commission to review the results of the policy with respect to 


its objectives as well as the overall impacts in terms of tax revenue, businesses and 


the internal market.  


2.2. Management and control system(s)  


2.2.1. Justification of the management mode(s), the funding implementation mechanism(s), 


the payment modalities and the control strategy proposed 


The implementation of the initiative will rely on the competent authorities (tax 


administrations) of the Member States. They will be responsible for fnancing their 


own national systems and adapations necessary for the exchanges to take place with 


the Central Directory to be set up for the purposes of Proposal. 


The Commission will set up the infrastructure, including the Central Directory, that 


will allow exchanges to be made between Member States on the identification of 


shell entities. IT systems have been set up for the DAC which will be used for this 


initiative. The Commission will finance the systems needed to allow exchanges to 


take place, including the Central Directory, which will undergo the main elements of 


control being that for procurement contracts, techncial verification of the 


procurement, ex-ante verification of commitments, and ex-ante verification of 


payments.  


2.2.2. Information concerning the risks identified and the internal control system(s) set up 


to mitigate them 


The proposed intervention will be based on a declarative system, which entails the 


risk of non-declaration or misdeclaration by legal entites and arrangements that are 


required to self-assess against the substance criteria under the Proposal. Member 


States will be required to audit such self-assessments and report to the Commission 


on an annual basis statistics including the number of entities that have been audited 


and sanctions for non-compliance.  
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In order to address the risk of non-compliance of legal entities and arrangements, the 


Proposal includes a sanctioining framework. National tax authorities will be in 


charge of enforcing sanctions and more generally of ensuring compliance with 


“Unshell”. Sanctions are set up at a sufficiently high level to serve as deterrent. 


Furthermore, national tax administrations will be able to perform audits to detect and 


deter non-compliance.  


To monitor the proper application of the Proposal, the Commission will have limited 


access to the Central Directory where Member States will exchange information on 


entities and arrangements reporting under the Proposal.  


The main elements of the control strategy are:  


Procurement contracts  


The control procedures for procurement defined in the Financial Regulation: any 


procurement contract is established following the established procedure of 


verification by the services of the Commission for payment, taking into account 


contractual obligations and sound financial and general management. Anti-fraud 


measures (controls, reports, etc.) are foreseen in all contracts concluded between the 


Commission and the beneficiaries. Detailed terms of reference are drafted and form 


the basis of each specific contract. The acceptance process follows strictly the 


TAXUD TEMPO methodology: deliverables are reviewed, amended if necessary and 


finally explicitly accepted (or rejected). No invoice can be paid without an 


"acceptance letter".  


Technical verification of procurement  


DG TAXUD performs controls of deliverables and supervises operations and 


services carried out by contractors. It also conducts quality and security audits of 


their contractors on a regular basis. Quality audits verify the compliance of the 


contractors' actual processes against the rules and procedures defined in their quality 


plans. Security audits focus on the specific processes, procedures and set-up.  


In addition to the above controls, DG TAXUD performs the traditional financial 


controls:  


Ex-ante verification of commitments  


All commitments in DG TAXUD are verified by the Head of the Finances and the 


HR business correspondent Unit. Consequently, 100% of the committed amounts are 


covered by the ex-ante verification. This procedure gives a high level of assurance as 


to the legality and regularity of transactions.  


Ex-ante verification of payments  


100% of payments are verified ex-ante. Moreover, at least one payment (from all 


categories of expenditures) per week is randomly selected for additional ex-ante 


verification performed by the head of the Finances and HR business correspondent 


Unit. There is no target concerning the coverage, as the purpose of this verification is 


to check payments "randomly" in order to verify that all payments were prepared in 


line with the requirements. The remaining payments are processed according to the 


rules in force on a daily basis.  


Declarations of the Authorising Officers by Sub-Delegations (AOSD)  


All the AOSD sign declarations supporting the Annual Activity Report for the year 


concerned. These declarations cover the operations under the programme. The 
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AOSD declare that the operations connected with the implementation of the budget 


have been executed in accordance with the principles of the sound financial 


management, that the management and control systems in place provided satisfactory 


assurance concerning the legality and regularity of the transactions and that the risks 


associated to these operations have been properly identified, reported and that 


mitigating actions have been implemented. 


2.2.3. Estimation and justification of the cost-effectiveness of the controls (ratio of "control 


costs ÷ value of the related funds managed"), and assessment of the expected levels 


of risk of error (at payment & at closure)  


The controls established enable DG TAXUD to have sufficient assurance of the 


quality and regularity of the expenditure and to reduce the risk of non-compliance. 


The above control strategy measures reduce the potential risks below the target of 


2% and reach all beneficiaries. Any additional measures for further risk reduction 


would result in disproportionately high costs and are therefore not envisaged. The 


overall costs linked to implementing the above control strategy – for all expenditures 


under Fiscalis programme – are limited to 1.6% of the total payments made. It is 


expected to remain at the same ratio for this initiative. The programme control 


strategy limits the risk of non-compliance to virtually zero and remains proportionate 


to the risks entailed. 


2.3. Measures to prevent fraud and irregularities  


Specify existing or envisaged prevention and protection measures, e.g. from the Anti-Fraud Strategy. 


The European Anti-fraud Office (OLAF) may carry out investigations, including on-


the-spot checks and inspections, in accordance with the provisions and procedures 


laid down in Regulation (EC) No 1073/1999 of the European Parliament and of the 


Council3 and Council Regulation (Euratom, EC) No 2185/964 with a view to 


establishing whether there has been fraud, corruption or any other illegal activity 


affecting the financial interests of the Union in connection with a grant agreement or 


grant decision or a contract funded under this Regulation. 


                                                 
3 Regulation (EC) No 1073/1999 of the European Parliament and of the Council of 25 May 1999 


concerning investigations conducted by the European Anti-Fraud Office (OLAF), OJ L 136 p. 1, 


31.5.1999. 
4 Council Regulation (Euratom, EC) No 2185/96 of 11 November 1996 concerning on-the-spot checks 


and inspections carried out by the Commission in order to protect the European Communities' financial 


interests against fraud and other irregularities, OJ L 292 p. 2, 15.11.96. 
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3. ESTIMATED FINANCIAL IMPACT OF THE PROPOSAL/INITIATIVE  


3.1. Heading(s) of the multiannual financial framework and expenditure budget 


line(s) affected  


 Existing budget lines  


In order of multiannual financial framework headings and budget lines. 


Heading of 


multiannual 


financial 


framework 


Budget line 
Type of  


expenditure Contribution  


14.03.01 


 
Diff./Non-


diff.1 


from 


EFTA 


countries2 


 


from 


candidate 


countries3 


 


from third 


countries 


within the 


meaning of 
Article 21(2)(b) of 


the Financial 


Regulation  


 Improving the proper functioning of 


the tax systems  


Diff./Non


-diff. 
NO NO NO NO 


 New budget lines requested  


In order of multiannual financial framework headings and budget lines. 


Heading of 


multiannual 


financial 


framework 


Budget line 
Type of 


expenditure Contribution  


Number  


 
Diff 


from 


EFTA 


countries 


from 


candidate 


countries 


from third 


countries 


within the 
meaning of 


Article 21(2)(b) of 


the Financial 


Regulation  


 
N/A 


 
Diff.  NO NO NO NO 


                                                 
1 Diff. = Differentiated appropriations / Non-diff. = Non-differentiated appropriations. 
2 EFTA: European Free Trade Association.  
3 Candidate countries and, where applicable, potential candidates from the Western Balkans. 
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3.2. Estimated financial impact of the proposal on appropriations  


3.2.1. Summary of estimated impact on operational appropriations  


–  The proposal/initiative does not require the use of operational appropriations  


– X The proposal/initiative requires the use of operational appropriations, as explained below: 


EUR million (to three decimal places) 


Heading of multiannual financial  


framework  
Number 14.03.01 


 


DG: TAXUD   2022 2023 2024 2025 2026 2027 TOTAL 


 Operational appropriations         


Budget line 14.03.01 
Commitments (1a) 0.680 0.082 0.082 0.082 0.082 0.082 1.088 


Payments (2a)  0.680 0.082 0.082 0.082 0.082 1.008 


TOTAL appropriations 
for DG TAXUD 


Commitments 
=1a+1b 


+3 


0.680 
0.082 0.082 0.082 0.082 0.082 1.088 


Payments 
=2a+2b 


+3 


 
0.680 0.082 0.082 0.082 0.082 1.008 


 


 


Heading of multiannual financial  


framework  
7 ‘Administrative expenditure’ 


This section should be filled in using the 'budget data of an administrative nature' to be firstly introduced in the Annex to the Legislative 


Financial Statement (Annex V to the internal rules), which is uploaded to DECIDE for interservice consultation purposes. 


EUR million (to three decimal places): Current Prices 


   2023 2024 2025 2026 2027 TOTAL 



https://myintracomm.ec.europa.eu/budgweb/EN/leg/internal/Documents/2016-5-legislative-financial-statement-ann-en.docx

https://myintracomm.ec.europa.eu/budgweb/EN/leg/internal/Documents/2016-5-legislative-financial-statement-ann-en.docx
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2021 -2027 MFF 


DG: TAXUD 


  Human resources 0.300 0.036 0.036 0.036 0.036 0.444 


 Other administrative expenditure – Missions 0.020 0.002 0.002 0.002 0..002 0.028 


TOTAL DG TAXUD Appropriations  0.320 0.038 0.038 0.038 0.038 0.472 


 


TOTAL appropriations 


under HEADING 7 


of the multiannual financial framework  


(Total commitments = 


Total payments) 0.320 0.038 0.038 0.038 0.038 0.472 


EUR million (to three decimal places): Current Prices 


 
  


2023 2024 2025 2026 2027 
TOTAL 


2021 – 2027 MFF 


TOTAL appropriations  


under HEADINGS 1 to 7 


of the multiannual financial framework  


Commitments 1 0.120 0.120 0.120 0.120 1.480 


 
Payments 0.320 0.718 0.120 0.120 0.120 1.398 
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3.2.2. Summary of estimated impact on administrative appropriations  


–  The proposal/initiative does not require the use of appropriations of an 


administrative nature  


– X The proposal/initiative requires the use of appropriations of an administrative 


nature, as explained below: 


EUR million (to three decimal places) 


 Year 
2023 


Year 
2024 


Year 
2025 


Year 
2026 


Year 
2027 


Year 
2028 


Year 
2029 


TOTAL 


 


HEADING 7 
of the multiannual 


financial framework 


        


Human resources  0.300 0.036 0.036 0.036 0.036 0.036 0.036 0.516 


Other administrative 


expenditure  
0.020 0.002 0.002 0.002 0.002 0.002 0.002 0.032 


Subtotal HEADING 7 
of the multiannual 


financial framework  


0.320 0.038 0.038 0.038 0.038 0.038 0.038 0.548 


 


Outside HEADING 71  
of the multiannual 


financial framework  


 


        


Human resources          


Other expenditure  
of an administrative 


nature 


        


Subtotal  
outside HEADING 7 
of the multiannual 


financial framework  


        


 


TOTAL 0.320 0.038 0.038 0.038 0.038 0.038 0.038 0.548 


The appropriations required for human resources and other expenditure of an administrative nature will be met by 


appropriations from the DG that are already assigned to management of the action and/or have been redeployed within the 


DG, together if necessary with any additional allocation which may be granted to the managing DG under the annual 


allocation procedure and in the light of budgetary constraints. 


                                                 
1 Technical and/or administrative assistance and expenditure in support of the implementation of EU programmes 


and/or actions (former ‘BA’ lines), indirect research, direct research. 
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3.2.2.1. Estimated requirements of human resources  


–  The proposal/initiative does not require the use of human resources.  


– X The proposal/initiative requires the use of human resources, as explained 


below: 


Estimate to be expressed in full time equivalent units 


 
Year 
2023 


Year 
2024 


Year 
2025 


Year 
2026 


Year 
2027 


Year 
2028 


Total 


 Establishment plan posts (officials and temporary staff) 


20 01 02 01 (Headquarters and Commission’s Representation 


Offices) 
1 1 0.4 0.2 0.1 0.1 2.8 


20 01 02 03 (Delegations)        


01 01 01 01  (Indirect research)        


 01 01 01 11 (Direct research)        


Other budget lines (specify)        


 External staff (in Full Time Equivalent unit: FTE)1 


 


20 02 01 (AC, END, INT from the ‘global envelope’)        


20 02 03 (AC, AL, END, INT and JPD in the delegations)        


XX 01  xx yy zz  2 


 


- at Headquarters 


 
       


- in Delegations         


01 01 01 02 (AC, END, INT - Indirect research)        


 01 01 01 12 (AC, END, INT - Direct research)        


Other budget lines (specify)        


TOTAL 1 1 0.4 0.2 0.1 0.1 2.8 


XX is the policy area or budget title concerned. 


The human resources required will be met by staff from the DG who are already assigned to management of the 


action and/or have been redeployed within the DG, together if necessary with any additional allocation which 


may be granted to the managing DG under the annual allocation procedure and in the light of budgetary 


constraints. 


Description of tasks to be carried out: 


Officials and temporary staff Preparation of meetings and correspondence with Member States, work on forms, IT 


formats and the Central Directory. 


External staff N/A 


                                                 
1 AC= Contract Staff; AL = Local Staff; END= Seconded National Expert; INT = agency staff; 


JPD= Junior Professionals in Delegations.  
2 Sub-ceiling for external staff covered by operational appropriations (former ‘BA’ lines). 
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3.2.3. Compatibility with the current multiannual financial framework  


The proposal/initiative: 


– X can be fully financed through redeployment within the relevant heading of the 


Multiannual Financial Framework (MFF). 


 


–  requires use of the unallocated margin under the relevant heading of the MFF 


and/or use of the special instruments as defined in the MFF Regulation. 


Explain what is required, specifying the headings and budget lines concerned, the corresponding 


amounts, and the instruments proposed to be used. 


–  requires a revision of the MFF. 


Explain what is required, specifying the headings and budget lines concerned and the corresponding 


amounts. 


3.2.4. Third-party contributions  


The proposal/initiative: 


–  does not provide for co-financing by third parties 


–  provides for the co-financing by third parties estimated below: 


Appropriations in EUR million (to three decimal places) 


 
Year 
N1 


Year 
N+1 


Year 
N+2 


Year 
N+3 


Enter as many years as necessary 


to show the duration of the 


impact (see point 1.6) 


Total 


Specify the co-financing 


body  
        


TOTAL appropriations 


co-financed  
        


 


 


                                                 
1 Year N is the year in which implementation of the proposal/initiative starts. Please replace "N" by the 


expected first year of implementation (for instance: 2021). The same for the following years. 
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3.3. Estimated impact on revenue  


– X The proposal/initiative has no financial impact on revenue. 


–  The proposal/initiative has the following financial impact: 


–  on own resources  


–  on other revenue 


– please indicate, if the revenue is assigned to expenditure lines   


     EUR million (to three decimal places) 


Budget revenue line: 


Appropriations 


available for 


the current 


financial year 


Impact of the proposal/initiative2 


Year 
N 


Year 
N+1 


Year 
N+2 


Year 
N+3 


Enter as many years as necessary to show 


the duration of the impact (see point 1.6) 


Article ………….         


For assigned revenue, specify the budget expenditure line(s) affected. 


 


Other remarks (e.g. method/formula used for calculating the impact on revenue or any other 


information). 


 


                                                 
2 As regards traditional own resources (customs duties, sugar levies), the amounts indicated must be net 


amounts, i.e. gross amounts after deduction of 20 % for collection costs. 
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Urteil vom 01. August 2019, VI R 32/18 
Lohnsteuerpauschalierung bei zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erbrachten Leistungen des Arbeitgebers


ECLI:DE:BFH:2019:U.010819.VIR32.18.0


BFH VI. Senat


EStG § 40 Abs 2 S 1 Nr 5 S 2 , EStG § 40 Abs 2 S 2 , EStG § 11 Abs 1 , AO § 42 Abs 1 , LStR R 3.33 Abs 5 S 2 , EStG VZ 2012 , 
EStG VZ 2013 , EStG VZ 2014 


vorgehend FG Düsseldorf, 24. Mai 2018, Az: 11 K 3448/15 H (L)


Leitsätze


1. Ohnehin geschuldeter Arbeitslohn i.S. der entsprechenden Vorschriften --wie beispielsweise § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 
oder § 40 Abs. 2 Satz 2 EStG-- ist derjenige Lohn, den der Arbeitgeber verwendungsfrei und ohne eine bestimmte 
Zweckbindung (ohnehin) erbringt.


2. Zusätzlicher Arbeitslohn liegt vor, wenn dieser verwendungs- bzw. zweckgebunden neben dem ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn geleistet wird. Es kommt nicht darauf an, ob der Arbeitnehmer auf den zusätzlichen Arbeitslohn einen 
arbeitsrechtlichen Anspruch hat (Änderung der Rechtsprechung).


Tenor


Auf die Revision des Klägers werden das Urteil des Finanzgerichts Düsseldorf vom 24.05.2018 - 11 K 3448/15 H (L), die 
Einspruchsentscheidung vom 09.10.2015 sowie der Lohnsteuernachforderungsbescheid vom 11.06.2014 aufgehoben.


Die Kosten des gesamten Verfahrens hat der Beklagte zu tragen.


Tatbestand


I.


1 Der Kläger und Revisionskläger (Kläger) ist Einzelunternehmer. Im Jahr 2011 traf er mit einigen Arbeitnehmern neue 
Vereinbarungen bezüglich der Entlohnung. In einem ersten Schritt wurde hierbei der bisherige Bruttolohn 
herabgesetzt. So heißt es z.B. in der durch den Kläger beispielhaft zu den Akten gereichten "Ergänzende[n] 
Vereinbarung" mit der Arbeitnehmerin ...:


"I. Die Arbeitsvertragsparteien stellen fest, dass das Bruttogehalt ab dem 01. Juli 2011 nunmehr 2.285,04 € beträgt, 
bei unveränderter Arbeitszeit. Dies entspricht einem Entgeltverzicht in Höhe von 245,85 €.


II. Als Bemessungsgrundlage für andere Ansprüche, wie zum Beispiel quotale, zukünftige Lohnerhöhungen, 
gesetzliche Abfindungsansprüche, gegebenenfalls Urlaubs– oder Weihnachtsgeld und vergleichbare, bestehende 
Ansprüche gilt der bisherige Bruttobarlohn in Höhe von 2.530,89 € als vereinbart (Schattenlohn). Diese 
Bemessungsgrundlage wird für die Zukunft fortgeschrieben."


2 In einem weiteren Schritt vereinbarte der Kläger mit seinen Arbeitnehmern unter III. der ergänzenden Vereinbarung 
die Zahlung eines Zuschusses für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte sowie mit einigen Arbeitnehmern 
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einen pauschalen Zuschuss für die Internetnutzung. In den jeweiligen ergänzenden Vereinbarungen heißt es hierzu, 
diese zusätzlichen Leistungen fielen nicht unter den Freiwilligkeitsvorbehalt.


3 Im Jahre 2014 schlossen der Kläger und die einzelnen Arbeitnehmer bezüglich dieser seit dem Jahr 2011 geleisteten 
Lohnbestandteile eine Freiwilligkeitsvereinbarung, wonach die Zuschüsse ab dem 01.01.2014 rein freiwillig gewährt 
würden und keinen Rechtsanspruch des Arbeitnehmers begründeten.


4 Im Rahmen einer beim Kläger durchgeführten Lohnsteuer-Außenprüfung für den Zeitraum Januar 2010 bis April 2014 
vertrat die Prüferin die Auffassung, eine Pauschalversteuerung der streitigen Zusatzleistungen sei nicht zulässig, da 
sich die Neugestaltung der Arbeitsverträge als steuerschädliche Gehaltsumwandlung darstelle. Die gezahlten 
Zuschüsse seien daher nach § 40 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes (EStG) unter Anrechnung der bisher 
vorgenommenen Pauschalierung zu versteuern.


5 Der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--) erließ daraufhin einen Lohnsteuernachforderungsbescheid. 
Der Einspruch blieb erfolglos.


6 Die im Anschluss erhobene Klage wies das Finanzgericht (FG) mit den in Entscheidungen der Finanzgerichte 2018, 
1487 veröffentlichten Gründen ab. Es war im Wesentlichen der Ansicht, für die Streitjahre 2011 bis 2013 fielen die 
Zuschüsse nicht unter den Freiwilligkeitsvorbehalt i.S. der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) bzw. seien 
eine nach Ansicht der Finanzverwaltung schädliche Gehaltsumwandlung. Ab dem Jahr 2014 seien die Zuschüsse zwar 
freiwillig geleistet worden, insoweit liege aber ebenfalls eine schädliche Gehaltsumwandlung von verbindlich zu 
zahlenden Lohnbestandteilen in freiwillige zweckgebundene Leistungen vor.


7 Mit seiner Revision rügt der Kläger die Verletzung materiellen Rechts.


8 Er beantragt,
das FG-Urteil sowie den Lohnsteuernachforderungsbescheid vom 11.06.2014 in Gestalt der Einspruchsentscheidung 
vom 09.10.2015 aufzuheben.


9 Das FA beantragt,
die Revision als unbegründet zurückzuweisen.


Entscheidungsgründe


II.


10 Die Revision des Klägers ist begründet. Sie führt zur Aufhebung des angefochtenen Urteils und zur Stattgabe der 
Klage (§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Das FG hat zu Unrecht entschieden, dass der 
Kläger die an seine Arbeitnehmer gezahlten Zuschüsse für die Internetnutzung sowie für Fahrten zwischen Wohnung 
und regelmäßiger Arbeits- bzw. erster Tätigkeitsstätte nicht pauschal versteuern durfte.


11
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1. Gemäß § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 Satz 2 EStG kann der Arbeitgeber abweichend von Abs. 1 die Lohnsteuer mit einem 
Pauschsteuersatz von 25 % erheben, soweit er den Arbeitnehmern zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 
Zuschüsse zu den Aufwendungen für die Internetnutzung zahlt.


12 2. Für zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn geleistete Zuschüsse u.a. zu den Aufwendungen des 
Arbeitnehmers für Fahrten zwischen Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte (bis einschließlich des 
Veranlagungszeitraums 2013) bzw. erster Tätigkeitsstätte (ab dem Veranlagungszeitraum 2014) kann der Arbeitgeber 
die Lohnsteuer nach § 40 Abs. 2 Satz 2 EStG mit einem Pauschsteuersatz von 15 % erheben, soweit diese Bezüge den 
Betrag nicht übersteigen, den der Arbeitnehmer nach § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 und Abs. 2 EStG als Werbungskosten 
geltend machen könnte, wenn die Bezüge nicht pauschal besteuert würden.


13 3. Zwischen den Beteiligten ist unstreitig, dass die maßgeblichen Aufwendungen den Arbeitnehmern, die monatliche 
Zuschüsse vom Kläger erhielten, tatsächlich entstanden sind und dass die persönlichen und sachlichen 
Voraussetzungen für die Zusatzleistungen bei den Arbeitnehmern betreffend die Internetpauschale und die 
Wegekosten tatsächlich vorlagen. Der Senat sieht deshalb insoweit von weiter gehenden Ausführungen ab.


14 4. Die Beteiligten streiten vielmehr allein darüber, ob das den genannten Vorschriften gemeinsame 
Tatbestandsmerkmal "zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn" vorliegend erfüllt ist.


15 a) Nach der bisherigen Rechtsprechung des BFH werden Zuschüsse des Arbeitgebers "zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn" geleistet, wenn sie zu den Lohnzahlungen hinzukommen, die entweder durch 
Vereinbarung, eine dauernde Übung oder sonst arbeitsrechtlich geschuldet sind. Danach ist der "ohnehin 
geschuldete Arbeitslohn" der lohnsteuerrechtlich erhebliche Vorteil, der arbeitsrechtlich geschuldet ist; das ist der 
Arbeitslohn, auf den zumindest im Zeitpunkt der Zahlung ein verbindlicher Rechtsanspruch besteht (Senatsurteile 
vom 19.09.2012 - VI R 54/11, BFHE 239, 85, BStBl II 2013, 395, Rz 10 ff., und VI R 55/11, BFHE 239, 91, BStBl II 
2013, 398, Rz 11, sowie vom 01.10.2009 - VI R 41/07, BFHE 227, 40, BStBl II 2010, 487, Rz 17 ff., m.w.N.; kritisch 
Thomas, Deutsches Steuerrecht --DStR-- 2013, 233, und 2018, 1342; Obermair, DStR 2013, 1118; Plenker, Der 
Betrieb 2013, 1202; Steiner in Lademann, EStG, § 3 Rz 251). Der zusätzlich hierzu geleistete Lohn ist danach 
derjenige, auf den der Arbeitnehmer arbeitsrechtlich keinen Anspruch hat, der folglich freiwillig vom Arbeitgeber 
erbracht wird.


16 b) Hieran hält der erkennende Senat nach nochmaliger Prüfung nicht länger fest.


17 aa) Er geht vielmehr davon aus, dass der zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn i.S. der entsprechenden 
Vorschriften --wie § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 oder § 40 Abs. 2 Satz 2 EStG-- der Arbeitslohn ist, den der Arbeitgeber nur 
verwendungs- bzw. zweckgebunden leistet. Der ohnehin geschuldete Arbeitslohn i.S. der entsprechenden 
Vorschriften ist mithin derjenige, den der Arbeitnehmer verwendungsfrei und ohne eine bestimmte Zweckbindung 
(ohnehin) erhält. Im Allgemeinen unterliegt dieser Lohn der Regelbesteuerung. Demgegenüber ist der hinzutretende 
verwendungsgebundene (zusätzliche) Lohn in den vorgenannten Vorschriften insofern begünstigt, als er vom 
Arbeitgeber mit einem Pauschsteuersatz besteuert oder --wie in anderen Fällen (§ 3 Nrn. 15, 33, 34, 34a, 37 und 46 
EStG)-- steuerfrei erbracht werden kann, sofern die persönlichen und sachlichen Begünstigungsvoraussetzungen 
erfüllt sind und insbesondere der --gesetzlich angeordnete und arbeitsvertraglich vereinbarte-- besondere 
Verwendungszweck gewahrt wird.


18 bb) Auf die Frage, ob der Arbeitnehmer auf den fraglichen Lohnbestandteil arbeitsrechtlich einen Anspruch hat, 
kommt es daher nicht mehr an. Insbesondere zwingt der Wortlaut des Gesetzes nicht zu dem Verständnis, der 
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zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn dürfe seinerseits nicht geschuldet sein. Denn Freiwilligkeit und 
Zusätzlichkeit schließen einander nicht aus. Vielmehr kann auch zu einer Zahlung, auf die im Zeitpunkt der Zahlung 
ein verbindlicher Rechtsanspruch besteht, eine weitere ebenfalls arbeitsrechtlich geschuldete Leistung hinzutreten. 
Hiervon gehen auch die Finanzbehörden aus (Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen --BMF-- vom 
22.05.2013 - IV C 5-S 2388/11/10001-02, BStBl I 2013, 728).


19 cc) Zudem sprechen Sinn und Zweck der Begünstigungsvorschriften dafür, dass es nicht darauf ankommt, ob der 
fragliche Lohnbestandteil (wie beispielsweise Zuschüsse für die Internetnutzung oder für Fahrten zwischen Wohnung 
und regelmäßiger Arbeits- bzw. erster Tätigkeitsstätte) vom Arbeitgeber arbeitsrechtlich geschuldet ist. Denn die 
Vorschriften dienen der Verwaltungsvereinfachung und der Förderung der verwendungsgebundenen Zwecke (z.B. 
BTDrucks 18/5864, S. 1; BTDrucks 16/10189, S. 47 f.; BTDrucks 12/1368, S. 5 f.; Wagner in Herrmann/Heuer/Raupach 
--HHR--, § 40 EStG Rz 3). Dass der Gesetzgeber seine Förderung an fehlende rechtliche Ansprüche der Arbeitnehmer 
knüpfen und nur freiwillige Finanzierungsbeiträge des Arbeitgebers begünstigen wollte, ist nicht zu vermuten. Denn 
nicht durch die Freiwilligkeit der Arbeitgeberleistung, sondern durch die --gesetzlich angeordnete und 
arbeitsvertraglich vereinbarte-- zweckgebundene Verausgabung des steuerbegünstigten Arbeitslohns werden die 
vom Gesetzgeber angestrebten Ziele erreicht.


20 5. Das Zusätzlichkeitserfordernis ist auf den Zeitpunkt der Lohnzahlung zu beziehen.


21 a) Dies folgt aus dem in § 11 Abs. 1 Sätze 1 und 4 i.V.m. § 38a Abs. 1 Sätze 2 und 3 EStG verankerten Zuflussprinzip 
als allgemeinem Grundsatz.


22 b) Ein arbeitsvertraglich vereinbarter Lohnformenwechsel ist deshalb nicht begünstigungsschädlich. Setzen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer den "ohnehin geschuldeten Arbeitslohn" für künftige Lohnzahlungszeiträume 
arbeitsrechtlich wirksam herab, kann der Arbeitgeber diese Minderung durch verwendungsgebundene 
Zusatzleistungen steuerbegünstigt ausgleichen. Diese treten nunmehr zum Zahlungszeitpunkt zum ohnehin --nur 
noch in geminderter Höhe-- geschuldeten Lohn hinzu und werden somit "zusätzlich" zu diesem erbracht.


23 aa) Der entgegenstehenden Auffassung der Finanzbehörden (R 3.33 Abs. 5 Satz 2 der Lohnsteuer-Richtlinien; BMF-
Schreiben in BStBl I 2013, 728) vermag der Senat nicht beizutreten. Denn sie beruht auf der Fiktion, dass (ohnehin) 
geschuldet ist, was seit jeher (ohnehin) geschuldet war (Thomas, DStR 2018, 1342, 1344). Arbeitgeberleistungen, die 
der Arbeitgeber früher einmal geschuldet hat, nunmehr aber nicht länger schuldet, können daher zum maßgeblichen 
Zuflusszeitpunkt nicht (mehr) zum "ohnehin geschuldeten Arbeitslohn" zählen. Denn das Recht ist auf den 
gegenwärtigen und nicht auf einen vergangenen oder fiktiven Sachverhalt anzuwenden (Senatsurteil in BFHE 227, 
40, BStBl II 2010, 487; ebenso Thomas, DStR 2018, 1342, 1344). Deshalb ist insoweit nur auf das, was der 
Arbeitgeber gegenwärtig schuldet, nicht aber (vergleichend) darauf abzustellen, was er bisher, d.h. vor dem 
Lohnformenwechsel, geschuldet hat. Folglich sind die Arbeitsvertragsparteien, die ihre arbeitsrechtlichen 
Verpflichtungen im Rahmen der Vertragsfreiheit wirksam neu gestalten, an dem neu gestalteten Regelwerk und nicht 
an dem bisherigen zu messen.


24 bb) Sinn und Zweck der durch das Zusatzerfordernis verklammerten lohnsteuerrechtlichen 
Begünstigungsvorschriften vermögen für die Sichtweise der Verwaltung ebenfalls nicht zu streiten. Denn diese sind 
--wie oben ausgeführt-- in der Verfahrensvereinfachung sowie der Förderung der verwendungsgebundenen Zwecke 
(z.B. BTDrucks 12/1368, S. 5 f.; HHR/Wagner, § 40 EStG Rz 3) und nicht im vermeintlich richtigen 
Gestaltungszeitpunkt (Thomas, DStR 2018, 1342, 1345) oder gar in der Begrenzung der Privatautonomie von 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu finden.


Seite 4 von 6







25 Auch das Anliegen des Gesetzgebers, die Umwandlung von Arbeitslohn in begünstigte Zusatzleistungen zu 
verhindern (z.B. BTDrucks 12/5016, S. 85, und BTDrucks 12/5764, S. 22), verlangt keine Begünstigungsschädlichkeit 
eines Lohnformenwechsels. Einen solchen Wechsel hatte der Gesetzgeber mit der als begünstigungsschädlich 
angesehenen "Gehaltsumwandlung" nach Auffassung des Senats auch nicht im Blick. Es ist nichts dafür ersichtlich, 
dass der Gesetzgeber bei der Auslegung des Zusätzlichkeitserfordernisses die in § 11 Abs. 1 Sätze 1 und 4 i.V.m. 
§ 38a Abs. 1 Sätze 2 und 3 EStG angeordnete Maßgeblichkeit des Zuflusszeitpunkts für die steuerliche Beurteilung 
des Arbeitslohns außer Kraft setzen wollte. Jedenfalls ergibt sich solches nicht aus dem Gesetz. Anderenfalls könnten 
die entsprechend ausgestalteten Begünstigungstatbestände stets nur von Beginn des Arbeitsverhältnisses an oder 
--insbesondere bei während der Laufzeit des Arbeitsverhältnisses neu geschaffenen lohnsteuerlichen 
Begünstigungstatbeständen, wie z.B. des mit Wirkung ab dem Veranlagungszeitraum 2019 eingeführten § 3 Nr. 37 
EStG betreffend die Vorteile für die Überlassung eines betrieblichen Fahrrads-- im Rahmen von Gehaltserhöhungen 
in Anspruch genommen werden. Hierfür ist jedoch nichts ersichtlich (Thomas, DStR 2018, 1342, 1344 f.). Im 
Gegenteil zeigt gerade die Begründung zum Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen Förderung der Elektromobilität 
(BTDrucks 18/5864, S. 1), dass die beabsichtigte Zielsetzung, mit steuerlichen Anreizen --wie durch § 3 Nr. 46 EStG-- 
die Zahl der Elektroautos in der Bundesrepublik Deutschland signifikant zu erhöhen, nicht allein durch 
Vereinbarungen in neu geschlossenen Arbeitsverträgen und über Gehaltserhöhungen erreicht werden kann. 
Entsprechendes gilt beispielsweise auch für den durch § 3 Nr. 34 EStG geförderten Zweck der "Verbesserung des 
allgemeinen Gesundheitszustandes und der betrieblichen Gesundheitsförderung" (z.B. BTDrucks 16/10189, S. 47 f.).


26 cc) Die eigentliche Bedeutung des Zusätzlichkeitserfordernisses und des Ausschlusses sog. "Gehaltsumwandlungen" 
liegt demnach vielmehr in einem Anrechnungsverbot auf den unverändert bestehenden Lohnanspruch. In diesem 
Sinne versteht der erkennende Senat die Gesetzesmaterialien, wenn es heißt, dass durch das Tatbestandsmerkmal 
"zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn" erreicht werden solle, dass die Steuerbefreiungen allein ihrer 
Zweckbestimmung zugutekommen und Leistungen, die unter Anrechnung auf den vereinbarten Arbeitslohn oder 
durch Umwandlung (Umwidmung) des vereinbarten Arbeitslohns erbracht werden, nicht steuerfrei sein sollen (z.B. 
BTDrucks 16/10189, S. 47; BTDrucks 12/5016, S. 85, und BTDrucks 12/5764, S. 22). In 
Anrechnungs-/Verrechnungsfällen wird nicht "zusätzlich zum", sondern "ersatzweise an Stelle von" regelbesteuertem 
Arbeitslohn geleistet. Dem Arbeitgeber ist es damit verwehrt, einseitig, d.h. ohne Vertragsänderung, eine im Hinblick 
auf die vorhandenen Begünstigungstatbestände optimierte Berechnung der Lohnsteuer zu bewirken.


27 dd) Bestätigt sieht sich der Senat in seiner Auffassung durch die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG). Das 
BSG unterscheidet bei einem Lohnformenwechsel ebenfalls danach, ob die Leistungspflicht des Arbeitgebers für die 
Zukunft arbeitsvertraglich geändert (noviert) und durch die nunmehr vereinbarten Entgeltmodalitäten ersetzt wird. 
Wird für die Zukunft wirksam eine Vereinbarung über die Umwandlung des zunächst vereinbarten Barlohns in einen 
Sachbezug getroffen, sind für die Berechnung der Sozialversicherungsbeiträge als Entgelt nur noch der verbliebene 
reduzierte Barlohn und der Wert des Sachbezuges zugrunde zu legen. Dies gilt selbst dann, wenn die Vereinbarung 
mündlich getroffen wurde (z.B. BSG-Urteil vom 02.03.2010 - B 12 R 5/09 R, Rz 17 ff., m.w.N.).


28 ee) Entgegenstehendes lässt sich auch der bisherigen Senatsrechtsprechung nicht entnehmen. So hat der Senat bei 
der Umwandlung von regelbesteuertem Weihnachtsgeld in ermäßigt besteuerte Fahrtkostenzuschüsse die 
Begünstigung nicht verwehrt (Senatsurteil in BFHE 227, 40, BStBl II 2010, 487). Im Senatsurteil vom 15.05.1998 - 
VI R 127/97 (BFHE 186, 224, BStBl II 1998, 518) hat der Senat (lediglich) entschieden, dass der Arbeitgeber einen 
Zinszuschuss dann nicht zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn leistet, wenn er ihn mit einer Gratifikation 
(Jahresabschlussprämie) verrechnet, auf deren Zahlung der Arbeitnehmer einen Rechtsanspruch hat. Ebenfalls ein 
Fall der Verrechnung/Anrechnung und kein Lohnformenwechsel lag dem Senatsurteil vom 12.03.1993 - VI R 71/92 
(BFHE 171, 67, BStBl II 1993, 521) zugrunde. In jenem Fall hat der Senat darauf erkannt, dass die an den dortigen 
Kläger ausgezahlte Jubiläumszuwendung nicht zusätzlich zu dem Gehalt geleistet wurde, auf das er ohne das 
Jubiläum einen Rechtsanspruch gehabt hätte. Denn die Jubiläumszuwendung wurde auf das tarifvertraglich allen 
Arbeitnehmern geschuldete Weihnachtsgeld angerechnet.
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29 6. Nach diesen Maßstäben hat das FG dem Kläger die Pauschalierung der Lohnsteuer für die streitigen Zuschüsse zu 
den Aufwendungen für die Internetnutzung sowie den Fahrtkosten zwischen Wohnung und regelmäßiger Arbeits- 
bzw. erster Tätigkeitsstätte zu Unrecht versagt. Denn der Kläger hat diese --entgegen der Auffassung des FG-- 
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt.


30 a) Nach den nicht mit Verfahrensrügen angegriffenen und den Senat deshalb bindenden (§ 118 Abs. 2 FGO) 
Feststellungen des FG, hatten der Kläger und verschiedene Arbeitnehmer den Bruttolohn ab Juli 2011 
arbeitsrechtlich wirksam herabgesetzt und im Gegenzug die Zahlung der streitgegenständlichen Zuschüsse für die 
Internetnutzung sowie für Fahrten zwischen Wohnung und regelmäßiger Arbeits- bzw. erster Tätigkeitsstätte 
vereinbart. Insofern liegt insbesondere keine begünstigungsschädliche Gehaltsumwandlung i.S. einer Anrechnung 
bzw. Verrechnung vor. In den ergänzenden Vereinbarungen ist zudem nicht vorgesehen, dass der Kläger bei Wegfall 
einer Zusatzleistung den "Lohnverzicht" durch eine Gehaltserhöhung auszugleichen hatte. Unschädlich ist auch, dass 
der Lohnverzicht für andere Ansprüche, wie z.B. zukünftige Lohnerhöhungen, gesetzliche Abfindungsansprüche, ggf. 
Urlaubs– oder Weihnachtsgeld, nicht gilt, sondern diese mithilfe eines Schattenlohns auf Grundlage des bisherigen 
Bruttoarbeitslohns berechnet werden. Denn der Schattenlohn dient nur als Berechnungsgrundlage für weitere 
Lohnansprüche.


31 b) Unerheblich ist nach den vorstehenden Ausführungen, dass die zusätzlichen Leistungen zunächst vom Kläger 
gegenüber seinen Arbeitnehmern arbeitsvertraglich geschuldet waren.


32 c) Entgegen der Ansicht des FG ist der Lohnformenwechsel nicht willkürlich. Diese Auffassung der Vorinstanz 
berücksichtigt zum einen die Vertragsfreiheit der Arbeitsvertragsparteien nicht hinreichend. Denn diese sind 
grundsätzlich frei, ihre arbeitsrechtlichen Beziehungen im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben ihren Wünschen und 
Bedürfnissen entsprechend zu gestalten. Zum anderen übersieht das FG, dass der Gesetzgeber den 
Arbeitsvertragsparteien mit einem ausdifferenzierten Regelungswerk die lohnsteuer- und 
sozialversicherungsrechtliche "Optimierung" des Arbeitsverhältnisses --auch im Interesse einer 
Verfahrensvereinfachung sowie zur Förderung der verwendungsgebundenen Zwecke (z.B. BTDrucks 12/1368, S. 5 f.; 
HHR/Wagner, § 40 EStG Rz 3)-- an die Hand gegeben hat.


33 d) Zudem ist die vorliegende Gestaltung auch nicht rechtsmissbräuchlich. Im Streitfall ist der Tatbestand des § 42 
Abs. 1 der Abgabenordnung (AO) bereits deshalb nicht erfüllt, weil der Kläger lediglich von der gesetzlich 
eingeräumten Möglichkeit Gebrauch gemacht hat, bestimmte begünstigte Lohnleistungen zu pauschalieren. 
Gegenteiliges wird vom FA im Revisionsverfahren auch nicht vorgebracht, so dass der Senat von weiteren 
Ausführungen hierzu absieht.


34 7. Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 1 FGO.
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DATUM 5. Februar 2020 


 Nur per E-Mail  


Oberste Finanzbehörden 
der Länder 


nachrichtlich: 


Bundeszentralamt für Steuern 


BETREFF Gewährung von Zusatzleistungen und Zulässigkeit von Gehaltsumwandlungen; 
Anwendung des BFH-Urteils vom 1. August 2019 - VI R 32/18 - (BStBl II Seite ■■■1) 


BEZUG Erörterung in der Sitzung LSt I/2020 zu TOP 6 
GZ IV C 5 - S 2334/19/10017 :002 


DOK 2020/0097878 
(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 


Mit Urteilen vom 1. August 2019 - VI R 32/18, VI R 21/17 (NV) und VI R 40/17 (NV) - hat 
der BFH seine Rechtsprechung zu der in verschiedenen Steuerbefreiungs- und Pauschal-
besteuerungsnormen oder anderen steuerbegünstigenden Normen des Einkommensteuer-
gesetzes enthaltenen Tatbestandsvoraussetzung, wonach die jeweilige Steuervergünstigung 
davon abhängt, dass eine bestimmte Arbeitgeberleistung „zusätzlich zum ohnehin geschulde-
ten Arbeitslohn“ erbracht werden muss (sog. Zusätzlichkeitsvoraussetzung), geändert. 


Der BFH hat seine frühere Rechtsprechung aufgegeben, nach der nur freiwillige Arbeitgeber-
leistungen, also Leistungen, die der Arbeitgeber arbeitsrechtlich nicht schuldet, zusätzlich in 
diesem Sinne erbracht werden konnten (BFH-Urteile vom 19. September 2012 - VI R 54/11 -
BStBl II 2013, Seite 395, und - VI R 55/11 - BStBl II 2013, Seite 398, als Rechtsprechungs-
änderung zum BFH-Urteil vom 15. Mai 1998 - VI R 127/97 - BStBl II Seite 518). 


Nunmehr verneint der BFH, dass bestimmte Steuervergünstigungen für Sachverhalte mit 
Gehaltsverzicht oder -umwandlung (je nach arbeitsvertraglicher Ausgestaltung) durch die 
Zusätzlichkeitsvoraussetzung ausgeschlossen werden. Voraussetzung sei nur, dass der ver-
wendungsfreie Arbeitslohn zugunsten verwendungs- oder zweckgebundener Leistungen des 
Arbeitgebers arbeitsrechtlich wirksam herabgesetzt wird (Lohnformwechsel). Ansonsten liege 


1 Seitenzahl wird von der Redaktionsleitung des Bundessteuerblattes ergänzt. 
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Seite 2 eine begünstigungsschädliche Anrechnung oder Verrechnung vor (BFH-Urteil vom 1. August 
2019 - VI R 32/18 - Rdnr. 30). 


Tarifgebundener verwendungsfreier Arbeitslohn kann somit nicht zugunsten bestimmter 
anderer steuerbegünstigter verwendungs- oder zweckgebundener Leistungen herabgesetzt 
oder zugunsten dieser umgewandelt werden, da der tarifliche Arbeitslohn nach Wegfall der 
steuerbegünstigten Leistungen wiederauflebt. 


Die neue BFH-Rechtsprechung betrifft z. B. die Vorschriften § 3 Nummer 15, 33, 34, 34a, 37, 
46 EStG und § 37b Absatz 2 EStG, § 40 Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 und 6 EStG, § 100 
Absatz 3 Nummer 2 EStG sowie die mit dem „Gesetz zur weiteren Förderung der Elektro-
mobilität und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften“ eingeführten Regelungen zu 
den Zuschüssen zu den Aufwendungen des Arbeitnehmers für Fahrten zwischen Wohnung 
und erster Tätigkeitsstätte etc. (§ 40 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 Buchstabe b EStG), zur Über-
eignung betrieblicher Fahrräder (§ 40 Absatz 2 Satz 1 Nummer 7 EStG) und zur Anwendung 
der 44-Euro-Freigrenze bei Gutscheinen und Geldkarten (§ 8 Absatz 2 Satz 11 zweiter 
Halbsatz EStG). 


Der Gesetzgeber hat regelmäßig auf die Formulierung „zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn“ zurückgegriffen, wenn Sachverhalte mit Gehaltsverzicht oder -umwandlung 
explizit von der Steuerbegünstigung ausgeschlossen werden sollten; so zuletzt noch in der 
Einzelbegründung zu § 8 Absatz 2 Satz 11 zweiter Halbsatz EStG (Gesetz zur weiteren 
Förderung der Elektromobilität und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften - Bericht 
des Finanzausschusses des Deutschen Bundestages, BT-Drs. 19/14909 Seite 44), wo es 
beispielsweise heißt: „Die Ergänzung des § 8 Absatz 2 Satz 11 EStG soll sicherstellen, dass 
Gutscheine und Geldkarten nur dann unter die 44-Euro-Freigrenze fallen, wenn sie vom 
Arbeitgeber zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt werden. Der steuer-
liche Vorteil soll damit insbesondere im Rahmen von Gehaltsumwandlungen ausgeschlossen 
werden.“ 


Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder gilt daher zu der Tatbestands-
voraussetzung „zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn“ im Vorgriff auf eine ent-
sprechende Gesetzesänderung abweichend von der neuen BFH-Rechtsprechung und über den 
Einzelfall hinaus zur Gewährleistung der Kontinuität der Rechtsanwendung weiterhin 
Folgendes: 


Im Sinne des Einkommensteuergesetzes werden Leistungen des Arbeitgebers oder auf seine 
Veranlassung eines Dritten (Sachbezüge oder Zuschüsse) für eine Beschäftigung nur dann 
„zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn“ erbracht, wenn 







 
     
 


 
 


  
 


 
   


 
   


 
   
 


 
   


  
   


 
  


 
 


 
 


 


Seite 3 1. die Leistung nicht auf den Anspruch auf Arbeitslohn angerechnet, 


2. der Anspruch auf Arbeitslohn nicht zugunsten der Leistung herabgesetzt, 


3. die verwendungs- oder zweckgebundene Leistung nicht anstelle einer bereits 
vereinbarten künftigen Erhöhung des Arbeitslohns gewährt und 


4. bei Wegfall der Leistung der Arbeitslohn nicht erhöht 


wird. Dies gilt im Hinblick auf den Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Besteuerung 
unabhängig davon, ob der Arbeitslohn tarifgebunden ist. 


Es sind somit im gesamten Lohn-und Einkommensteuerrecht nur echte Zusatzleistungen des 
Arbeitgebers steuerbegünstigt. 


Dieses Schreiben ersetzt das BMF-Schreiben vom 22. Mai 2013 (BStBl I Seite 728) zur 
Anwendung der BFH-Urteile vom 19. September 2012 - VI R 54/11 - BStBl II 2013, 
Seite 395, und - VI R 55/11 - BStBl II 2013, Seite 398. 


Dieses Schreiben ist in allen offenen Fällen anzuwenden und wird im Bundessteuerblatt Teil I 
veröffentlicht. 


Im Auftrag 


Dieses Dokument wurde elektronisch versandt und ist nur im Entwurf gezeichnet. 
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der Länder  
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Bundeszentralamt für Steuern  


HAUSANSCHRIFT 


TEL 


E-MAIL 


DATUM 


Wilhelmstraße 97 
10117 Berlin 
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poststelle@bmf.bund.de 
5. Januar 2022 


BETREFF Gewährung von Zusatzleistungen und Zulässigkeit von Gehaltsumwandlungen; 
Anwendung des BMF-Schreibens vom 5. Februar 2020 (BStBl I Seite 222) und des 
BFH-Urteils vom 1. August 2019 - VI R 32/18 - (BStBl 2020 II Seite 106) 


BEZUG Erörterung in der Sitzung LSt III/2021 zu TOP 4 
GZ   IV C 5  - S 2334/19/10017 :004  


DOK 2022/0007642 
(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 


Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder ist das BMF-Schreiben vom 5. Februar 2020 (a. a. O.) für Veranlagungszeiträume bis 
einschließlich 2019 nicht mehr anzuwenden. 


Damit ist in allen offenen Fällen der Veranlagungszeiträume bis einschließlich 2019 das 
BFH-Urteil vom 1. August 2019 - VI R 32/18 - (a. a. O.) über den entschiedenen Einzelfall 
hinaus anzuwenden. Die Zusätzlichkeitsvoraussetzung ist somit erfüllt, wenn der 
verwendungsfreie Arbeitslohn zugunsten verwendungs- oder zweckgebundener Leistungen 
des Arbeitgebers arbeitsrechtlich wirksam herabgesetzt wird (Lohnformwechsel). Ansonsten 
liegt eine begünstigungsschädliche Anrechnung oder Verrechnung vor (Rdnr. 30 des BFH-
Urteils vom 1. August 2019 - VI R 32/18 -, a. a. O.). 


Tarifgebundener verwendungsfreier Arbeitslohn kann somit nicht zugunsten bestimmter 
anderer steuerbegünstigter verwendungs- oder zweckgebundener Leistungen herabgesetzt 
oder zugunsten dieser umgewandelt werden, da der tarifliche Arbeitslohn nach Wegfall der 
steuerbegünstigten Leistungen wiederauflebt. 
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Seite 2 Für Veranlagungszeiträume ab 2020 sind die Regelungen des § 8 Absatz 4 EStG in der 
Fassung des Jahressteuergesetzes 2020 vom 21. Dezember 2020 (BGBl. I Seite 3096) zu 
beachten. 


Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 


Im Auftrag 


Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. 












Urteil vom 11. August 2021, I R 39/18 
§ 15 Abs. 2 Satz 3 UmwStG 2006 ist kein eigenständiger, von Satz 4 losgelöster Ausschlussgrund


ECLI:DE:BFH:2021:U.110821.IR39.18.0


BFH I. Senat


UmwStG 2006 § 15 Abs 2 S 3 , UmwStG 2006 § 15 Abs 2 S 4 , AO § 42 Abs 1 S 1 , AO § 42 Abs 2 , EGAO § 97 § 7 S 2 , GG 
Art 3 Abs 1 , UmwG § 124 , UmwG § 123 Abs 1 Nr 2 , EWGRL 434/90 , EGRL 19/2005 


vorgehend FG Hamburg, 18. September 2018, Az: 6 K 77/16


Leitsätze


§ 15 Abs. 2 Satz 3 UmwStG 2006 bildet nur die Grundlage für die Vermutung des Satzes 4 und ist kein eigenständiger 
Ausschlussgrund für eine Buchwertfortführung; es handelt sich um eine einheitliche Missbrauchsvermeidungsregelung 
bestehend aus den Sätzen 3 und 4.


Tenor


Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des Finanzgerichts Hamburg vom 18.09.2018 - 6 K 77/16 aufgehoben und 
werden die Bescheide des Beklagten vom 17.11.2015 über Körperschaftsteuer 2007 und über den 
Gewerbesteuermessbetrag für 2007, jeweils in Gestalt der Einspruchsentscheidung vom 29.04.2016, dahingehend 
geändert, dass ein Übertragungsgewinn in Höhe von ... € nicht angesetzt wird.


Die Berechnung der festzusetzenden Beträge wird dem Beklagten übertragen.


Die Kosten des gesamten Verfahrens hat der Beklagte zu tragen.


Tatbestand


I.


1 An der Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin) --als Rechtsnachfolgerin der GmbH 1-- sind als Kommanditisten 
hälftig die A und die B beteiligt. Durch notariellen Vertrag vom 19.08.2004 gliederte die GmbH 1 zum 01.01.2004 den 
Geschäftsbetrieb "X" in eine KG (KG), deren Kommanditistin sie war, gegen Gewährung von Anteilen aus. Parallel dazu 
gründete sie die GmbH 2 und legte die Anteile an der KG zum Buchwert gegen Gewährung von Anteilen in die 
GmbH 2 ein.


2 Die GmbH 1 beschloss am 22.06.2006, die Kapitalrücklage der GmbH 2 in Höhe von ... € aufzulösen und an sich 
auszuschütten. Zu diesem Zweck schloss die GmbH 2 am 25.01.2007 je einen Darlehensvertrag mit der C und der D in 
Höhe von jeweils ... €. Am 31.01.2007 schüttete die GmbH 2 ... € als Vorabdividende an die GmbH 1 aus.


3 Mit Vertrag vom 15.08.2007 verschmolz die Komplementär-GmbH der KG zum 01.01.2007 zu Buchwerten auf die 
GmbH 2. Das Vermögen der KG wuchs gleichzeitig ebenfalls zu Buchwerten der GmbH 2 im Wege der Anwachsung zu.


4
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Seit August 2007 verhandelten die GmbH 1 und ihre Anteilseigner mit potenziellen Erwerbern des X-Geschäfts. Am 
09.11.2007 gab die N.V. ein "irrevocabel and binding offer" für den Erwerb sämtlicher Anteile an der inzwischen 
umbenannten GmbH 2 ab. Nach dem Angebot war die N.V. bereit, für den Erwerb der Anteile an der GmbH 2, auf Basis 
eines Unternehmenswertes zum 30.06.2007 von ... €, einen Kaufpreis von ... € zu entrichten.


5 Mit Kaufvertrag vom 23.11.2007, fünffach geändert bis Mitte 2008, vereinbarten die E KG als Käuferin einerseits und 
die Muttergesellschaften der GmbH 1 andererseits den Kauf von Anteilen an einer noch zu gründenden Gesellschaft, 
der späteren GmbH 3, in die die GmbH 1 auf Geheiß ihrer Muttergesellschaften das X-Geschäft in Form sämtlicher 
Anteile an der GmbH 2 bis zum "closing date" einzubringen hatte. Grundlage dieses Vertrags war die Annahme eines 
Unternehmenswerts von ... €. Der Kaufpreis belief sich unter Berücksichtigung von Verbindlichkeiten in Höhe von ... € 
zum 30.06.2007 auf ... €. Nach dem Vertrag sollte die GmbH 2 im Rahmen ordnungsgemäßer Geschäftsführung 
berechtigt sein, Darlehen bis zu ... € in Ansehung des parallel abgeschlossenen Darlehensübernahmevertrags ("Loan 
Acquisition and Assumption Agreement") aufzunehmen und in gleicher Höhe an die Klägerin auszuschütten. Der 
Betrag sollte bis zum "closing date" adjustiert werden. Dies geschah durch das Fourth Addendum vom 25.06.2008, in 
dem der Betrag der "Reference Net Debt" auf ... € festgelegt wurde.


6 Ebenfalls mit Vertrag vom 23.11.2007 erwarb die E KG von den o.g. Darlehensgebern die gegenüber der GmbH 2 
bestehenden Darlehensforderungen. Dazu gehörten die Darlehensforderungen in Höhe von jeweils ... € vom 
25.01.2007 und bis zu jeweils ... €, die zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses noch nicht vereinbart waren, und die zur 
Finanzierung einer Ausschüttung in Höhe von ... € von der GmbH 2 an die GmbH 1 dienen sollten. Ein entsprechender 
Darlehensvertrag wurde sodann mit Datum vom 14.12.2007 vereinbart, wonach die GmbH 2 von ihren beiden 
mittelbaren Anteilseignern ein Darlehen von jeweils bis zu ... € erhalten sollte. Hierauf wurden am 18.12.2007 
jeweils ... € an die Darlehensnehmerin ausgezahlt, weitere jeweils ... € am 18.06.2008.


7 Aufgrund eines Gesellschafterbeschlusses vom 17.12.2007 wurden bei der GmbH 2 ... € in Ansehung des bis zum 
30.12.2007 bestehenden Ergebnisabführungsvertrags als Gewinnabschlag am 18.12.2007 an die GmbH 1 ausgezahlt. 
Der Buchgewinn war durch die Anwachsung der KG auf die GmbH 2 entstanden. Die Zahlung wurde wegen des zum 
30.12.2007 gekündigten Ergebnisabführungsvertrags als verdeckte Gewinnausschüttung (vGA) behandelt.


8 Zum 31.12.2007 betrug der Gesamtwert der GmbH 1 nach einem Unternehmenswertgutachten ... €. Davon entfielen 
nach der Ausschüttung am 18.12.2007 noch ... € auf die Beteiligung an der GmbH 2. Das Gutachten kommt weiterhin 
zu dem Schluss, dass das nicht betriebsnotwendige Vermögen der GmbH 1, das überwiegend aus der Beteiligung an 
der GmbH 2 und den auf der als vGA gewerteten Ausschüttung beruhenden Finanzanlagen bei den 
Finanzierungsgesellschaften der mittelbaren Muttergesellschaften besteht, einen Gesamtwert von ... € aufweise.


9 Mit Vertrag vom 02.06.2008 und steuerlicher Wirkung zum 31.12.2007 spaltete die GmbH 1 ihre 100%ige Beteiligung 
an der GmbH 2 auf die am 02.06.2008 neu gegründete GmbH 3, deren Anteilseigner dieselben waren wie bei der 
Klägerin, gegen Gewährung von Anteilen an der GmbH 3 zu Gunsten dieser Anteilseigner ab. Die GmbH 3 war damit 
eine Schwestergesellschaft der GmbH 1. Die Eintragung der GmbH 3 im Handelsregister erfolgte am 11.06.2008. Die 
Klägerin beantragte Buchwertfortführung. Am 01.07.2008 erfolgte die Kaufpreiszahlung für die Geschäftsanteile der 
GmbH 3.


10 Im Rahmen einer Außenprüfung gelangte der Prüfer zum Jahr 2007 (Streitjahr) zu der Auffassung, durch die 
Abspaltung des Teilbetriebs GmbH 2 auf die GmbH 3 seien die Voraussetzungen für eine Veräußerung geschaffen 
worden. Daher greife § 15 Abs. 2 Satz 3 des Umwandlungssteuergesetzes in der im Streitjahr geltenden Fassung 
(UmwStG 2006), die sog. Nachspaltungsveräußerungssperre. Die beantragte Fortführung zu Buchwerten sei zu 
versagen und stattdessen der gemeine Wert anzusetzen. Der Übertragungsgewinn in Höhe von ... €, der sich aus der 
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Differenz zwischen Buchwert (... €) und gemeinem Wert (... €) der Beteiligung zum 31.12.2007 ergebe, sei von der 
Klägerin als Rechtsnachfolgerin der übertragenden GmbH 1 im Streitjahr zu versteuern.


11 Am 17.11.2015 erließ der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--) auf Grundlage dieser 
Feststellungen einen geänderten Körperschaftsteuerbescheid 2007 sowie einen geänderten Bescheid über den 
Gewerbesteuermessbetrag 2007.


12 Einspruch und Klage blieben erfolglos. Das Urteil des Finanzgerichts (FG) Hamburg vom 18.09.2018 - 6 K 77/16 ist in 
Entscheidungen der Finanzgerichte (EFG) 2019, 140 veröffentlicht.


13 Dagegen wehrt sich die Klägerin mit ihrer Revision, die sie auf die Verletzung materiellen Rechts stützt.


14 Sie beantragt, die Körperschaftsteuer 2007 und den Gewerbesteuermessbetrag 2007 unter Aufhebung des 
angefochtenen Urteils sowie der Bescheide des FA vom 17.11.2015 über Körperschaftsteuer 2007 und über den 
Gewerbesteuermessbetrag für 2007, jeweils in Gestalt der Einspruchsentscheidung vom 29.04.2016, soweit 
herabzusetzen, wie sich die Körperschaftsteuer und der Gewerbesteuermessbetrag ergeben, wenn ein um ... € 
verminderter Gewinn bzw. ein entsprechend verminderter Gewerbeertrag zugrunde gelegt wird und demgemäß die 
festgesetzte Körperschaftsteuer um ... € niedriger festgesetzt und der Gewerbesteuermessbetrag um ... € reduziert 
wird.


15 Das FA beantragt, die Revision zurückzuweisen.


16 Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) ist dem Verfahren beigetreten, hat aber keinen Antrag gestellt.


Entscheidungsgründe


II.


17 Die Revision ist begründet; sie führt zur Aufhebung des FG-Urteils und zur Klagestattgabe (§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 
der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Das FG ist für den streitgegenständlichen Abspaltungsvorgang zwar zutreffend 
davon ausgegangen, dass die Tatbestandsvoraussetzungen des § 15 Abs. 1 i.V.m. § 11 Abs. 2 UmwStG 2006 erfüllt 
sind (dazu 1.), es hat aber zu Unrecht angenommen, dass die von der Klägerin begehrte Buchwertfortführung an der 
sog. Nachspaltungsveräußerungssperre des § 15 Abs. 2 Satz 3 UmwStG 2006 scheitert (dazu 2.). Da die 
Voraussetzungen des § 15 Abs. 2 Satz 4 UmwStG 2006 im Streitfall nicht vorliegen (dazu 3.) und § 42 der 
Abgabenordnung i.d.F. des Gesetzes zur Änderung steuerlicher Vorschriften (Steueränderungsgesetz 2001) vom 
20.12.2001 (BGBl I 2001, 3794, BStBl I 2002, 4) --AO a.F.-- neben den genannten spezialgesetzlichen 
Missbrauchsverhinderungsvorschriften nicht anwendbar war (dazu 4.), konnte die Abspaltung zu Buchwerten 
durchgeführt werden.


18 1. Nach § 15 Abs. 1 Satz 1 UmwStG 2006 gelten die §§ 11 bis 13 des Gesetzes entsprechend, wenn Vermögen einer 
Körperschaft durch Aufspaltung oder Abspaltung oder durch Teilübertragung auf andere Körperschaften übergeht. 
§ 11 Abs. 2 und § 13 Abs. 2 UmwStG 2006 sind in diesem Zusammenhang aber nur anzuwenden, wenn auf die 
Übernehmerin ein Teilbetrieb übertragen wird und im Fall der Abspaltung oder Teilübertragung bei der 
übertragenden Körperschaft ein Teilbetrieb verbleibt (§ 15 Abs. 1 Satz 2 UmwStG 2006). Als Teilbetrieb gilt gemäß 
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§ 15 Abs. 1 Satz 3 UmwStG 2006 auch ein Mitunternehmeranteil oder die Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft, 
die das gesamte Nennkapital der Gesellschaft umfasst. Dass die Voraussetzungen des § 15 Abs. 1 UmwStG 2006 
erfüllt sind, steht zwischen den Beteiligten nicht im Streit und bedarf keiner eingehenden Erörterungen.


19 a) Das FG ist zunächst zutreffend davon ausgegangen, dass die GmbH 1 mit der 100 %-Beteiligung an der GmbH 2 
einen Teilbetrieb i.S. des § 15 Abs. 1 Satz 3 UmwStG 2006 abgespalten hat. Ihr verblieben anschließend auch 
Teilbetriebe, was zwischen den Beteiligten ebenfalls nicht im Streit steht: Die GmbH 1 hat ihren Geschäftsbetrieb 
ausweislich des Berichts der beauftragten Wirtschaftsprüfungsgesellschaft über die Ermittlung des 
Unternehmenswertes zum 31.12.2007 nach der Abspaltung der streitgegenständlichen Beteiligung fortgesetzt. Ihre 
eigenen geschäftlichen Aktivitäten nach der Abspaltung bestanden ausweislich der bindenden Feststellungen des FG 
(§ 118 Abs. 2 FGO) im Wesentlichen aus ... Daneben hatte sie 100%ige Tochtergesellschaften in Form von 
Kapitalgesellschaften, die als solche schon gemäß § 15 Abs. 1 Satz 3 UmwStG 2006 als Teilbetriebe anzusehen sind.


20 b) Auch die Voraussetzungen für eine Buchwertfortführung gemäß § 11 Abs. 2 UmwStG 2006 waren im Streitfall 
erfüllt. Die GmbH 1 hatte insoweit am 02.03.2009 einen Antrag auf Buchwertfortführung gestellt. Sie spaltete ihre 
100%ige Beteiligung an der GmbH 2 auf die neu gegründete GmbH 3, deren Anteilseigner identisch mit denen der 
Klägerin waren, gegen Gewährung von Anteilen an der GmbH 3 zu Gunsten dieser Anteilseigner ab. Hierbei handelte 
es sich um eine Spaltung i.S. des § 123 Abs. 1 Nr. 2 des Umwandlungsgesetzes, durch die das abgespaltene 
Vermögen entsprechend der im Spaltungsvertrag vorgesehenen Aufteilung auf den übernehmenden Rechtsträger 
überging. Die entsprechende Eintragung im Handelsregister erfolgte am 11.06.2008.


21 c) Das FA hat den Umwandlungsvorgang zutreffend dem Streitjahr zugeordnet, da die Beteiligten den steuerlichen 
Übertragungsstichtag nach § 2 Abs. 1 UmwStG 2006 auf den 31.12.2007 zurückbezogen haben. Die steuerliche 
Rückwirkungsfiktion setzt insoweit nicht voraus, dass der übernehmende Rechtsträger zum steuerlichen 
Übertragungsstichtag bereits zivilrechtlich besteht (vgl. BMF-Schreiben vom 11.11.2011, BStBl I 2011, 1314, 
Rz 02.11), weshalb unerheblich ist, dass die GmbH 3 erst mit Vertrag vom 02.06.2008 gegründet wurde.


22 2. Abweichend zur Rechtsauffassung des FG scheitert die Buchwertfortführung nicht an § 15 Abs. 2 Satz 3 UmwStG 
2006.


23 a) Nach § 15 Abs. 2 Satz 2 UmwStG 2006 ist § 11 Abs. 2 UmwStG 2006 nicht anzuwenden, wenn durch die Spaltung 
die Veräußerung an außenstehende Personen vollzogen wird. Das Gleiche gilt nach Satz 3, wenn durch die Spaltung 
die Voraussetzungen für eine Veräußerung geschaffen werden. Davon ist nach Satz 4 auszugehen, wenn innerhalb 
von fünf Jahren nach dem steuerlichen Übertragungsstichtag Anteile an einer an der Spaltung beteiligten 
Körperschaft, die mehr als 20 % der vor Wirksamwerden der Spaltung an der Körperschaft bestehenden Anteile 
ausmachen, veräußert werden.


24 b) Die Rechtsfrage, ob § 15 Abs. 2 Satz 3 UmwStG 2006 als eigenständiger Ausschlussgrund zu bewerten ist, der 
unabhängig von § 15 Abs. 2 Satz 4 UmwStG 2006 Anwendung finden kann, wird unterschiedlich beantwortet.


25 aa) Teilweise wird vertreten, § 15 Abs. 2 Satz 3 UmwStG 2006 sei nicht "leerläufig" und habe unabhängig von Satz 4 
der Vorschrift einen eigenen Anwendungsbereich. Satz 4 stelle nur eine Vermutung für das Vorliegen einer 
Veräußerungsabsicht auf, so dass bei bestehender und nachweisbarer Veräußerungsabsicht eine Schädlichkeit auch 
unterhalb der in Satz 4 geregelten 20 %-Schwelle angenommen werden könne (Finanzbehörde Hamburg vom 
13.04.2015, Deutsches Steuerrecht --DStR-- 2015, 1871; Finanzministerium Brandenburg vom 16.07.2014, DStR 
2014, 2180; Neumann, GmbH-Rundschau --GmbHR-- 2012, 141, 148; Klaproth, Der Konzern 2017, 443, 444 ff.; 
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Schießl in Widmann/Mayer, Umwandlungsrecht, § 15 UmwStG Rz 294; wohl auch Dieterlen/Golücke, GmbHR 2004, 
1264, 1265 f., und Peetz, GmbHR 2020, 467, 470).


26 bb) Die überwiegend vertretene Gegenauffassung geht allerdings davon aus, dass § 15 Abs. 2 Satz 3 UmwStG 2006 
nur die Grundlage für die Vermutung des Satzes 4 regelt und keinen eigenständigen Anwendungsbereich hat, es sich 
also um eine einheitliche Missbrauchsvermeidungsregelung bestehend aus den Sätzen 3 und 4 handelt (FG Berlin-
Brandenburg vom 31.05.2018 - 9 K 9143/16, EFG 2018, 1681, Revision I R 27/18; Herzig/Förster, Der Betrieb 1995, 
338, 345; Breuninger/Schade, GmbHR 2006, 219, 220; Weiss, GmbHR 2018, 1086; Brühl, GmbHR 2019, 145, 146; 
Bumiller, Neue Wirtschafts-Briefe 2019, 1738, 1742; Schumacher in Rödder/Herlinghaus/van Lishaut, UmwStG, 
3. Aufl., § 15 Rz 242, sowie in Die Wirtschaftsprüfung 2006, 518; Hörtnagl in Schmitt/Hörtnagl, Umwandlungsgesetz, 
Umwandlungssteuergesetz, 9. Aufl., § 15 UmwStG Rz 149; Frotscher in Frotscher/Drüen, KStG/GewStG/UmwStG, § 15 
UmwStG Rz 200; Dötsch/Stimpel in Dötsch/Pung/Möhlenbrock, Die Körperschaftsteuer, § 15 UmwStG Rz 277; 
Dworschak in Kraft/Edelmann/Bron, Umwandlungssteuergesetz, 2. Aufl., § 15 Rz 134; Vogt in Eisgruber, UmwStG, 
2. Aufl., § 15 Rz 284; Klingberg in Brandis/Heuermann, § 15 UmwStG 2006 Rz 106).


27 c) Der Senat schließt sich der zweitgenannten Auffassung an.


28 aa) Für diese Sichtweise spricht der Wortlaut des § 15 Abs. 2 Satz 3 und 4 UmwStG 2006. Wenn es in § 15 Abs. 2 
Satz 3 UmwStG 2006 heißt, es gelte das Gleiche (wie in Satz 2), wenn durch die Spaltung die Voraussetzungen für 
eine Veräußerung geschaffen werden, und wenn dann in Satz 4 ausgeführt wird, "davon ist auszugehen, wenn ...", 
legt dies nahe, dass Satz 3 ohne die weiteren Voraussetzungen des Satzes 4 keinen eigenen Anwendungsbereich hat 
(ebenso Urteil des FG Berlin-Brandenburg in EFG 2018, 1681, Revision I R 27/18). Hätte der Gesetzgeber in Satz 4 
nur ein mögliches Regelbeispiel nennen wollen, so hätte er das Wort "insbesondere" oder "etwa" einfügen können. In 
diese Richtung hat sich der Senat auch bereits in seinem Urteil vom 03.08.2005 - I R 62/04 (BFHE 211, 443, BStBl II 
2006, 391) zur Vorgängerregelung des UmwStG 1995 ausgesprochen. Dort hat er ausgeführt, dass Satz 4 an den 
vorgehenden Satz 3 anknüpft und "nur zusammen mit diesem einen Sinn erhält". Er hat geschlussfolgert, der 
Gesetzgeber "hätte ... Satz 3 und 4 auch in einem Satz zusammenfassen können" und die "Aufteilung in zwei Sätze 
indiziert ... nicht, dass Satz 3 und 4 unterschiedliche Anwendungsbereiche haben ...".


29 bb) Dem steht das systematische Argument nicht entgegen, dass bei dieser Auslegung § 15 Abs. 2 Satz 3 UmwStG 
2006 überflüssig wäre (so aber Schießl, a.a.O.). Vielmehr schafft eine Spaltung immer die Voraussetzungen für eine 
getrennte Veräußerung von Anteilen, so dass § 15 Abs. 2 Satz 3 UmwStG 2006 selbst ohne nachfolgende tatsächliche 
Veräußerung oder bei Veräußerungen unterhalb der in Satz 4 genannten Wert-Grenzen erfüllt wäre. Es bedürfte der 
Regelung in Satz 4 nicht, wenn bereits die Schaffung der Voraussetzungen einer Veräußerung auch ohne 
nachfolgende tatsächliche Veräußerung innerhalb von fünf Jahren tatbestandlich sein sollte (Schumacher, a.a.O.; 
Hörtnagl, a.a.O.). Die Bedeutung des § 15 Abs. 2 Satz 3 UmwStG 2006 besteht danach gerade darin, die dogmatische 
Grundlage für die in § 15 Abs. 2 Satz 4 UmwStG 2006 geregelte gesetzliche Vermutung zu bilden (Dötsch/Stimpel, 
a.a.O.).


30 cc) Für die hier vertretene Sichtweise sprechen insbesondere die Entstehungsgeschichte und das Telos des § 15 
Abs. 2 UmwStG 2006. Die Norm dient dazu, missbräuchliche Gestaltungen, die sich aufgrund der Möglichkeit zur 
Buchwertfortführung ergeben können, zu unterbinden (BTDrucks 12/6885, S. 23 zu § 15 UmwStG 1995 Nr. 3 und 4). 
Die Buchwertfortführung soll deshalb in den Fällen ausgeschlossen werden, in denen die Steuerpflicht der 
Veräußerung eines Teilbetriebs, eines Mitunternehmeranteils oder einer 100%igen Beteiligung dadurch umgangen 
wird, dass die Anteile der verbleibenden oder der aufnehmenden Körperschaft nach Abspaltung veräußert werden 
(BTDrucks 12/6885, S. 23).
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31 Der Senat hat dazu im Urteil in BFHE 211, 443, BStBl II 2006, 391 bereits darauf verwiesen, dass der Gesetzgeber 
durch § 15 Abs. 3 Satz 4 UmwStG 1995 eine Abgrenzung vornehmen wollte, die an einfach zu ermittelnde und 
objektive Umstände anknüpft, ohne dass im Einzelfall nachgeprüft werden muss, ob die Voraussetzungen des § 15 
Abs. 3 Satz 3 UmwStG 1995 tatsächlich vorliegen. Würde man demgegenüber dem Satz 3 einen eigenständigen 
Anwendungsbereich zubilligen, so würde dies gerade zu der vom Gesetzgeber missbilligten und auch praktisch nur 
schwerlich durchführbaren Einbeziehung subjektiver Elemente führen (ebenso Frotscher, a.a.O.). Hinzu kommt, dass 
in den Materialien bezogen auf § 15 Abs. 3 Satz 2 und 3 UmwStG 1995 ausgeführt wird, diese 
Missbrauchsverhinderungsregelung solle "jedoch erst greifen, wenn innerhalb von fünf Jahren nach der Spaltung 
mehr als 10 vom Hundert der Anteile veräußert werden ..." (BTDrucks 12/6885, S. 23). Nimmt man hinzu, dass auf 
Empfehlung des Finanzausschusses später eine "Abmilderung der Regelungen zur Verhinderung von Missbräuchen" 
und insbesondere die Anhebung der vorgenannten 10 %-Schwelle auf 20 % beschlossen wurde (BTDrucks 12/7945, 
S. 61), spricht dies umso mehr dafür, dass unterhalb dieser Schwelle gerade kein Fall des Missbrauchs angenommen 
werden sollte. Solange die Veräußerung nicht erfolgt ist, ist der vom Gesetzgeber befürchtete Steuerausfall auch 
nicht eingetreten und stellt die bloße Gefährdung keine Rechtfertigung für die Besteuerung der stillen Reserven dar, 
da wirtschaftlich noch keine Realisation eingetreten ist, die Grund dafür sein könnte, die Buchwertfortführung zu 
versagen (vgl. Hörtnagl, a.a.O.). Den Materialien lässt sich im Übrigen kein Hinweis dafür entnehmen, dass § 15 
Abs. 2 Satz 3 UmwStG 1995 ein (einengend wirkendes) subjektives Tatbestandsmerkmal im Sinne einer 
erforderlichen Veräußerungsabsicht beigegeben werden sollte.


32 d) Dass nach der hier favorisierten Auslegung im Ergebnis "nur spaltungsfähige Körperschaften die Möglichkeit 
haben, die entsprechenden Vermögensbestandteile steuerfrei an einen Dritten zu veräußern", ist Folge der 
gesetzlichen Vorgaben. Der Gesetzgeber wollte --wie zuvor ausgeführt-- die Buchwertfortführung (nur) in den Fällen 
ausschließen, in denen die Steuerpflicht der Veräußerung eines Teilbetriebs, eines Mitunternehmeranteils oder einer 
100%igen Beteiligung dadurch umgangen wird, dass die Anteile der verbleibenden oder der aufnehmenden 
Körperschaft nach Abspaltung veräußert werden. Dass sich dies entsprechend auch nur auf spaltungsfähige 
Körperschaften beschränkt, ergibt sich aus der Sache selbst und begründet keinen erkennbaren Gleichheitsverstoß, 
der zu einer abweichenden verfassungskonformen Auslegung An-lass geben könnte.


33 3. Ein Fall des § 15 Abs. 2 Satz 4 UmwStG 2006 liegt im Streitfall nicht vor. Denn dazu müssten innerhalb von fünf 
Jahren nach dem steuerlichen Übertragungsstichtag (hier: 31.12.2007) Anteile an einer an der Spaltung beteiligten 
Körperschaft, die mehr als 20 % der vor Wirksamwerden der Spaltung an der Körperschaft bestehenden Anteile 
ausmachen, veräußert worden sein. Es muss ermittelt werden, welchen rechnerischen Anteil die zu 
berücksichtigenden Anteile an den beteiligten Körperschaften nach Spaltung an den Anteilen an der übertragenden 
Körperschaft vor Spaltung repräsentieren. Maßgeblich sind insoweit die gemeinen Werte der Anteile zum 
Übertragungsstichtag (vgl. Schumacher in Rödder/Herlinghaus/van Lishaut, a.a.O., § 15 Rz 260; Hörtnagl in 
Schmitt/Hörtnagl, a.a.O., § 15 UmwStG Rz 180). Deshalb sind zeitlich vorgelagerte Vorgänge --was das FA und das 
BMF aber auch nicht geltend gemacht haben-- nicht einzubeziehen. Der Wortlaut des § 15 Abs. 2 Satz 4 UmwStG 
2006 stellt insoweit ausdrücklich und unmissverständlich auf die "Anteile" an einer an der Spaltung beteiligten 
Körperschaft ab. Es ist danach ausgeschlossen, auch die von der E KG von Dritten übernommenen 
Darlehensforderungen als "Kosten für den Erwerb des abgespaltenen Teilbetriebs" in die Wertermittlung 
einzubeziehen.


34 Im Streitfall hat die E KG für die Anteile an der GmbH 3 einen Kaufpreis in Höhe von ... € entrichtet. Der den 
erworbenen Anteilen zugrunde liegende Unternehmenswert der GmbH 1 betrug nach dem 
Unternehmenswertgutachten --zwischen den Beteiligten unstreitig mindestens-- ... €. Damit wird die in § 15 Abs. 2 
Satz 4 UmwStG 2006 genannte 20 %-Grenze nicht erreicht.


35 4. Es ist entgegen der Auffassung des FA ausgeschlossen, § 15 Abs. 2 Satz 4 UmwStG 2006 unter Rückgriff auf § 42 
AO a.F. auszulegen bzw. § 42 AO a.F. unmittelbar anzuwenden.
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36 Der Senat hat zu der bis zum Veranlagungszeitraum 2007 geltenden und im Streitfall maßgebenden Fassung des 
§ 42 AO a.F. mehrfach entschieden, dass dann, wenn der Gesetzgeber ein missbrauchsverdächtiges Feld "gesichtet" 
und durch eine Spezialvorschrift abgesteckt hat, er für diesen Bereich die Maßstäbe festlegt und eine einheitliche 
Rechtsanwendung sichert. Sind in einem konkreten Einzelfall --wie hier im Streitfall-- die Voraussetzungen der 
speziellen Missbrauchsverhinderungsbestimmungen nicht erfüllt, darf die Wertung des Gesetzgebers nicht durch 
eine extensive Anwendung des § 42 Abs. 1 AO a.F. unterlaufen werden. Verbleiben Rechtsfolgelücken, ist es allein 
Aufgabe des Gesetzgebers, der mittels der speziellen Missbrauchsbekämpfungsnormen die Grenzen des Missbrauchs 
gezogen hat, diese zu schließen (vgl. Senatsurteil vom 18.12.2013 - I R 25/12, BFH/NV 2014, 904, m.w.N.). 
Gegenteiliges ergibt sich auch nicht aus § 42 Abs. 2 AO a.F., da es aufgrund des spezialgesetzlichen 
Wertungsvorrangs bereits an einem Missbrauchsvorwurf i.S. des § 42 Abs. 1 Satz 1 AO a.F. fehlt. § 42 Abs. 2 AO a.F. 
läuft dann leer (vgl. Senatsurteil vom 20.03.2002 - I R 63/99, BFHE 198, 506, BStBl II 2003, 50). § 42 AO a.F. bleibt 
danach im Streitfall unanwendbar, weil § 15 Abs. 2 Satz 3 und 4 UmwStG 2006 eine sondergesetzliche 
Konkretisierung des allgemeinen abgabenrechtlichen Missbrauchstatbestandes in § 42 Abs. 1 Satz 1 AO a.F. 
beinhalten (vgl. dazu Schumacher in Rödder/Herlinghaus/van Lishaut, a.a.O., § 15 Rz 210, m.w.N.).


37 5. Auf dieser Grundlage kommt es nicht mehr darauf an, ob die vom FA befürwortete Anwendung des § 15 Abs. 2 
Satz 3 und 4 UmwStG 2006 zu einem Verstoß gegen die sog. Fusionsrichtlinie (Richtlinie 2005/19/EG des Rates vom 
17.02.2005 zur Änderung der Richtlinie 90/434/EWG über das gemeinsame Steuersystem für Fusionen, Spaltungen, 
die Einbringung von Unternehmensteilen und den Austausch von Anteilen, die Gesellschaften verschiedener 
Mitgliedstaaten betreffen, Amtsblatt der Europäischen Union 2005, Nr. L 58, 19) führen würde.


38 6. Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 1 FGO; die Übertragung der Berechnung der festzusetzenden Beträge 
auf das FA beruht auf § 121 Satz 1 i.V.m. § 100 Abs. 2 Satz 2 FGO.
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Urteil vom 02. Juli 2021, XI R 21/19 
Rückstellung bei Werkzeugfertigung/-nutzung


ECLI:DE:BFH:2021:U.020721.XIR21.19.0


BFH XI. Senat


EStG § 5 Abs 1 S 1 , EStG § 5 Abs 4b , HGB § 249 Abs 1 S 1 , HGB § 255 Abs 2 , EStG VZ 2007 , KStG VZ 2007 


vorgehend FG Münster, 25. Juli 2019, Az: 10 K 902/15 K


Leitsätze


1. NV: Stellt ein Zulieferbetrieb dem jeweiligen Auftraggeber zu übereignende Werkzeuge für die Produktion von Teilen 
her und wird seine Verpflichtung zur Wartung, Instandhaltung und Aufbewahrung der zur Verfügung stehenden Werkzeuge 
ausschließlich durch einen für die Lieferung der Werkzeuge abgeschlossenen Werkzeugvertrag abgegolten und nicht durch 
die späteren Aufträge zur Produktion der Teile, ist eine Rückstellung für die Aufwendungen zur Wartung, Instandhaltung 
und Aufbewahrung der Werkzeuge zu bilden.


2. NV: § 5 Abs. 4b Satz 1 EStG steht einer Rückstellung für diese Aufwendungen nicht entgegen, wenn die Aufwendungen 
nicht als eigene Produktionskosten für die Erstellung der Teile anfallen, sondern zur Erfüllung von vertraglichen Pflichten 
aus dem Werkzeugvertrag.


Tenor


Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des Finanzgerichts Münster vom 25.07.2019 - 10 K 902/15 K wird als 
unbegründet zurückgewiesen.


Die Kosten des Revisionsverfahrens hat der Beklagte zu tragen.


Tatbestand


I.


1 Streitig ist, ob die Klägerin und Revisionsbeklagte (Klägerin), eine GmbH, eine Rückstellung für Leistungen im 
Zusammenhang mit sog. Werkzeugverträgen bilden kann.


2 Die Klägerin, die ihren Gewinn durch Bestandsvergleich ermittelt, entwickelt als Zulieferbetrieb für 
die ...industrie ...teile und stellt sie her. Daneben fertigt sie auch die für die Produktion von ...teilen erforderlichen 
kundenspezifischen Spezialwerkzeuge und Vorrichtungen (Werkzeuge), ändert sie und hält sie instand.


3 Die Klägerin schloss mit ihren Auftraggebern zum einen jeweils einen Rahmenlieferungsvertrag zur Beschaffung 
von ...teilen und zum anderen sog. Werkzeugverträge ab. Diese Werkzeugverträge sehen u.a. vor, dass das Eigentum an 
den von der Klägerin im Auftrag des jeweiligen Vertragspartners gefertigten Werkzeugen nach Fertigstellung und mit 
Bezahlung durch den Auftraggeber auf diesen übergeht. Die Werkzeuge sind dauerhaft derart zu kennzeichnen, dass 
sie als Eigentum des Auftraggebers erkannt werden können, verbleiben bei der Klägerin und dürfen von ihr zur 
Ausführung von Bestellungen des jeweiligen Auftraggebers benutzt werden.


Seite 1 von 5







4 In den Werkzeugverträgen ist zudem geregelt, dass die Werkzeuge von der Klägerin gegen Feuer, Diebstahl und 
Wasserschaden zum Wiederbeschaffungswert zu versichern sind. Darüber hinaus trägt die Klägerin die Kosten der 
laufenden Wartung, Instandhaltung sowie der Reparatur der Werkzeuge. Im Einzelnen heißt es:


-        Für die Wartung und Instandhaltung der Werkzeuge ist die Klägerin verantwortlich. Sie trägt sämtliche hierbei 
anfallende Kosten. Die Beseitigung von Schäden ist so rechtzeitig vorzunehmen, dass Mängel an den zu 
fertigenden Teilen oder Überschreitungen von Lieferterminen in jedem Fall ausgeschlossen sind.


-        Die Klägerin wird die Werkzeuge bzw. die Werkzeugteile, soweit dies aufgrund Verschleißes erforderlich ist, 
rechtzeitig auf ihre Kosten ersetzen. Die Ersatzwerkzeuge stehen im Eigentum des Auftraggebers.


-        Die Klägerin wird die Werkzeuge auch nach Beendigung der ...fertigung der daraus hergestellten Teile 
mindestens 15 Jahre lang zur Sicherung des Ersatzteilbedarfes des Auftraggebers aufbewahren und in einem 
jederzeit einsatzfähigen Zustand erhalten.


Für sämtliche o.g. Leistungen wird kein gesondertes Entgelt gezahlt.


5 Die tatsächliche Produktion von ...teilen hat keinen Einfluss auf den für die Werkzeuge zu zahlenden Preis: 
Insbesondere führt die später tatsächlich produzierte Menge von ...teilen nicht zu einer Änderung des Kaufpreises für 
die Werkzeuge. Umgekehrt werden die entrichteten Kaufpreise für die Werkzeuge nicht auf den Preis der 
produzierten ...teile angerechnet.


6 Die Klägerin bildete aufgrund der o.g. vertraglichen Pflichten eine Rückstellung für Werkzeugkosten. Deren 
Zulässigkeit war bereits Gegenstand eines finanzgerichtlichen Klageverfahrens (Finanzgericht --FG-- Münster, 
9 K 2163/05 K,G; Streitjahre 2000 bis 2002). In der mündlichen Verhandlung vom 06.11.2009 verständigten sich die 
Beteiligten für die dortigen Streitjahre darauf, dass eine Rückstellung für Werkzeugkosten/Nachbetreuungsleistungen 
zu bilden sei und diese der Höhe nach mit 80 % des von der Klägerin zusammen mit dem Außenprüfer ermittelten 
Betrags angesetzt werden sollte.


7 Auf dieser Berechnungsgrundlage bildete die Klägerin in ihrer Bilanz zum 31.12.2007 eine Rückstellung für 
Werkzeugkosten. Der Rückstellung lag folgende Berechnung für die Jahre 2003 bis 2007 zu Grunde:


Aufwandsarten Werkzeug
inaktiv


     Werkzeuge
aktiv
groß


     Werkzeuge
aktiv


mittel


     Werkzeuge
aktiv
klein


Lagerung ... €  ... €  ... €  ... € 


Versicherung ... €  ... €  ... €  ... € 


Wartung/Reinigung/Pflege ... €  ... €  ... €  ... € 


Reparaturaufwand (80%) ... €  ... €  ... €  ... € 


Gesamtaufwand je Werkzeug Pro Jahr      ... €  ... €  ... €  ... € 


Anzahl der Werkzeuge 1 500 1 000  45     160      295     


Gesamtaufwand pro Jahr ... € ... €  ... €  ... €  ... € 
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8 Als Aufwand für "Wartung/Reinigung/Pflege" legte die Klägerin die nach Zeitaufwand bemessenen Personalkosten zu 
Grunde. Als "Reparaturaufwand" erfasste sie geschätzte Materialkosten sowie Lohnkosten. Davon nahm sie Abschläge 
vor und löste die Rückstellung über einen Zeitraum von fünf Jahren auf. Unter Berücksichtigung einer Abzinsung 
ermittelte die Klägerin auf dieser Grundlage die Rückstellung zum 31.12.2007 mit ... €.


9 Mit Körperschaftsteuerbescheid für das Jahr 2007 (Streitjahr) vom 23.06.2010 veranlagte der Beklagte und 
Revisionskläger (das Finanzamt --FA--) die Klägerin zunächst erklärungsgemäß; die Festsetzung stand unter dem 
Vorbehalt der Nachprüfung (§ 164 Abs. 1 der Abgabenordnung --AO--).


10 Nach einer Außenprüfung für die Jahre 2007 bis 2010 vertrat das Finanzamt für Groß- und Konzernbetriebsprüfung ... 
die Auffassung, die gebildete Rückstellung sei steuerrechtlich nicht anzuerkennen. Rückstellungen für 
Aufwendungen, die in künftigen Wirtschaftsjahren als Anschaffungs- oder Herstellungskosten eines Wirtschaftsgutes 
zu aktivieren seien, dürften gemäß § 5 Abs. 4b Satz 1 des Einkommensteuergesetzes (EStG) nicht gebildet werden. 
Die künftigen Aufwendungen für die Wartung, Instandhaltung und Erneuerung der Werkzeuge seien als notwendige 
Material- bzw. Fertigungsgemeinkosten Teil der Herstellungskosten der künftig herzustellenden ...teile. Die 
Reparatur und Instandhaltung der Werkzeuge stehe in einem unmittelbaren Zusammenhang mit der Produktion 
der ...teile. Unerheblich hierfür sei, aufgrund welchen Vertrags die Reparatur- und Instandhaltungsleistungen 
erbracht werden müssten.


11 Das FA schloss sich dieser Auffassung in dem auf § 164 Abs. 2 AO gestützten Körperschaftsteuer-Änderungsbescheid 
für das Jahr 2007 vom 20.11.2014 an. Der Einspruch blieb erfolglos.


12 Das FG Münster gab der Klage mit seinem in Entscheidungen der Finanzgerichte (EFG) 2019, 1682 veröffentlichten 
Urteil vom 25.07.2019 - 10 K 902/15 K im Wesentlichen statt. Bei den von der Klägerin aufgrund der 
Werkzeugverträge zu tragenden Kosten für die Versicherung, die Lagerung sowie für die Wartung, Pflege und 
Reparatur der Werkzeuge handele es sich um rückstellungsfähige Aufwendungen aufgrund eines 
Erfüllungsrückstands. Die Klägerin habe sich mit den nach den Werkzeugverträgen vertraglich geschuldeten 
Leistungen gegenüber den Auftraggebern in Rückstand befunden. Die Nachbetreuungsverpflichtungen hätten sich 
dabei in vollem Umfang bereits aus dem jeweiligen Veräußerungsgeschäft ergeben. § 5 Abs. 4b Satz 1 EStG stehe 
nicht entgegen; denn bei den von der Klägerin getragenen Aufwendungen für die Werkzeuge handele es sich nicht 
um Fertigungseinzel- oder Fertigungsgemeinkosten und damit nicht um Herstellungskosten der gefertigten ...teile.


13 Hiergegen richtet sich die Revision des FA, mit der es die Verletzung materiellen Rechts rügt. Es beantragt, die 
Vorentscheidung aufzuheben und die Klage abzuweisen.


14 Die Klägerin beantragt, die Revision als unbegründet zurückzuweisen.


Entscheidungsgründe


II.


15 Die Revision ist unbegründet; sie ist daher zurückzuweisen (§ 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Das FG 
hat in revisionsrechtlich nicht zu beanstandender Weise angenommen, dass eine Rückstellung wegen 
Erfüllungsrückstands für die "Nachbetreuungsleistungen" an den gelieferten Werkzeugen zu bilden ist.
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16 1. Gemäß § 249 Abs. 1 Satz 1 des Handelsgesetzbuchs (HGB) sind in der Handelsbilanz u.a. Rückstellungen für 
ungewisse Verbindlichkeiten zu bilden.


17 a) Das Bilden einer Rückstellung für ungewisse Verbindlichkeiten setzt nach ständiger Rechtsprechung des 
Bundesfinanzhofs (BFH) voraus, dass eine betriebliche Verbindlichkeit dem Grund und/oder der Höhe nach besteht, 
die Inanspruchnahme des Steuerpflichtigen wahrscheinlich ist und, sofern es sich um eine künftige Verbindlichkeit 
handelt, dass die Verbindlichkeit wirtschaftlich im abgelaufenen oder in dem (den) vorangegangenen Wirtschaftsjahr
(en) verursacht ist (z.B. BFH-Urteile vom 17.10.2013 - IV R 7/11, BFHE 243, 256, BStBl II 2014, 302; vom 09.11.2016 - 
I R 43/15, BFHE 256, 270, BStBl II 2017, 379; Senatsurteile vom 13.02.2019 - XI R 42/17, BFHE 266, 283, BStBl II 
2020, 671; vom 22.01.2020 - XI R 2/19, BFHE 268, 180, BStBl II 2020, 493). Zudem darf es sich bei den 
Aufwendungen nicht um (nachträgliche) Herstellungs- oder Anschaffungskosten eines Wirtschaftsgutes handeln (vgl. 
BFH-Urteil in BFHE 243, 256, BStBl II 2014, 302).


18 b) In zeitlicher Hinsicht muss die Verbindlichkeit in der Vergangenheit wirtschaftlich verursacht sein; es muss bereits 
bis zum Bilanzstichtag eine wirtschaftliche Belastung eingetreten sein (Senatsurteil vom 19.10.2005 - XI R 64/04, 
BFHE 211, 475, BStBl II 2006, 371; BFH-Urteile vom 29.11.2007 - IV R 62/05, BFHE 220, 85, BStBl II 2008, 557; vom 
19.07.2011 - X R 26/10, BFHE 234, 239, BStBl II 2012, 856). Mit der noch zu erbringenden zukünftigen Leistung muss 
nicht nur an Vergangenes angeknüpft werden, sondern Vergangenes abgegolten werden (Senatsurteil vom 
28.07.2004 - XI R 63/03, BFHE 207, 205, BStBl II 2006, 866; BFH-Urteile vom 09.12.2009 - X R 41/07, BFH/NV 2010, 
860; in BFHE 256, 270, BStBl II 2017, 379).


19 2. Ausgehend von diesen Grundsätzen ist die Gesamtwürdigung des FG, dass die Klägerin zur "Nachbetreuung" der 
zur Produktion von Zulieferungsteilen hergestellten Werkzeuge rechtlich verpflichtet und diese Verpflichtung im 
Streitjahr auch wirtschaftlich verursacht ist, revisionsrechtlich nicht zu beanstanden (dem vorinstanzlichen Urteil 
zustimmend z.B. Korn u.a. in Korn, § 4 EStG Rz 277.75 "Werkzeuge"; Krumm in Brandis/Heuermann, § 5 EStG Rz 920 
"Kundenbetreuung/Kundendienst"; Oser/Wirtz, Steuern und Bilanzen 2020, 41, 46; Petersen/Künkele/Zwirner, 
Rückstellungen in der Bilanzierungspraxis, 4. Aufl., Rz 1697; Stalbold, EFG 2019, 1684; Reddig in Kirchhof/Seer, 
EStG, 20. Aufl., § 5 Rz 175a und Rz 238 "Erfüllungsrückstände"; Schmidt/ Weber-Grellet, EStG, 40. Aufl., § 5 Rz 550 
"Nachbetreuung").


20 a) Zutreffend hat das FG eine rechtliche Verpflichtung der Klägerin zur Wartung, Instandhaltung und Reparatur der 
Werkzeuge bejaht. Sie ergibt sich aus den abgeschlossenen Werkzeugverträgen.


21 b) Das FG ist in revisionsrechtlich nicht zu beanstandender Weise zu dem Schluss gelangt, dass die Aufwendungen 
für die Versicherung der Werkzeuge und für die Lagerkosten für die vertraglich festgelegte Zeit sowie für Wartungs- 
und Pflegearbeiten und für die erfahrungsgemäß stets anfallenden und zu erwartenden verschleißbedingten 
Ausbesserungs-, Nachbesserungs- und Reparaturarbeiten vor dem Bilanzstichtag wirtschaftlich verursacht waren. Die 
Würdigung des FG beruht dabei im Wesentlichen auf seiner Auslegung der Werkzeugverträge, wenn es diese 
Verpflichtung als Nebenpflicht mit dem Abschluss der Verträge über die Veräußerung der Werkzeuge als begründet 
und mit dem Verkaufserlös als abgegolten ansieht. Die Vertragsauslegung obliegt dem FG als Tatsacheninstanz. 
Vorliegend entspricht sie den Grundsätzen der §§ 133, 157 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, ist jedenfalls möglich und 
verstößt nicht gegen Denkgesetze und Erfahrungssätze; sie bindet den Senat gemäß § 118 Abs. 2 FGO (vgl. 
allgemein z.B. BFH-Urteile vom 13.07.2017 - IV R 34/14, BFH/NV 2017, 1426, Rz 20; vom 25.07.2019 - IV R 49/16, 
BFH/NV 2020, 15).


22 Dies schließt auch die Würdigung des FG ein, die Kostentragungspflicht (Aufwendungen im Zusammenhang mit der 
Wartung, Reinigung, Pflege und Reparatur) nicht als Äquivalent zur Leihe der Werkzeuge zu würdigen. Denn die 
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Kostentragung ist für die Mindestausbringungsmenge und die festgelegte Zeitdauer vereinbart und gerade nicht 
abhängig und beschränkt auf den Umfang der mit der tatsächlichen Nutzung verbundenen Aufwendungen.


23 c) Die Einwendungen des FA führen zu keiner anderen Beurteilung.


24 aa) Soweit die Verpflichtung zur "Nachbetreuung" der Werkzeuge nach der tatsächlichen Würdigung des FG bereits 
im Zeitpunkt des Abschlusses der Werkzeugverträge wirtschaftlich verursacht ist, kann das vom FA in der mündlichen 
Verhandlung angeführte BFH-Urteil zu den Pflichten des Betreibers eines Flusskraftwerks (BFH-Urteil vom 
23.10.1985 - I R 227/81, BFH/NV 1987, 123) zu keinem anderen Ergebnis führen. Denn der dort vom BFH 
entschiedene Fall unterscheidet sich insofern vom streitigen Sachverhalt, als dort gerade keine Verbindung zu einer 
wirtschaftlichen Belastung am Bilanzstichtag vorlag: Vorliegend wurde die Klägerin nach der tatsächlichen 
Würdigung des FG in Form einer Nebenpflicht zum Bilanzstichtag wirtschaftlich belastet und diese Nebenpflicht 
wurde bereits mit Abschluss der Verträge über die Veräußerung der Werkzeuge begründet und mit dem Verkaufserlös 
abgegolten.


25 bb) Wie das FG zu Recht festgestellt hat, widerspricht seine Rechtsauffassung auch nicht dem BFH-Urteil zu 
Nachbetreuungspflichten eines Hörgeräte-Akustikers beim Verkauf von Hörhilfen (BFH-Urteil vom 05.06.2002 - 
I R 96/00, BFHE 199, 309, BStBl II 2005, 736). Aus der revisionsrechtlich nicht zu beanstandenden Sicht des FG sind 
die Nachbetreuungsleistungen Ausfluss der Veräußerung der Werkzeuge im Sinne einer vereinbarten 
Gewährleistung.


26 3. Die Passivierung der Aufwendungen zur Nachbetreuung der Werkzeuge ist nicht --wie die Revision meint-- nach 
§ 5 Abs. 4b Satz 1 EStG ausgeschlossen. Das FG hat ohne Rechtsfehler die Aufwendungen für die Wartung, Reinigung 
und Pflege der Werkzeuge nicht als Herstellungskosten qualifiziert, die zu einem Passivierungsverbot nach § 5 
Abs. 4b Satz 1 EStG führen würden.


27 aa) Nach § 255 Abs. 2 Satz 1 HGB sind Herstellungskosten Aufwendungen, die durch den Verbrauch von Gütern und 
die Inanspruchnahme von Diensten für die Herstellung eines Vermögensgegenstandes, seine Erweiterung oder für 
eine über seinen ursprünglichen Zustand hinausgehende wesentliche Verbesserung entstehen (z.B. BFH-Urteile vom 
22.09.2009 - IX R 21/08, BFH/NV 2010, 846; vom 14.06.2016 - IX R 25/14, BFHE 254, 236, BStBl II 2016, 992).


28 bb) Da nach den tatsächlichen Feststellungen des FG, die das FA nicht mit Verfahrensrügen angegriffen hat, die 
Nachbetreuungsaufwendungen bei der Kalkulation keine Auswirkung auf das Entgelt für die Produktion der ...teile 
hatten, handelt es sich nicht um Herstellungskosten der ...teile. Vielmehr musste die Klägerin die aus der 
Wartungsverpflichtung folgenden und erfahrungsgemäß bei üblichem Verlauf zu erwartenden Aufwendungen in die 
Kalkulation des Entgelts für die Leistungen aufgrund des Werkzeugvertrags einbeziehen. Eine "weitere" 
Berücksichtigung als Herstellungskosten der ...teile kam mithin im Streitfall nicht in Betracht. Ist der Senat danach 
auch insoweit an die Vertragsauslegung und die Würdigung aller Umstände des Einzelfalls durch das FG nach § 118 
Abs. 2 FGO gebunden, kann die Revision des FA auch mit dieser Einwendung keinen Erfolg haben.


29 4. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 2 FGO.
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Beschluss vom 27. Oktober 2021, III R 7/19 
Keine erweiterte Kürzung bei erstmaliger Grundstücksverwaltung im Laufe des Erhebungszeitraums


ECLI:DE:BFH:2021:B.271021.IIIR7.19.0


BFH III. Senat


GewStG § 9 Nr 1 S 2 , GewStG § 9 Nr 1 S 1 , GewStG VZ 2014 


vorgehend Finanzgericht Berlin-Brandenburg , 11. Dezember 2018, Az: 8 K 8131/17


Leitsätze


NV: Befasst sich eine neu gegründete Kapitalgesellschaft erst Monate nach ihrer Eintragung in das Handelsregister mit der 
Verwaltung eigenen Grundbesitzes, kann sie die sog. erweiterte Kürzung nach § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG nicht in Anspruch 
nehmen, da sie in diesem Fall nicht ausschließlich grundstücksverwaltend tätig ist.


Tenor


Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Finanzgerichts Berlin-Brandenburg vom 11.12.2018 - 8 K 8131/17 wird als 
unbegründet zurückgewiesen.


Die Kosten des Revisionsverfahrens hat die Klägerin zu tragen.


Tatbestand


I.


1 Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin) ist eine GmbH, die im ... 2014 mit einem Stammkapital von 25.000 € als 
Vorratsgesellschaft errichtet wurde. Sie wurde --noch unter anderer Firma-- am ...2014 in das Handelsregister 
eingetragen. Gegenstand des Unternehmens ist der Erwerb von Grundstücken sowie deren Verwaltung. Die Klägerin 
erwarb durch Vertrag vom ...2014 mehrere in A belegene Grundstücke zum Kaufpreis von ca. ... Mio. €. Übergang von 
Nutzen und Lasten war der ...2014. Die Klägerin erklärte für das Streitjahr (2014) einen Gewinn aus der Vermietung 
der Grundstücke von 67.624,60 €. Sie beantragte in der Gewerbesteuererklärung die erweiterte Kürzung des 
Gewerbeertrags nach § 9 Nr. 1 Satz 2 des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) in Höhe von 82.308 €. Der Beklagte und 
Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--) berücksichtigte die Kürzung nicht, weil die Grundstücke zu Beginn des 
Erhebungszeitraums noch nicht zum Betriebsvermögen der Gesellschaft gehört hätten. Das FA erließ am 24.06.2016 
einen Gewerbesteuermessbescheid, in dem ein Gewinn aus Gewerbebetrieb von 82.394 € ausgewiesen und ein 
Messbetrag von 2.880 € festgesetzt wurde. Dagegen wandte sich die Klägerin mit Einspruch. Zur Begründung trug sie 
vor, sie habe bis zum Lastenwechsel keine wirtschaftlichen Tätigkeiten entfaltet und sei niemals originär gewerblich 
tätig gewesen. Sie habe somit ausschließlich eigenen Grundbesitz verwaltet.


2 Der Rechtsbehelf hatte keinen Erfolg, ebenso wenig die anschließend erhobene Klage (Urteil des Finanzgerichts --FG-
- Berlin-Brandenburg vom 11.12.2018 - 8 K 8131/17, Entscheidungen der Finanzgerichte --EFG-- 2019, 1221). Zur 
Begründung führte das FG aus, die Kürzung nach § 9 Nr. 1 Satz 1 GewStG richte sich nach dem Einheitswert des zum 
Betriebsvermögen gehörenden Grundbesitzes. Maßgebend sei der Einheitswert, der auf den letzten 
Feststellungszeitpunkt vor dem Ende des Erhebungszeitraums laute. Beim Erwerb eines Grundstücks im Laufe eines 
Erhebungszeitraums sei daher keine Kürzung nach § 9 Nr. 1 Satz 1 GewStG möglich. Da die erweiterte Kürzung nach 
§ 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG an die Stelle der Kürzung nach § 9 Nr. 1 Satz 1 GewStG trete, könne sie nur dann beansprucht 
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werden, wenn eine Kürzung nach der letztgenannten Vorschrift möglich sei. Für das Ergebnis spreche auch der 
Wortlaut des § 20 Abs. 1 Satz 1 der Gewerbesteuer-Durchführungsverordnung (GewStDV), da das Stichtagsprinzip bei 
Anwendung des § 9 Nr. 1 GewStG ohne Einschränkung gelte.


3 Gegen das Urteil wendet sich die Klägerin mit der Revision. Zur Begründung trägt sie vor, der Bundesfinanzhof (BFH) 
habe im Urteil vom 15.03.2000 - I R 17/99 (BFHE 192, 353, BStBl II 2001, 251) entschieden, dass sich das aus § 20 
Abs. 1 Satz 2 GewStDV ergebende Stichtagsprinzip ausschließlich auf die Kürzung nach § 9 Nr. 1 Satz 1 GewStG 
beziehe, nicht jedoch auf die erweiterte Kürzung nach § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG. Auch bei Gesellschaften, die zu Beginn 
eines Erhebungszeitraums bereits über Grundbesitz verfügten und unterjährig weiteren Grundbesitz hinzukauften, sei 
unstreitig, dass für die hinzuerworbenen Objekte die erweiterte Kürzung in Anspruch genommen werden könne. Die 
Muttergesellschaft habe sie --die Klägerin-- erst unter ihren Vorratsgesellschaften ausgewählt, als klar gewesen sei, 
welche Gesellschaft den Grundbesitz erwerben solle, sodass zuvor nicht festgestanden habe, für welche Gesellschaft 
der von der Muttergesellschaft beauftragte Vertreter handeln werde.


4 Die Klägerin beantragt,
das angefochtene Urteil aufzuheben und den Gewerbesteuermessbescheid 2014 vom 24.06.2016 sowie die dazu 
ergangene Einspruchsentscheidung vom 28.03.2017 dahingehend zu ändern, dass der Messbetrag auf 0 € 
herabgesetzt wird.


5 Das FA beantragt,
die Revision zurückzuweisen.


6 Zur Begründung führt es aus, die Voraussetzungen für die erweiterte Kürzung müssten während des gesamten 
Erhebungszeitraums vorliegen. Dies sei hier nicht der Fall. Der Erhebungszeitraum habe mit der Eintragung der 
Klägerin in das Handelsregister begonnen. Die Klägerin habe jedoch erst ab dem ...2014 Grundbesitz verwaltet. Sie sei 
bereits zuvor tätig gewesen, da sie ihr Vermögen, nämlich die Stammeinlage, verwaltet und den Grundstückserwerb 
vorbereitet habe. Im Wege der Gegenrüge sei zu beanstanden, dass das FG die tatsächlichen Feststellungen 
rechtsfehlerhaft getroffen habe.


Entscheidungsgründe


II.


7 Die Entscheidung ergeht gemäß § 126a der Finanzgerichtsordnung (FGO). Der Senat hält einstimmig die Revision für 
unbegründet und eine mündliche Verhandlung nicht für erforderlich. Die Beteiligten sind davon unterrichtet worden 
und hatten Gelegenheit zur Stellungnahme.


8 Die Revision ist unbegründet und wird deshalb zurückgewiesen (§ 126 Abs. 2 FGO). Das FG hat im Ergebnis zu Recht 
entschieden, dass die Klägerin die erweiterte Kürzung nach § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG nicht beanspruchen kann.


9 1. Gemäß § 9 Nr. 1 Satz 1 GewStG wird die Summe des Gewinns und der Hinzurechnungen um 1,2 % des Einheitswerts 
des zum Betriebsvermögen des Unternehmers gehörenden und nicht von der Grundsteuer befreiten Grundbesitzes 
gekürzt (sog. einfache Kürzung); maßgebend ist der Einheitswert des letzten Feststellungszeitpunktes vor dem Ende 
des Erhebungszeitraums. Stattdessen kann nach § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG bei Unternehmen, die ausschließlich eigenen 
Grundbesitz oder neben eigenem Grundbesitz eigenes Kapitalvermögen verwalten und nutzen oder daneben 
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Wohnungsbauten betreuen oder Einfamilienhäuser, Zweifamilienhäuser oder Eigentumswohnungen errichten und 
veräußern, auf Antrag die Summe des Gewinns und der Hinzurechnungen um den Teil des Gewerbeertrags gekürzt 
werden, der auf die Verwaltung und Nutzung des eigenen Grundbesitzes entfällt (sog. erweiterte Kürzung). Dieser Teil 
des Gewerbeertrags geht nicht in die Bemessungsgrundlage für die Gewerbesteuer ein und wird so im Ergebnis nicht 
mit Gewerbesteuer belastet (grundlegend hierzu Beschluss des Großen Senats des BFH vom 25.09.2018 - GrS 2/16, 
BFHE 263, 225, BStBl II 2019, 262, m.w.N.).


10 2. Voraussetzung für die Gewährung der erweiterten Kürzung nach § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG ist u.a., dass das 
Unternehmen "ausschließlich" eigenen Grundbesitz verwaltet und nutzt, abgesehen von den in § 9 Nr. 1 Sätze 2 
und 3 GewStG zugelassenen Ausnahmen (Senatsurteil vom 18.12.2019 - III R 36/17, BFHE 267, 406, BStBl II 2020, 
405, m.w.N.). Die in § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG genannte Verwaltung eigenen Kapitalvermögens ist nur dann 
unschädlich, wenn sie neben der Verwaltung eigenen Grundbesitzes stattfindet, nicht aber, wenn sie vor Beginn oder 
nach dem Ende einer begünstigten Grundstücksverwaltung die alleinige Tätigkeit darstellt (Güroff in 
Glanegger/Güroff, GewStG, 10. Aufl., § 9 Nr. 1 Rz 27b, m.w.N.).


11 a) Der Begriff der Ausschließlichkeit ist gleichermaßen qualitativ, quantitativ sowie zeitlich zu verstehen (vgl. BFH-
Beschlüsse vom 12.07.1999 - I B 5/99, BFH/NV 2000, 79, sowie vom 14.04.2000 - I B 104/99, BFH/NV 2000, 1497; 
BFH-Urteile vom 19.10.2010 - I R 1/10, BFH/NV 2011, 841; vom 26.02.2014 - I R 47/13 , BFH/NV 2014, 1395, sowie 
vom 26.02.2014 - I R 6/13, BFH/NV 2014, 1400; Güroff in Glanegger/Güroff, a.a.O., § 9 Nr. 1 Rz 23; Wagner in 
Wendt/Suchanek/Möllmann/Heinemann, GewStG, 2019, § 9 Nr. 1 Rz 79; Brandis/Heuermann/Gosch, § 9 GewStG 
Rz 69).


12 b) In zeitlicher Hinsicht hat dies zur Folge, dass der Unternehmer während des gesamten Erhebungszeitraums der 
gemäß § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG begünstigten Tätigkeit nachgehen muss. Dies folgt aus dem Wesen der 
Gewerbesteuer als Jahressteuer (BFH-Urteile vom 29.03.1973 - I R 199/72, BFHE 109, 138, BStBl II 1973, 563; in 
BFH/NV 2014, 1395, und in BFH/NV 2014, 1400, und Senatsurteil in BFHE 267, 406, BStBl II 2020, 405; 
Brandis/Heuermann/Gosch, a.a.O., Rz 76). Die erweiterte Kürzung kann nicht zeitanteilig gewährt werden (Güroff in 
Glanegger/Güroff, a.a.O., § 9 Nr. 1 Rz 23c; Roser in Lenski/Steinberg, Gewerbesteuergesetz, § 9 Nr. 1 Rz 131). Am 
Erfordernis einer ausschließlichen Verwaltung und Nutzung eigenen Grundbesitzes fehlt es daher, wenn ein 
Unternehmer das letzte oder einzige Grundstück vor Ablauf des Erhebungszeitraums veräußert und danach nur noch 
anderweitige Tätigkeiten ausübt (BFH-Urteil vom 20.01.1982 - I R 201/78, BFHE 135, 327, BStBl II 1982, 477; BFH-
Beschlüsse in BFH/NV 2000, 79, und in BFH/NV 2000, 1497; BFH-Urteile vom 19.12.2007 - I R 46/07, BFH/NV 2008, 
930, unter II.3.; in BFH/NV 2011, 841; in BFH/NV 2014, 1395, sowie in BFH/NV 2014, 1400; ebenso Wagner in 
Wendt/Suchanek/Möllmann/Heinemann, a.a.O., Rz 82). Eine "technisch bedingte" Ausnahme wird bei einer 
Veräußerung zum 31.12., 23:59 Uhr, zugelassen (BFH-Urteil vom 11.08.2004 - I R 89/03, BFHE 207, 40, BStBl II 2004, 
1080).


13 3. Für den Streitfall bedeuten diese Grundsätze, dass die Klägerin die erweiterte Kürzung nicht beanspruchen kann, 
weil sie nicht während des gesamten Erhebungszeitraums i.S. von § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG tätig war. Die sachliche 
Gewerbesteuerpflicht der Klägerin und der (abgekürzte) Erhebungszeitraum (§ 14 Satz 3 GewStG) begannen 
am ...2014, dem Tag der Eintragung in das Handelsregister (Brandis/Heuermann/Drüen, § 2 GewStG Rz 241). Danach 
galt die gesamte Tätigkeit der Klägerin als Gewerbebetrieb (§ 2 Abs. 2 Satz 1 GewStG). In der Zeit bis zum ...2014 
befasste sich die Klägerin jedoch nach ihrem eigenen Vortrag nicht mit der Verwaltung oder Nutzung von 
Grundbesitz; Gegenteiliges lässt sich auch den Feststellungen des FG nicht entnehmen. Damit scheidet eine 
erweiterte Kürzung aus. Denn ebenso wenig, wie das Erfordernis der Ausschließlichkeit gewahrt ist, wenn sich ein 
Unternehmen nach dem Verkauf des letzten oder einzigen Grundstücks bis zum Ende des Erhebungszeitraums nicht 
mehr mit der Verwaltung und Nutzung eigenen Grundbesitzes befasst, ist es erfüllt, wenn in dem Unternehmen im 
Laufe eines Erhebungszeitraums erstmals eine solche Tätigkeit ausgeübt wird.
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14 4. Die vom FG in den Vordergrund gestellte Frage, ob die Voraussetzungen der erweiterten Kürzung nach § 9 Nr. 1 
Satz 2 GewStG deshalb nicht erfüllt sind, weil der Grundbesitz nicht zum 01.01.2014 zum Betriebsvermögen der 
--damals noch nicht existierenden-- Klägerin gehört hatte, ist demnach nicht entscheidungserheblich. In § 20 Abs. 1 
Satz 2 GewStDV ist bestimmt, dass für die Frage, ob und inwieweit Grundbesitz zum Betriebsvermögen gehört, der 
Stand zu Beginn des Kalenderjahres maßgeblich ist (Stichtagsprinzip). Das FG hat jedoch selbst auf das BFH-Urteil in 
BFHE 192, 353, BStBl II 2001, 251 hingewiesen. Darin hat der BFH entschieden, dass sich § 20 Abs. 1 GewStDV 
lediglich auf die pauschale Kürzung gemäß § 9 Nr. 1 Satz 1 GewStG bezieht, nicht aber auf die erweiterte Kürzung 
nach § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG (später offengelassen in BFH/NV 2011, 841).


15 5. Eine pauschale Kürzung nach § 9 Nr. 1 Satz 1 GewStG scheidet aus, da zum 01.01.2014 für die erst im Streitjahr 
2014 gegründete Klägerin naturgemäß noch keine Einheitswerte von Grundstücken festgestellt worden waren.


16 6. Auf die vom FA als Gegenrüge erhobene Verfahrensrüge kommt es nicht mehr an, da die Revision bereits auf der 
Grundlage des vom FG festgestellten Sachverhalts zurückzuweisen ist.


17 7. Die Kostenentscheidung beruht auf § 143 Abs. 1, § 135 Abs. 2 FGO.
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Beschluss vom 26. Mai 2021, VII B 13/21 (AdV) 
Aussetzung der Vollziehung: Verfassungsmäßigkeit der Höhe von Säumniszuschlägen


ECLI:DE:BFH:2021:BA.260521.VIIB13.21.0


BFH VII. Senat


AO § 240 Abs 1 S 1 , FGO § 69 , FGO § 69 Abs 2 S 7 , GG Art 3 Abs 1 


vorgehend FG Münster, 29. Mai 2020, Az: 12 V 901/20 AO


Leitsätze


NV: Gegen die Höhe der nach § 240 AO zu entrichtenden Säumniszuschläge bestehen für Jahre ab 2012 jedenfalls insoweit 
erhebliche verfassungsrechtliche Bedenken, als den Säumniszuschlägen nicht die Funktion eines Druckmittels zukommt, 
sondern die Funktion einer Gegenleistung oder eines Ausgleichs für das Hinausschieben der Zahlung fälliger Steuern, 
mithin also eine zinsähnliche Funktion.


Tenor


Auf die Beschwerde des Antragstellers werden der Beschluss des Finanzgerichts Münster vom 29.05.2020 - 12 V 901/20 
AO und der ablehnende Bescheid des Antragsgegners vom 24.03.2020 aufgehoben.


Die Vollziehung des Abrechnungsbescheids vom 10.03.2020 wird in Höhe der hälftigen Säumniszuschläge zur 
Umsatzsteuer für August 2018 bezogen auf den Zeitraum vom 11.10.2018 bis zum 10.11.2018 --mithin in Höhe von X €-- 
rückwirkend ab Fälligkeit aufgehoben.


Die Kosten des gesamten Verfahrens hat der Antragsgegner zu tragen.


Tatbestand


I.


1 Die Beteiligten streiten über die Verfassungsmäßigkeit der Höhe der in einem Abrechnungsbescheid ausgewiesenen 
Säumniszuschläge.


2 Der Antragsgegner und Beschwerdegegner (das Finanzamt --FA--) erließ am 10.03.2020 einen (geänderten) 
Abrechnungsbescheid, der zulasten des Antragstellers und Beschwerdeführers (Antragsteller) neben weiteren 
Steuerforderungen auch Säumniszuschläge zur Umsatzsteuer für August 2018 für den Zeitraum vom 11.10.2018 bis 
zum 10.11.2018 in Höhe von Y € auswies. Die in dem Abrechnungsbescheid aufgeführten Forderungen wurden durch 
Aufrechnung vollständig beglichen.


3 Der Antragsteller legte gegen den Abrechnungsbescheid Einspruch ein und machte geltend, dass die darin 
aufgeführten Säumniszuschläge, soweit sie einen Betrag von X € überstiegen, verfassungswidrig seien. 
Säumniszuschläge wiesen einen Druck- und einen Zinscharakter auf. Um den Druckcharakter gehe es ihm hier nicht. 
Soweit jedoch in den Säumniszuschlägen ein Zinsanteil enthalten sei, werde dieser von den verfassungsrechtlichen 
Zweifeln des Bundesfinanzhofs (BFH) zur Höhe des gesetzlich vorgegebenen Zinssatzes von 6 % erfasst. Insoweit sei 
ihm daher Aufhebung der Vollziehung (AdV) der hälftigen Säumniszuschläge zu gewähren.
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4 Über den Einspruch des Antragstellers hat das FA bislang noch nicht entschieden. Den AdV-Antrag lehnte es jedoch 
mit Entscheidung vom 24.03.2020 mit der Begründung ab, die Rechtsprechung habe bestätigt, dass der 
Säumniszuschlag in Höhe von 1 % je angefangenem Monat der Säumnis dem Grunde nach verfassungsgemäß sei und 
dass Säumniszuschläge insbesondere keinen --auch keinen verdeckten-- Zinsanteil enthielten.


5 Mit Beschluss vom 29.05.2020 hat das Finanzgericht (FG) einen dort gestellten Antrag auf AdV ebenfalls abgelehnt; 
der Beschluss ist in Entscheidungen der Finanzgerichte 2020, 1053, veröffentlicht. Die Beschwerde gegen diesen 
Beschluss hat das FG nachträglich mit Beschluss vom 27.01.2021 zugelassen.


6 Gegen die Ablehnung des AdV-Antrags wendet sich der Antragsteller mit der vorliegenden Beschwerde.


Entscheidungsgründe


II.


7 Die nach § 128 Abs. 3 Satz 1 der Finanzgerichtsordnung (FGO) zulässige Beschwerde ist begründet.


8 1. Nach der im vorläufigen Verfahren gemäß § 69 FGO gebotenen summarischen Prüfung der Sach- und Rechtslage 
gelangt der beschließende Senat zu der Auffassung, dass an der Verfassungsmäßigkeit der gesetzlich festgelegten 
Höhe der Säumniszuschläge ernstliche Zweifel bestehen, so dass der angefochtene Beschluss des FG zusammen mit 
der Entscheidung des FA vom 24.03.2020 aufzuheben und dem AdV-Antrag des angefochtenen Abrechnungsbescheids 
in dem tenorierten Umfang stattzugeben war.


9 a) Auf Antrag kann das Gericht der Hauptsache die Vollziehung ganz oder teilweise aussetzen, wenn ernstliche Zweifel 
an der Rechtmäßigkeit des angefochtenen Verwaltungsakts bestehen (§ 69 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. Abs. 2 Satz 2 FGO). Ist 
der Verwaltungsakt schon vollzogen, tritt an die Stelle der Aussetzung der Vollziehung die Aufhebung der Vollziehung 
(§ 69 Abs. 2 Satz 7 FGO).


10 Nach der Rechtsprechung des BFH bestehen ernstliche Zweifel i.S. von § 69 Abs. 2 Satz 2 FGO, wenn bei 
summarischer Prüfung des angefochtenen Bescheids neben den für seine Rechtmäßigkeit sprechenden Umständen 
gewichtige Gründe zutage treten, die Unentschiedenheit oder Unsicherheit in der Beurteilung einer 
entscheidungserheblichen Rechtsfrage oder Unklarheiten in der Beurteilung von Tatfragen bewirken. Dass die für die 
Rechtswidrigkeit sprechenden Gründe überwiegen, wird dabei nicht vorausgesetzt (vgl. BFH-Beschluss vom 
15.04.2020 - IV B 9/20 (AdV), BFH/NV 2020, 919, m.w.N.). Ernstliche Zweifel können auch verfassungsrechtliche 
Zweifel hinsichtlich einer dem angefochtenen Verwaltungsakt zugrunde liegenden Norm sein (ständige 
Rechtsprechung, vgl. BFH-Beschluss vom 04.07.2019 - VIII B 128/18, BFH/NV 2019, 1060, m.w.N.).


11 Vollzogen i.S. von § 69 Abs. 2 Satz 7 FGO ist ein Verwaltungsakt auch im Falle einer Aufrechnung. Diese ist nach 
Anordnung einer Aufhebung der Vollziehung vorläufig rückgängig zu machen (vgl. Senatsbeschluss vom 24.10.1996 - 
VII B 122/96, BFH/NV 1997, 257, unter 2.b bb; s.a. BFH-Beschluss vom 15.03.1999 - I B 95/98, BFH/NV 1999, 1205, 
unter II.3.b, m.w.N.; Gräber/Stapperfend, Finanzgerichtsordnung, 9. Aufl., § 69 Rz 175).


12 b) Ausgehend von diesen Grundsätzen ist dem Antragsteller die begehrte Aufhebung der Vollziehung der 
streitgegenständlichen Säumniszuschläge in der beantragten Höhe zu gewähren.
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13 Der BFH hat wiederholt entschieden, dass gegen die Höhe der in § 233a der Abgabenordnung (AO) und in § 238 
Abs. 1 Satz 1 AO normierten Zinssätze ab dem Jahr 2012 erhebliche verfassungsrechtliche Bedenken bestehen, die 
eine Aussetzung nach § 69 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. Abs. 2 Satz 2 FGO geboten erscheinen lassen (s. vor allem BFH-
Beschluss vom 25.04.2018 - IX B 21/18, BFHE 260, 431, BStBl II 2018, 415; ebenso BFH-Beschlüsse vom 
11.02.2020 - VIII B 131/19, BFH/NV 2020, 507, Rz 29; in BFH/NV 2019, 1060, Rz 16, und vom 03.09.2018 - 
VIII B 15/18, BFH/NV 2018, 1279, jeweils m.w.N.).


14 Der beschließende Senat wiederum hat bereits festgestellt, dass unter Berücksichtigung dieser Rechtsprechung auch 
Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der gesetzlich festgelegten Höhe der Säumniszuschläge nach § 240 Abs. 1 
Satz 1 AO bestehen (s. Senatsbeschluss vom 14.04.2020 - VII B 53/19, BFH/NV 2021, 177, Rz 3; vgl. auch Senatsurteil 
vom 30.06.2020 - VII R 63/18, BFHE 270, 7, BStBl II 2021, 191, Rz 23). Dies gilt jedenfalls insoweit, als 
Säumniszuschlägen nicht die Funktion eines Druckmittels zukommt, sondern die Funktion einer Gegenleistung oder 
eines Ausgleichs für das Hinausschieben der Zahlung fälliger Steuern, mithin also eine zinsähnliche Funktion (vgl. 
dazu Senatsbeschluss vom 21.10.2020 - VII B 121/19, BFH/NV 2021, 326, Rz 33; zur Einordnung von 
Säumniszuschlägen als Druckmittel mit Zinscharakter s.a. BFH-Urteil vom 29.08.1991 - V R 78/86, BFHE 165, 178, 
BStBl II 1991, 906, unter B.II.2.a, m.w.N., und Senatsurteil vom 25.02.1997 - VII R 15/96, BFHE 182, 480, BStBl II 
1998, 2, unter 2.b cc; ebenso: Klein/Rüsken, AO, 15. Aufl., § 240 Rz 1). Ob und inwieweit der weitere Zweck, den 
Verwaltungsaufwand auszugleichen, hier ebenfalls zu berücksichtigen ist, ist bislang nicht entschieden (s. hierzu die 
Argumente von Steck, Deutsche Steuer-Zeitung 2019, 143).


15 Vor diesem Hintergrund war die Vollziehung des angefochtenen Abrechnungsbescheids hinsichtlich der 
Säumniszuschläge zur Umsatzsteuer für August 2018 in der beantragten hälftigen Höhe aufzuheben.


16 2. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 1 FGO.
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Urteil vom 27. Juli 2021, V R 3/20 
Keine Ablaufhemmung beim Bauleistenden in sog. Bauträgerfällen


ECLI:DE:BFH:2021:U.270721.VR3.20.0


BFH V. Senat


AO § 37 Abs 2 , AO § 169 Abs 1 , AO § 169 Abs 2 S 1 Nr 2 , AO § 171 Abs 10 , AO § 171 Abs 14 , AO § 175 Abs 1 S 1 Nr 2 , 
UStG § 13b , UStG § 27 Abs 19 S 1 , UStG VZ 2009 , AO § 47 


vorgehend Niedersächsisches Finanzgericht , 19. November 2019, Az: 5 K 193/18


Leitsätze


1. Die Ablaufhemmung des § 171 Abs. 14 AO setzt voraus, dass der Erstattungsanspruch vor Ablauf der Festsetzungsfrist 
entstanden ist (Anschluss an BFH-Urteile vom 04.08.2020 - VIII R 39/18, BFHE 270, 81, sowie vom 25.11.2020 - II R 3/18, 
BFHE 272, 1).


2. In den sog. Bauträgerfällen führt ein Erstattungsanspruch des Leistungsempfängers (Bauträger) nicht zu einer 
Ablaufhemmung für die Steuerfestsetzung beim Bauleistenden, wenn im Zeitpunkt der Festsetzung des 
Erstattungsanspruchs bereits Festsetzungsverjährung beim Bauleistenden eingetreten ist.


Tenor


Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des Niedersächsischen Finanzgerichts vom 19.11.2019 - 5 K 193/18 wird als 
unbegründet zurückgewiesen.


Die Kosten des Revisionsverfahrens hat der Beklagte zu tragen.


Tatbestand


I.


1 Streitig ist, ob der Umsatzsteuer-Änderungsbescheid für 2009 (Streitjahr) vom 26.03.2018 erst nach Ablauf der 
Festsetzungsfrist erlassen wurde.


2 Die Klägerin und Revisionsbeklagte (Klägerin) ist eine Tischlerei in der Rechtsform einer KG. Diese erbrachte im 
Streitjahr Bauleistungen (Errichtung einer Treppenanlage) an einen Bauträger (Firma X). Die Vertragspartner gingen 
--entsprechend der damaligen Verwaltungsauffassung-- davon aus, dass die Firma X als Leistungsempfängerin die 
Umsatzsteuer schulde (§ 13b des Umsatzsteuergesetzes --UStG-- a.F.). Die Klägerin wies daher in ihrer Rechnung vom 
19.08.2009 über ... € keine Umsatzsteuer aus und erfasste diesen Umsatz auch nicht in ihrer am 30.12.2010 beim 
Beklagten und Revisionskläger (Finanzamt --FA--) eingereichten Umsatzsteuer-Jahreserklärung für das Streitjahr. Nach 
Zustimmung des FA vom 03.03.2011 stand die Umsatzsteuer-Jahreserklärung einer Steuerfestsetzung unter dem 
Vorbehalt der Nachprüfung gleich (§ 168 der Abgabenordnung --AO--).


3 Im Anschluss an das Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 22.08.2013 - V R 37/10 (BFHE 243, 20, BStBl II 2014, 128) 
beantragte die Firma X als Leistungsempfängerin mit Schreiben vom 30.12.2014 die Erstattung der von ihr als 
Steuerschuldnerin nach § 13b UStG a.F. an das FA gezahlten Umsatzsteuer.
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4 Das FA forderte die Klägerin am 15.07.2015 auf, eine berichtigte Umsatzsteuererklärung für das Streitjahr unter 
Berücksichtigung des Umsatzes an die Firma X einzureichen und wies auf die Möglichkeit hin, den zivilrechtlichen 
Zahlungsanspruch gegen den Leistungsempfänger an das Bundesland B abzutreten. Dem kam die Klägerin nicht nach, 
weil sie davon ausging, dass bereits Festsetzungsverjährung eingetreten sei und die Umsatzsteuerfestsetzung 2009 
daher vom FA nicht mehr geändert werden könne. Mit dem gemäß § 164 Abs. 2 AO geänderten Umsatzsteuerbescheid 
2009 vom 26.03.2018 erhöhte das FA unter Hinweis auf eine Hemmung der Verjährung nach § 171 Abs. 14 AO die 
Umsätze zum Regelsteuersatz um das Nettoentgelt von ... € für die Bauleistung der Klägerin an die Firma X. Der 
Einspruch der Klägerin wurde mit Einspruchsentscheidung vom 05.07.2018 als unbegründet zurückgewiesen.


5 In ihrer dagegen erhobenen Klage vertrat die Klägerin die Auffassung, der angefochtene Bescheid sei erst nach Eintritt 
der Festsetzungsverjährung erlassen worden und daher rechtswidrig. § 171 Abs. 14 AO sei nicht einschlägig, weil der 
Erstattungsanspruch der Firma X (Leistungsempfängerin) nicht im Sinne dieser Vorschrift mit dem Steueranspruch des 
FA gegen die Klägerin zusammenhänge. Insoweit stelle sich das FA sogar gegen § 171 Nr. 8 des Anwendungserlasses 
zur Abgabenordnung. § 27 Abs. 19 UStG führe zu keiner anderen Beurteilung.


6 Das Finanzgericht (FG) gab der Klage mit seinem in Entscheidungen der Finanzgerichte (EFG) 2020, 428 
veröffentlichten Urteil im Hilfsantrag statt. Entgegen der Auffassung des FA sei der Ablauf der Festsetzungsfrist nicht 
nach § 171 Abs. 14 AO gehemmt. Der Erstattungsanspruch der Leistungsempfängerin (Firma X) stehe in keinem 
Zusammenhang mit der geänderten Festsetzung der Umsatzsteuer 2009 gegenüber der Klägerin. Im Lichte der 
Zweckbestimmung der Vorschriften über die Festsetzungsverjährung und unter Berücksichtigung der 
Gesetzgebungsmaterialien sei der unbestimmte Rechtsbegriff des "Zusammenhangs" eng auszulegen, sodass ein von 
zwei verschiedenen Steuerpflichtigen abgeschlossener schuldrechtlicher Vertrag keinen Zusammenhang i.S. des § 171 
Abs. 14 AO begründe. Die vom FA vertretene Auslegung des § 171 Abs. 14 AO gehe über die Zielsetzung der Norm 
hinaus. Das Vertrauen des Steuerpflichtigen in den regelmäßigen Ablauf der Festsetzungsfrist genieße Vorrang 
gegenüber einer richtigen Steuerfestsetzung.


7 Mit seiner Revision rügt das FA die Verletzung des § 171 Abs. 14 AO. Die reguläre Festsetzungsfrist sei zwar bei Erlass 
des streitgegenständlichen Änderungsbescheids abgelaufen, in Höhe des noch nicht zahlungsverjährten 
Erstattungsanspruchs des Bauträgers (Firma X) sei jedoch beim Bauleistenden (Klägerin) eine Ablaufhemmung nach 
§ 171 Abs. 14 AO eingetreten. Diese Norm setze lediglich einen sachlichen Zusammenhang zwischen dem 
Erstattungsanspruch nach § 37 Abs. 2 AO und dem Steueranspruch gegen den Leistenden voraus. Dieser sachliche 
Zusammenhang liege hier vor, da es um dieselbe Steuerart (Umsatzsteuer) und denselben Besteuerungszeitraum 
(2009) gehe und die Steuerfestsetzung einen Anspruch betreffe, der sich unmittelbar aus dem entsprechenden 
Erstattungsantrag ergebe. Zwar liege kein personeller Zusammenhang vor, eine derartige Einschränkung des 
Anwendungsbereichs ergebe sich aber weder aus dem Wortlaut noch aus dem Sinn und Zweck der Regelung.


8 Der Anwendung des § 171 Abs. 14 AO stehe auch nicht entgegen, dass der Erstattungsanspruch der 
Leistungsempfängerin bei Ablauf der regulären Festsetzungsfrist am 31.12.2014 noch nicht festgesetzt gewesen sei. 
Eine Zahlung sei bereits dann ohne rechtlichen Grund geleistet, wenn sie den materiell-rechtlichen Anspruch 
übersteige (BFH-Urteile vom 06.02.1996 - VII R 50/95, BFHE 179, 556, BStBl II 1997, 112, und vom 15.10.1997 - 
II R 56/94, BFHE 184, 111, BStBl II 1997, 796). Der Antrag der Leistungsempfängerin (Firma X) auf Rückerstattung der 
nach § 13b UStG a.F. entrichteten Steuer begründe noch vor Ablauf der Festsetzungsfrist einen Erstattungsanspruch 
aus materiell-rechtlichem Grund.


9 Das FA beantragt,
das angefochtene Urteil des FG vom 19.11.2019 - 5 K 193/18 aufzuheben und die Klage abzuweisen.


Seite 2 von 5







10 Die Klägerin beantragt,
die Revision des FA zurückzuweisen.


11 Die Klägerin habe sich seinerzeit an die damalige Verwaltungsanweisung gehalten und die Rechnungen ohne 
Umsatzsteuerausweis erteilt. Damit habe sie sich verwaltungstreu verhalten und auf die Bestandskraft ihrer 
Umsatzsteuerfestsetzung nach Ablauf der regulären Festsetzungsfrist verlassen dürfen. Bei der vom FA vertretenen 
weiten Auslegung des § 171 Abs. 14 AO bestehe Gefahr für das hohe Rechtsgut des Rechtsfriedens. Die Vorschrift 
müsse daher eng ausgelegt und auf das Steuerschuldverhältnis zwischen Steuerpflichtigem und Finanzverwaltung 
beschränkt werden. Bei zwei getrennt handelnden Unternehmern einen rechtlich ausreichenden Zusammenhang zu 
bejahen, gehe weit über das Ziel der Gesetzesnorm hinaus.


Entscheidungsgründe


II.


12 Die Revision des FA ist unbegründet und daher zurückzuweisen (§ 126 Abs. 2 i.V.m. Abs. 4 der Finanzgerichtsordnung 
--FGO--). Das FG hat im Ergebnis zu Recht entschieden, dass der Umsatzsteuer-Änderungsbescheid für 2009 vom 
26.03.2018 wegen Eintritts der Festsetzungsverjährung rechtswidrig ist. Die Festsetzungsfrist für den Erlass dieses 
Bescheids war nicht nach § 171 Abs. 14 AO gehemmt und eine Änderungsbefugnis des FA ergibt sich auch nicht aus 
anderen Normen.


13 1. Eine Steuerfestsetzung sowie ihre Änderung sind nicht mehr zulässig, wenn die Festsetzungsfrist abgelaufen ist 
(§ 169 Abs. 1 Satz 1 AO). Zutreffend hat das FG entschieden, dass bei Erlass des streitgegenständlichen 
Umsatzsteuer-Änderungsbescheids die reguläre Festsetzungsfrist bereits abgelaufen war.


14 a) Die Festsetzungsfrist für die Umsatzsteuer beträgt nach § 169 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AO vier Jahre und beginnt gemäß 
§ 170 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AO mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem der Steuerpflichtige seine Jahressteuererklärung 
beim FA eingereicht hat.


15 b) Nach den Feststellungen des FG hatte die Klägerin ihre Umsatzsteuer-Jahreserklärung für das Streitjahr am 
30.12.2010 beim FA eingereicht. Die Festsetzungsfrist begann daher mit Ablauf des Jahres 2010 und endete mit 
Ablauf des 31.12.2014. Im Zeitpunkt des Erlasses des streitgegenständlichen Umsatzsteuer-Änderungsbescheids vom 
26.03.2018 war die reguläre Festsetzungsfrist somit bereits seit mehreren Jahren abgelaufen.


16 2. Die Voraussetzungen für die Ablaufhemmung gemäß § 171 Abs. 14 AO, wonach die Festsetzungsfrist für einen 
Steueranspruch nicht endet, soweit ein damit zusammenhängender Erstattungsanspruch nach § 37 Abs. 2 AO noch 
nicht verjährt ist (§ 228 AO), liegen nicht vor.


17 a) § 171 AO hemmt nur den Ablauf einer offenen Festsetzungsfrist, kann diese aber nach einmal eingetretener 
Festsetzungsverjährung nicht erneut anlaufen lassen. Denn nach § 47 AO erlöschen Ansprüche aus dem 
Steuerschuldverhältnis insbesondere durch Verjährung (§§ 169 bis 171, §§ 228 bis 232 AO). Das Erlöschen ist 
endgültig, sodass ein erloschener Anspruch nicht wieder aufleben kann. Ereignisse, die eine Hemmung der 
Verjährung bewirken könnten, gehen daher nach Eintritt der Festsetzungsverjährung ins Leere. Die 
verjährungshemmenden Tatbestände des § 171 AO schieben den Eintritt der Verjährung über den regulären 
Zeitpunkt hinaus (BFH-Beschluss vom 14.09.2007 - VIII B 20/07, BFH/NV 2008, 25), eröffnen aber nicht eine einmal 
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abgelaufene Festsetzungsfrist erneut (Drüen in Tipke/Kruse, § 171 AO Rz 1). Die Vorschrift enthält somit keine 
Rechtsgrundlage für ein erneutes Anlaufen der Festsetzungsfrist (BFH-Urteil vom 25.11.2020 - II R 3/18, BFHE 272, 
1, Rz 37).


18 Auch bei Anwendung von § 171 Abs. 14 AO kommt es somit --neben dem Vorliegen eines mit dem Steueranspruch 
"zusammenhängenden Erstattungsanspruchs"-- darauf an, dass dieser Erstattungsanspruch bereits vor Ablauf der 
Festsetzungsfrist entstanden ist (BFH-Urteil vom 04.08.2020 - VIII R 39/18, BFHE 270, 81, Rz 23, mit Hinweis auf die 
Gesetzesbegründung, BTDrucks 10/1636, S. 44, sowie im Anschluss hieran auch BFH-Urteil in BFHE 272, 1, 
Leitsatz 2, Rz 37; vgl. auch FG Schleswig-Holstein vom 03.08.2000 - V 788/98, EFG 2001, 56, sowie FG Köln vom 
02.04.2009 - 15 K 2546/07, EFG 2009, 1430).


19 b) Der Erstattungsanspruch i.S. des § 37 Abs. 2 AO setzt u.a. voraus, dass eine Steuer oder steuerliche Nebenleistung 
ohne rechtlichen Grund gezahlt worden ist oder der rechtliche Grund für die Zahlung später wegfällt. Für die Frage, 
ob ein Rechtsgrund für eine Steuerzahlung besteht, ist § 171 Abs. 14 AO nach der Rechtsprechung des VIII. und des 
II. Senates des BFH nicht im Sinne der sog. materiellen Rechtsgrundtheorie, sondern der formellen 
Rechtsgrundtheorie auszulegen. Maßgeblich ist demnach, dass es für die Zahlung des Steuerpflichtigen an einem 
formalen Rechtsgrund in Gestalt eines wirksamen Steuerbescheids fehlt (BFH-Urteil in BFHE 270, 81, sowie im 
Anschluss BFH-Urteil in BFHE 272, 1, Rz 38, m.w.N.). Der BFH hat hierfür insbesondere die Gesetzesbegründung 
(BTDrucks 10/1636, S. 44) angeführt, nach der gerade eine Zahlung, die zwar einem materiellen Steueranspruch 
entspricht, jedoch auf einen unwirksam bekanntgegebenen Steuerbescheid erfolgt ist, als rechtsgrundlose Zahlung 
angesehen wurde. Der erkennende Senat schließt sich dieser Rechtsprechung an.


20 c) Ohne Erfolg macht das FA demgegenüber geltend, der Erstattungsanspruch entstehe nach den BFH-Urteilen in 
BFHE 179, 556, BStBl II 1997, 112 sowie in BFHE 184, 111, BStBl II 1997, 796 materiell-rechtlich bereits mit der 
Zahlung der Steuer durch den Leistungsempfänger, sodass die Festsetzungsfrist im Zeitpunkt des Antrags der 
Leistungsempfängerin auf Rückerstattung noch nicht abgelaufen sei. Das BFH-Urteil in BFHE 179, 556, BStBl II 1997, 
112 betrifft nicht die Entstehung eines Erstattungsanspruchs im Kontext des § 171 Abs. 14 AO und das BFH-Urteil in 
BFHE 184, 111, BStBl II 1997, 796 lässt es ausweislich seines Leitsatzes ausdrücklich offen, ob hinsichtlich des 
Entstehens von Steuererstattungsansprüchen der materiellen oder der formellen Rechtsgrundtheorie zu folgen ist.


21 d) Im Streitfall ist danach eine Hemmung der Verjährung durch den Erstattungsanspruch der Leistungsempfängerin 
(Firma X) nach § 171 Abs. 14 AO nicht eingetreten. Denn der Umsatzsteuer-Erstattungsanspruch gegenüber der 
Firma X als Leistungsempfängerin entstand erst nach Ablauf der für die Klägerin geltenden Festsetzungsfrist.


22 aa) Ausweislich des Tatbestandes des FG-Urteils beantragte die Leistungsempfängerin (Firma X) mit Schreiben vom 
30.12.2014 die Erstattung der seinerzeit als Steuerschuldnerin zu Unrecht gezahlten Umsatzsteuer. Den 
Feststellungen des FG ist zwar lediglich zu entnehmen, dass der Leistungsempfängerin (Firma X) die für die 
Errichtung der Treppenanlage gezahlte Umsatzsteuer erstattet wurde, nicht aber das Datum des den 
Erstattungsanspruch begründenden Umsatzsteuer-Änderungsbescheids für das Streitjahr. Im Hinblick auf den 
Zeitpunkt der Antragstellung am 30.12.2014 geht der Senat jedoch davon aus, dass der entsprechende 
Umsatzsteuer-Änderungsbescheid für das Streitjahr nicht mehr in 2014, sondern frühestens in 2015 ergangen ist.


23 bb) Da der Umsatzsteuer-Erstattungsanspruch der Leistungsempfängerin nach Maßgabe der formellen 
Rechtsgrundtheorie erst mit der Änderung des Umsatzsteuerbescheids 2009 gegenüber der Firma X frühestens in 
2015 entstanden sein kann, ist eine Hemmung nach § 171 Abs. 14 AO ausgeschlossen. Denn die reguläre 
Festsetzungsverjährung trat bereits mit Ablauf des 31.12.2014 ein.


Seite 4 von 5







24 cc) Im Hinblick darauf, dass die Revision des FA bereits deswegen unbegründet ist, weil der Umsatzsteuer-
Erstattungsanspruch der Leistungsempfängerin erst nach Ablauf der Festsetzungsfrist bei der Klägerin entstanden 
ist, kann der Senat die zwischen den Beteiligten umstrittene Frage offenlassen, ob für eine Hemmung der Verjährung 
nach § 171 Abs. 14 AO bereits ein "sachlicher Zusammenhang" genügt (Drüen in Tipke/Kruse, § 171 AO Rz 105; 
Banniza in Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 171 AO Rz 242a; Paetsch in Gosch, AO § 171 Rz 194) oder --wie das FG 
entschieden hat-- darüber hinaus eine personelle Identität zwischen dem Steuersubjekt, dem der 
Erstattungsanspruch nach § 37 Abs. 2 AO zusteht und demjenigen, gegen den sich der nach § 171 Abs. 14 AO 
festzusetzende Steueranspruch richtet, erforderlich ist.


25 3. Eine Befugnis des FA zur Änderung der Umsatzsteuerfestsetzung 2009 gegenüber der Klägerin ergibt sich auch 
nicht aus anderen Rechtsnormen. § 27 Abs. 19 UStG beinhaltet keine Ablaufhemmung für die 
Umsatzsteuerfestsetzung gegenüber dem leistenden Unternehmer und die Rechtsprechung des BFH zur (fehlenden) 
Steuerschuldnerschaft von Bauträgern als Leistungsempfänger von Bauleistungen stellt kein rückwirkendes Ereignis 
i.S. des § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO dar (BFH-Beschluss vom 08.10.2019 - V R 15/18, BFHE 266, 28, Rz 29; FG Berlin-
Brandenburg vom 28.03.2018 - 7 K 7243/16, EFG 2018, 989), das die Änderung eines Steuerbescheids rechtfertigt. 
Die Änderung der Steuerfestsetzung gegenüber der Leistungsempfängerin (Firma X) ist wegen fehlender 
Bindungswirkung auch kein Grundlagenbescheid (§ 171 Abs. 10 AO) für die Änderung der Steuerfestsetzung 
gegenüber der Klägerin nach § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AO.


26 4. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 2 FGO.


Seite 5 von 5







